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1 Einleitung 
 
Die Universität der Vereinten Nationen (UNU) identifizierte im Jahr 2009 

fünfzehn  globale Herausforderungen für die Menschheit. An erster Stelle 

steht ´Nachhaltige Entwicklung` (Altenburg und Rennkamp 2010: 363). Glo-

bale Herausforderungen bedeuten, dass die Weltgemeinschaft globalen  Ri-

siken gegenüber steht, denen nur mit globalem, kollektivem Handeln begeg-

net werden kann. Nach Ulrich Beck eröffnen diese globalen Risiken aber ei-

nen Raum, in dem eine globale zivile Kultur der Verantwortung entstehen 

kann (Beck 2007). 

 

In Deutschland und in der Europäischen Union gilt Nachhaltigkeit seit der 

Jahrtausendwende als politisches Leitprinzip, das als „Motor für gesellschaft-

lichen und politischen Fortschritt“ angesehen wird.1 Auf der Ebene  der Ver-

einten Nationen wurden auf den Umweltkonferenzen Nachhaltigkeitsziele, 

Sustainable Develpment-Goals (SDG),  formuliert. Sogar die Millenniums-

Entwicklungsziele (MDG) schließen  das Thema Nachhaltigkeit (MDG 7) ein.2  

 

Aber was bedeutet der Begriff Nachhaltigkeit und was beinhaltet das Konzept 

einer nachhaltigen Entwicklung? Nachfolgend ein kurzer Abriss der Begriffs-

geschichte: 

Das Prinzip der Nachhaltigkeit wird in Deutschland auf den Oberberghaupt-

mann am Kursächsischen Hof in Freiberg, Hans Carl von Carlowitz, zurück-

geführt, der sich in seinem 1713 erschienenen Buch „silvicultura oeconomi-

ca“ für eine nachhaltige Waldbewirtschaftung einsetzte. Carlowitz plädierte 

dafür, den Wald nur in einem Umfang zu nutzen, der seinen Bestand nicht 

gefährdet. Der Begriff wurde  von der englischen Forstwirtschaft übernom-

men und mit ´sustainable` übersetzt. Ursprünglich ging es demnach lediglich 

um die wirtschaftliche Nutzung einer nachwachsenden Ressource. 

                                                 
1 Vgl. http://www.bundesregierung.de/Webs/Breg/DE/Themen/Nachhaltigkeitsstrategie bzw. 
http://europa.eu/legislation_summaries/environment/sustainable_development/l28117_de.htm vom 
15.01.2014 
2 Vgl. http://sustainabledevelopment.un.org/index.php?menu=1300 bzw. 
http://www.unric.org/de/aufbau-der-uno/99?showall=1 vom 10.01.2014 
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Etwa 250 Jahre später, 1962, veröffentlichte die amerikanische Biologin Ra-

chel Carson ihre Untersuchungen über die  Folgen des massiven Pestizid-

Einsatzes in der Landwirtschaft. „Der stumme Frühling“ (Carson [1962] 2007) 

gilt heute als die Initialzündung für die in den siebziger Jahren entstehende 

weltweite Umweltbewegung, die die negativen Folgen der Industrialisierung 

für Mensch und Umwelt thematisierte (Blawat 2012). Der Begriff der Nach-

haltigkeit erweiterte sich um den Erhalt einer intakten Umwelt. 

 

Der Club of Rome lenkte mit seiner 1972 vorgestellten Studie den Blick der 

Welt-Öffentlichkeit auf die „Grenzen des Wachstums“. In Szenarien mit ver-

schiedenen Weltmodellen untersuchte ein Projektteam des Massachusetts 

Institute of Technology (MIT) die Zusammenhänge von Bevölkerungswachs-

tum, wirtschaftlichem Wachstum, Umweltverschmutzung und der Endlichkeit 

fossiler Ressourcen auf das Gesamtsystem. Sie prognostizierten ein Errei-

chen der Wachstumsgrenzen innerhalb von hundert Jahren, wenn nicht ge-

gengesteuert würde und es nicht gelingen sollte, einen globalen Gleichge-

wichtszustand zu erreichen.  

1983 griffen die Vereinten Nationen die Thematik auf und beauftragten die 

Kommission für Umwelt und Entwicklung unter Vorsitz der norwegischen Mi-

nisterpräsidentin Gro Harlem Brundtland ein umweltschonendes globales 

Entwicklungskonzept auszuarbeiten. In dem 1987  veröffentlichten Ab-

schlussbericht „Unsere gemeinsame Zukunft“ wurde erstmals das Leitbild 

einer nachhaltigen Entwicklung formuliert, in das sowohl das Carlowitz-

Prinzip einer Ressourcennutzung unter Beachtung der Bestandserhaltung als 

auch der Erhalt einer intakten Umwelt eingeflossen sind: „Nachhaltige Ent-

wicklung ist eine Entwicklung, die die Lebensqualität der gegenwärtigen Ge-

neration sichert und gleichzeitig zukünftigen Generationen die Wahlmöglich-

keit zur Gestaltung ihres Lebens erhält” (Deutsche UNESCO-Kommission 

e.V. 2014). Der Brundtland-Bericht war Grundlage für die United Nations 

Conference on Environment and Developement (UNCED)  in Rio de Janeiro 

1992. Die Rio-Deklaration wurde von allen Staaten unterzeichnet und gilt als 

eine Art Grundgesetz  der Umwelt- und Entwicklungspolitik. Zentral ist dabei 

der anthropozentrische Ansatz, das heißt,  dass das Wohlergehen des Men-

schen im Mittelpunkt steht und dass Umweltpolitik immer im Zusammenhang 
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mit Entwicklungspolitik zu sehen ist.  Von diesem Ansatz her bedeutet nach-

haltige Entwicklung (sustainable development) die gleichgewichtige  Berück-

sichtigung sozialer, ökonomischer und ökologischer  Aspekte.  

Seit der Rio+20-Konferenz 2012 laufen bei den Vereinten Nationen die Vor-

bereitungen für die ´Post 2015 Development Agenda`3. In einem inklusiven 

und transparenten intergouvernementalen Prozess werden von ´Open Wor-

king Groups` Ziele für eine globale nachhaltige Entwicklung erarbeitet. Im 

Herbst 2014 soll die Generalversammlung der VN über ein universell gülti-

ges, globales und messbares Zielsystem für eine weltweite nachhaltige Ent-

wicklung abstimmen.4  Die Umsetzung dieser globalen Agenda sollen Indust-

rie-, Schwellen- und Entwicklungsländer gemeinsam in einer globalen Part-

nerschaft auf Augenhöhe verantworten (United Nations 2012). 

Es sieht so aus, als ob die Vereinten Nationen mit dieser ´Post 2015 Agenda` 

einen Raum öffnen würden, „in dem eine globale zivile Kultur der Verantwor-

tung entstehen kann“ (Beck 2007: 5).  In der geplanten globalen Agenda wä-

re dann das Nachhaltigkeitskonzept ein global anerkanntes Prinzip innerhalb 

einer „planetarischen Verantwortungsethik“.  In der Folge könnte so etwas 

wie ein „neuer Kosmopolitismus“5 entstehen (ebd.).  

 

Leider scheint die Weltgemeinschaft noch nicht soweit zu sein, gemeinsam 

Verantwortung zu tragen. Sonst müsste sich Kofi Annan nicht mit einem Ap-

pell an die Weltöffentlichkeit wenden, sie solle den Klimawandel endlich ernst 

nehmen und ehrgeizigere Ziele zur Reduzierung der Treibhausgase aufstel-

len.6      

 

Auch der Wissenschaftliche Beirat Globale Umweltveränderungen (WBGU) 

warnt vor den Gefahren eines instabilen Erdsystems. Der WBGU hat der 

Bundesregierung Anfang Juni 2014 seine Vorschläge für die globale  Post-

2015-Agenda vorgelegt. Diese beinhalten den Kampf gegen Hunger und Ar-

                                                 
3 Vgl. Unites Nations Sustainable Development Knowledge Platform 
http://sustainabledevelopment.un.org/index.php?menu=1300 vom 10.01.2014 
4 In dem Zielsystem sollen die Millennium-Development Goals (MDG) und die Sustainable-
Development-Goals (SDG) zusammengefasst werden zu einer globalen Agenda (ebd.) 
5 Lt. Beck meint der sozialwissenschaftliche Begriff des Kosmopolitismus eine besondere Form des 
Umgangs mit kultureller Andersheit – die Einbeziehung des anderen wird zur Realität und/oder Ma-
xime. 
6 SZ vom 24.01.2014,  Außenansicht,  „Unser aller Versagen“ 
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mut aber auch gegen den Raubbau von Ressourcen sowie Vorschläge für 

eine Kreislaufwirtschaft. Sie enthalten außerdem sechs planetarische Leit-

planken, deren Überschreiten nach Aussage von Dirk Messner, einem der 

beiden Vorsitzenden des Beirats, zu großen globalen Problemen führen wür-

de.7  

Alle politisch Verantwortlichen auf nationaler und internationaler Ebene wei-

sen dem Konzept einer nachhaltigen Entwicklung einen hohen Stellenwert 

mit Querschnittfunktionen über alle Policy-Felder zu. Doch in der Realität 

scheinen eher die kurzfristigeren nationalen Interessen das politische Han-

deln zu bestimmen. Denn bisher hat die Mehrheit der Staaten es abgelehnt, 

den Ausstoß von Treibhausgasen drastisch zu senken, da dies mit einer 

„Änderung der bisherigen Konsummuster und Lebensstile“ verbunden wäre 

(Ulbert 2013: 236). Es wird sich spätestens nächstes Jahr zeigen, ob es den 

Vereinten Nationen gelingen kann, die Industriestaaten, die Schwellen- und 

Entwicklungsländer zu einer multilateralen Zusammenarbeit bei der Frage 

des Überlebens des Planeten zu bewegen.  

 

2 Forschungsinteresse und Forschungsfrage 
 

Grundsätzlich geht es um die Beantwortung der Frage, ob das Nachhaltig-

keitskonzept als eine globale Utopie - so etwas wie eine globale Vision, die 

mehr oder weniger alle Menschen aus allen Kulturkreisen anstreben - oder 

nur als ein Diskurs des Nordens – im Sinne einer politisch-kulturellen Hege-

monie einer kleinen Gruppe wohlhabender Länder gegenüber dem Rest der 

Welt -  anzusehen ist. Dazu ist vorab zu klären, was in dieser Arbeit unter 

Nachhaltigkeit, was unter einer globalen Utopie und was unter dem Diskurs 

des Nordens zu verstehen ist.  

 

 

 

                                                 
7 SZ vom 05.06.2014, „Ökologische Vollbremsung“ 
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2.1 Begriffserklärungen 

2.1.1 Nachhaltigkeit 
 

Es gibt eine unübersehbare Anzahl an Definitionen für Nachhaltigkeit. Meist 

werden Nachhaltigkeit und nachhaltige Entwicklung synonym verwendet 

(Kreff et al. 2011: 279). Für Rittberger et al. ist die Nachhaltigkeit eine Leit-

idee aus dem Bereich Umwelt (Rittberger et al. 2010). Das trifft ganz sicher 

zu, greift aber zu kurz. Denn seit der Rio 92-Konferenz und der Rio-Erklärung 

über Umwelt und Entwicklung beinhaltet das Konzept neben der ökologi-

schen auch eine ökonomische und eine soziale Dimension. Nach dem 

Grundsatz 1 der Rio-Erklärung stehen die Menschen „im Mittelpunkt der Be-

mühungen um eine nachhaltige Entwicklung. Sie haben das Recht auf ein 

gesundes und produktives Leben im Einklang mit der Natur“ (United Nations 

1992)8. Bei einer nachhaltigen Entwicklung sind die Bedürfnisse der heutigen 

und der künftigen Generationen gleichermaßen zu berücksichtigen sowie  

der Erhalt des Ökosystems Erde zu gewährleisten (ebd.)9. Dabei ist Entwick-

lung (development) nicht mit wirtschaftlichem Wachstum (growth) gleichzu-

setzen. Die „notwendige“ nachholende Entwicklung in den Ländern des  „Sü-

dens“ ist ohne wirtschaftliches Wachstum nicht vorstellbar10.  Es kommt je-

doch darauf an, wie dieses Wirtschaftswachstum gestaltet wird.11  

Fasst man das vorab Gesagte zusammen, ergibt sich für das Konzept der 

nachhaltigen Entwicklung folgende Definition: Nachhaltige Entwicklung ist als 

ein gesellschaftlicher Transformationsprozess anzusehen, in dessen Verlauf 

neue Konsum- und Produktionsmuster entstehen sollen, die geeignet sind, 
                                                 
8 Grundsatz 1, hier zeigt sich eine Verflechtung mit den grundlegenden Prinzipien der Menschenrech-
te, insbesondere mit Artikel 25 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte „Jeder hat das Recht 
auf einen Lebensstandard, der seine und seiner Familie Gesundheit und Wohl gewährleistet […]“ 
online unter http://www.un.org/depts/german/grunddok/ar217a3.html vom 20.01.2014 
9 Grundsatz 7 
10 Die Vorstellung von der „Notwendigkeit der Entwicklung“ als ein Prozess der Modernisierung und 
als einzig möglicher Weg in eine wünschenswerte Zukunft wird von Autoren des postkolonialen An-
satzes sowie von den Dependenz-Theoretikern, wie z.B. den südamerikanischen  Autoren Walter 
Mignolo oder Arturo Escobar, als ein allumfassender Mythos angesehen (vgl. Pkt. 5.2 ). 
Die von Anton Leist vertretene These, dass die nachholende Entwicklung des Südens eine Frage der 
ökologischen Gerechtigkeit sei und eine höhere Verantwortung des Nordens erfordere (Leist 2007), ist 
nach Ansicht von Elena Sondermann (in Debiel et al. 2013: 186) wegen der Kritik am tradierten Ent-
wicklungsverständnis überholt.  
11 Nach dem High-Level-Panel of Eminent Persons (HLP) sollten die wirtschaftlichen Ziele ein nach-
haltiges Wachstum durch eine ressourcenschonenende, ökologische Wirtschaft umfassen sowie ein 
gerechtes Wachstum mit einer sozial verträglichen Wirtschaft und ein innovatives Wachstum durch 
umweltverträgliche Technologien  (United Nations 2012). 

Simon
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die natürlichen Lebensgrundlagen der Menschheit zu erhalten und die dar-

über hinaus weltweit dazu beitragen, einen nachhaltigen Wohlstand für alle 

zu generieren12.  

 

2.1.2 Globale Utopie 
 
„Utopisch ist ein Bewusstsein, das sich mit dem es umgebenden >Sein< 

nicht in Deckung befindet“ schreibt Karl Mannheim in ´Ideologie und Utopie` 

(Mannheim 1952: 169) zit. n. (Piper 1983: 483).  Eine politische Utopie stellt 

einen „politischen Systementwurf in der Tradition von Morus“ dar, also die 

Vorstellung von anderen, besser geeigneten, gesellschaftlichen Strukturen 

als die der realen Gegenwart (Llanque 2012: 36). In beiden Definitionen geht 

es um fehlende Deckungsgleichheit von zwei Zuständen.  

Die globale Utopie einer nachhaltigen Entwicklung ist dann ein Gegenentwurf 

zu der durch die ökonomische Globalisierung entstandenen, als negativ an-

gesehenen globalen Realität. Einer Realität, die sich z.B. in extrem unglei-

chen Lebensverhältnissen und Entwicklungsmöglichkeiten zwischen den 

globalen Zentren und der Peripherie zeigt, die aber auch zunehmend inner-

halb der globalen Zentren zu Tage tritt oder aber in einem Grad an Umwelt-

verschmutzung, der die Lebensgrundlagen weltweit, vor allem aber in den 

Ländern der Peripherie, zerstört (Krell 2010: 27)13. Nach diesem Utopie-

Ansatz kann man die unter 2.1.1 aufgeführte Nachhaltigkeits-Definition  als 

eine globale Utopie bezeichnen. 

Aus dieser Perspektive ist ´Die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte` 

von 1948 immer noch eine globale Utopie (Massing et al. 2010: 354).  Sie ist 

der Gegenentwurf zu der Lebenswirklichkeit vieler Menschen, die sich zahl-

reichen Menschenrechtsverletzungen ausgesetzt sehen. Die Universalität 

                                                 
12 Ebd., Executive Summary: „Our vision and our responsibility are to end extreme poverty in all its 
forms in the context of sustainable development and to have in place the building blocks of sustained 
prosperity for all“; in der zweiten Empfehlung des HLP-Berichts steht: “[…] Dabei geht es vor allem 
auch um die Veränderung von nicht nachhaltigen Konsum- und Produktionsmustern weltweit. Indust-
rieländer müssen hierbei als Vorbilder voran gehen. Entwicklungs- wie auch Schwellenländer sollen 
unterstützt werden, bei künftigem Wachstum auf umweltverträgliche Technologien zu setzen.“ 
13 „Für den Marxisten Immanuel Wallerstein bildet die kapitalistische Weltwirtschaft ein Weltsystem 
(…) Die Zonen oder Regionen im modernen Weltsystem differenzieren sich aus nach Zentrum, Peri-
pherie und Semiperipherie. Der Austausch von Waren und Dienstleistungen zwischen Zentrum und 
Peripherie ist ungleich, die Peripherie ist in diesem Austauschprozess systematisch benachteiligt.“ 
(ebd.) 
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der Menschenrechte und ihre Interpretation werden immer wieder in Frage 

gestellt. Sie werden als „westliche Erfindung“ angesehen, die auf dem Indivi-

dualismus westlicher Gesellschaften basiert und die Gemeinschaftsorientie-

rung anderer Kulturkreise vernachlässigt (Utz 2010: 13f). Dennoch lässt sich 

das Wissen um die Menschenrechte heute nicht mehr unterdrücken und sie 

stellen so etwas wie einen Kompass dar bei der Überwindung von Armut, 

Gewalt und Unterdrückung.  Sie wirken wie eine normative Kraft des Fakti-

schen. 

 

2.1.3 Diskurs des Nordens 
 
In dieser Arbeit wird ein (politischer) Diskurs in Anlehnung an Foucault14 de-

finiert als ein Aussagesystem, dessen einzelne Aussagen bestimmten ge-

sellschaftlichen Regeln unterliegen (Brock 2009: 305). 

Die Aussagen stellen unterschiedliche Variationen eines Sinnzusammen-

hangs dar, die sich auf einander beziehen und die sich um ein gemeinsames 

Thema gruppieren. Zum Beispiel finden sich im ökologischen Nachhaltig-

keitsdiskurs Aussagen zu „qualitativem Wachstum“, „grünem Wachstum“, 

„Wohlstand ohne Wachstum“ „Postwachstum“ usw., die jeweils unterschiedli-

che, teils auch überlappende, Vorstellungen von Wachstum beinhalten. Ein 

Aussagesystem ist nicht dauerhaft stabil, sondern befindet sich in einem 

ständigen Prozess der Veränderung und des Ringens um Meinungsführer-

schaft (Hegemonie).  Ein hegemonialer Diskurs übt Macht aus. Er bestimmt, 

was innerhalb einer Gruppe zu einem Thema als wahr oder falsch angese-

hen wird.  Er konstruiert damit eine bestimmte Weltsicht.15  

 

Der ´Diskurs des Nordens` bezeichnet einen System von Aussagen, das auf 

den Werten, den Strukturen und Institutionen sowie den Mythen der entwi-

ckelten Länder des euro-atlantischen Raums basiert, dazu gehören liberale 

Grundwerte wie persönliche Freiheit, sowie demokratische Strukturen, 

Rechtssicherheit, eine kapitalistische Wirtschaftsform, Fortschrittsglaube 

                                                 
14 Vgl. auch (Keller 2005) 
15 Foucault geht in der ´Genealogie` auf die Entstehungsbedingungen von Diskursen ein und zeigt, 
dass Wahrheit das Ergebnis von Machtkämpfen und strategischen Auseinandersetzungen verschiede-
ner Akteure ist. Vgl. (Keller 2005) bzw. (Junge 2009: 308) 
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usw. ´Diskurs des Nordens` heißt aber auch, dass das Konzept einer nach-

haltigen Entwicklung vom Rest der Welt als ein Instrument der Unterdrü-

ckung angesehen werden könnte; als eine Form von Neo-Kolonialismus, der 

die Werte, Ziele und Vorstellungen anderer Kulturen nicht berücksichtigt bzw. 

im Sinne von Wallerstein16 dem Zentrum als Instrument dient, um die Peri-

pherie zu kontrollieren und zu lenken (Krell 2010). 

  

2.2 Forschungsvorhaben und Forschungsfrage 
 

Mit dieser Arbeit gehe ich der Frage nach, ob und wie über das Nachhaltig-

keitsnarrativ in unterschiedlichen Kulturkreisen diskutiert wird. Welche Be-

schreibungen der weltgesellschaftlichen Gegenwart und einer gewünschten 

Zukunft gibt es? Das Ziel ist, Gemeinsamkeiten und Differenzen zwischen 

den unterschiedlich kulturell geprägten Konzepten herauszuarbeiten.  

Dabei sollen mir die Thesen zur Weltrisikogesellschaft von Ulrich Beck als 

Ausgangspunkt, als Referenz- und Kontrastfolie17, dienen. So fordert Beck, 

dass ökologische Themen und die Frage ´wie wollen wir leben` Gegenstand 

eines globalen Gesprächs zwischen den Kulturen sein muss (Beck 2008: 

158). Ebenso glaubt er, dass „ aus dem Dissens über unabsehbare Folgen 

der Moderne […] über alle Grenzen von Nationen hinweg […] ein weltöffent-

licher Diskurs […] entsteht“ (ebd.: 325), der letztendlich zu einer „kosmopoli-

tischen Realpolitik“ führen muss (ebd.: 368). 

Im Rahmen dieser Bachelor-Arbeit  kann die Untersuchung  nur in einem 

eingeschränkten Umfang erfolgen. Das Nachhaltigkeitskonzept umfasst die 

drei Dimensionen ökonomisch, ökologisch und sozial.  Hinter jeder Dimensi-

on stehen bestimmte Vorstellungen von globaler Gerechtigkeit. Mein Ver-

gleich der unterschiedlichen Stimmen konzentriert sich auf die soziale Di-

mension und auf die Frage der Gerechtigkeit.  

 

                                                 
16 Nach der Weltsystemtheorie von Immanuel Wallerstein ist das Weltsystem in bestimmende Zentren 
und in  davon abhängigen Peripherien sowie dazwischen befindlichen Semiperipherien geteilt, siehe 
auch Fußnote 13. 
17 Im BA-Kolloquium wurde ich gefragt, warum ich nicht statt Beck die Post-2015-Vorschläge des 
High-Level-Panel of Eminent Persons (HLP) als Referenz heran ziehen wollte. In diese Vorschläge 
des international besetzten Gremiums sind meiner Ansicht nach jedoch bereits viele Ideen aus anderen 
Kontinenten eingeflossen. 
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Daraus ergibt sich als Forschungsfrage: 

 

Was wird jeweils unter einer sozial gerechten Gesel lschaft verstanden? 

 

Das Verstehen soll sich auf ein Verstehen des Anderen im Sinn des Beck-

schen „normativen Kosmopolitismus“ beziehen, der „die Sinnhorizonte einer 

Pluralität der Stimmen füreinander zu öffnen“ vermag (Beck 2008: 337). Da-

bei versteht er unter Kosmopolitismus die „Anerkennung kultureller Anders-

heit, und zwar sowohl im innern als auch nach außen“ (ebd.: 110). Dies ist 

zwar noch keine globale Realität, doch nur durch Anerkennung kann eine 

Welt entstehen, in der alle – gleich welcher Hautfarbe, Religion Nationalität – 

„die Gemeinsamkeit der Differenz teilen“ (ebd.: 111).  

Die Frage der Gerechtigkeit ergibt sich zwangsläufig aus dem Nachhaltig-

keitskonzept, das einen gerechten Ausgleich zwischen den Ansprüchen von 

Mensch und Natur, von Mensch und Mensch sowie von der heutigen und von 

künftigen Generationen beinhaltet. Die Gemeinsamkeiten der Narrative kön-

nen so etwas wie „planetare Leitplanken“18 eines globalen Verständnisses für 

eine Entwicklung hin zu einer gerechten und nachhaltigen Gesellschaft an-

gesehen werden. Je mehr die Vorstellungen über das, was eine gerechte 

Gesellschaft ausmacht, übereinstimmen - je enger die Leitplanken zusam-

men stehen -  desto größer ist dann die Wahrscheinlichkeit – so meine An-

nahme -, dass auch eine große Übereinstimmung hinsichtlich des Konzepts 

der nachhaltigen Entwicklung besteht. Denn nach der Definition geht es im 

Nachhaltigkeitskonzept um einen gesellschaftlichen Transformationsprozess, 

mit dem ein nachhaltiger Wohlstand für alle Menschen erreicht werden soll, 

und damit um globale Gerechtigkeit. 

 

Die drei Dimensionen ökologisch, ökonomisch und sozial hängen zusammen 

und beeinflussen sich wechselseitig und von daher kann weder die ökonomi-

sche noch die ökologische Dimension völlig  ausgeblendet werden. Diese 

                                                 
18 Den Begriff verwende ich in Anlehnung an den Vortrag von Reinhold Leinfelder auf den Münchner 
Wissenschaftstagen 2012: Große Transformation zur Nachhaltigkeit – Antwort auf den Klimawandel 
und globale Krisen. http://www.muenchner-
wissen-
schaftstge.de/2012/upload/download/Leinfelder_Reinhold_Transformation%20zur%20Nachhaltigkeit.
pdf 
 

Simon
Hervorheben
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sollen jedoch vornehmlich im Zusammenhang mit der Frage nach der sozial 

gerechten Gesellschaft in den Blick genommen werden.  

 

3 Forschungsgegenstand 
 
Für den Vergleich werden die Ausarbeitungen von Wissenschaftlern aus ver-

schiedenen Kontinenten herangezogen, die unterschiedlichen Kulturen19 an-

gehören. Die Auswahl der Autoren erfolgte einmal aufgrund von Interviews 

bzw. Diskussionen ihrer Thesen zu ´nachhaltiger Entwicklung in einer globa-

lisierten Welt` auf gesellschaftspolitischen Plattformen, wie z.B. den Stiftun-

gen der Parteien, Nichtregierungsorganisationen20 oder dem Weltsozialfo-

rum21, die dann auch von den Massenmedien öffentlichkeitswirksam aufge-

nommen wurden. Außerdem wurden wechselseitige Verweise in der Fachli-

teratur in die Auswahl einbezogen. 

 

Ulrich Beck und seine Thesen zur Weltrisikogesellschaft bzw. zu einem neu-

en Kosmopolitismus sind der Ausgangspunkt meiner Untersuchung, da 

nachhaltige Entwicklung eine mögliche Antwort auf die globalen Risiken dar-

stellt und seine Idee eines neuen Kosmopolitismus normative Basis einer 

entstehenden Welt(risiko)-gesellschaft sein könnte. Nach Chantal Mouffe 

gehören seine Thesen in einem Umfang zum sozialwissenschaftlichen 

Mainstream, dass man sie als ´common sense` bezeichnen könne (Mouffe 

2010: 48).  

Die gesamte Pluralität der Welt konnte ich nicht einfangen. Ich habe mich für 

Stimmen aus Südamerika, Afrika, Indien und China entschieden. China und 
                                                 
19 Der gleichen Kultur anzugehören, heißt nach Hall, eine weitgehend gleiche konzeptionelle Landkar-
te zu teilen. Weil Individuen die Welt in etwa gleich interpretieren können, sind sie in der Lage, eine 
gemeinsame Kultur von Bedeutungen zu teilen und das konstruiert eine gemeinsame soziale Welt 
(Hall 1997).  Die gemeinsam geteilte konzeptionelle Landkarte einer Kultur entspricht dem kollekti-
ven Wissensvorrat einer Gesellschaft nach Berger/Luckmann, der aus einem gemeinsamen Erfah-
rungshintergrund entstanden ist und der laufend weiter entwickelt, geändert und durch Weitergabe 
von einer Generation an die nächste – im Prozess der Sozialisation - reproduziert wird (Keller 2009: 
89).  
20 Z.B. das Global Policy Forum, online http://www.globalpolicy.org/ 
21 So veranstaltete z.B. die Friedrich-Ebert-Stiftung  auf dem Weltsozialforum 2012 in Porto Alegre 
zusammen mit dem Global Policy Forum, Social Watch und terre des hommes einen Workshop zu 
dem Thema  „Do we need Sustainable Development Goals?“  FES; terre des hommes D; Global 
Policiy Forum Europe (Hg.) (2013): Keine_Zukunft_ohne_Gerechtigkeit.pdf. Online verfügbar unter  
http://www.globalpolicy.org/images/pdfs/GPFEurope/Keine_Zukunft_ohne_Gerechtigkeit.pdf, zuletzt 
aktualisiert am 28.02.2013 
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Indien gehören zu den großen Schwellenländern, die das Nachhaltigkeits-

konzept als ein westliches Instrument ansehen könnten, um ihren weltwirt-

schaftlichen Aufstieg zu behindern. Die andererseits mit den negativen Fol-

gen eines nicht nachhaltigen Wirtschaftens leben müssen wie z.B. einer ho-

hen Luftverschmutzung. Der einstige Krisenkontinent Afrika wird als die 

kommende Wachstumsregion bezeichnet (Stolte und La Fontaine 2012).22 

Einerseits eine wünschenswerte Entwicklung andererseits steigt damit der 

Druck auf das Ökosystem Erde weiter an.  Auch der südamerikanische Kon-

tinent ist eine Region starken Wachstums mit großen ökologischen und sozi-

alen Problemen. Der lateinamerikanische Diskurs über nachhaltige Entwick-

lung ist vor allem deswegen von Bedeutung, weil er dazu beigetragen hat, 

dass in der neuen ekuadorianischen Verfassung die Natur als ein Rechtssub-

jekt konzipiert ist, das heißt, dass die Natur als eine Trägerin von eigenen  

Rechten angesehen wird23. 

 

Der Literaturhistoriker und Philosoph Wang Hui, Professor an der Tsinghua-

Universität in Peking, gilt als Wortführer der sogenannten Neuen Linken am 

Rande der Kommunistischen Partei, als „Vordenker der »neuen Kommunis-

ten«“ (Blume 2009).  Er untersucht die soziale Situation in China und lässt 

sich dabei weder von der kommunistischen Partei noch von westlichen Men-

schenrechtskritikern vereinnahmen (Wang Hui 2011). Sein Vortrag „Die 

Gleichheit neu denken – der Verlust des Repräsentativen“ zeigt eine chinesi-

sche Sicht auf Entwicklung und Globalisierung. 

 

Die Physikerin Vandana Shiva setzt sich seit vielen Jahren in Indien für die 

Rechte der Frauen und für ökologische Nachhaltigkeit ein. Sie erhielt dafür 

1993 den Right Livelihood Award (den alternativen Nobelpreis). Mit ihrem 

Konzept einer Erd-Demokratie will sie Alternativen zum Kapitalismus aufzei-

gen (Shiva 2006). 

 

                                                 
22 Lt. Giga Institut wird für Afrika in 2013 ein stabiles Wachstum von 5 % prognostiziert.  
23 Elena Sondermann bezeichnet in „Globale Trends“  das Konzept Buen Vivir als „fundamentalen 
Gegenentwurf“ zu den  vorherrschenden Entwicklungskonzepten (Sondermann 2013: 186). 
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Aus Südamerika kommt die Philosophie des Buen Vivir, die die Frage nach 

dem guten Leben beantworten und gleichzeitig aufzeigen will, wie die Men-

schen mit einem Minimum an notwendigen Dingen, dafür aber ohne Elend 

und ohne Diskriminierung, zusammen leben können. Der ekuadorianische 

Ökonom Alberto Acosta beschreibt das Konzept als eine Utopie, die in den 

bolivianischen und ekuadorianischen Verfassungsänderungsprozess einge-

gangen ist (Acosta 2009). Zum besseren Verständnis musste ich als weitere 

Autoren Boaventura de Sousa Santos und Eduardo Gudynas mit zu Wort 

kommen lassen. 

 

Der in Kenia geborene Philosoph und Politikwissenschaftler Ali A. Mazrui hat 

sich in den siebziger Jahren des letzten Jahrhunderts für eine globale Föde-

ration der Kulturen anstelle der Staaten ausgesprochen, um mit dem Erbe 

der verschiedenen Kulturen der Welt eine universale Zivilisation zu schaffen. 

Die jetzige angeblich universelle Zivilisation sei in Wirklichkeit eine universa-

lisierte westliche Kultur. Er wendet sich gegen die Dominanz der Ökonomie, 

da für ihn die Wirtschaft eine Folge der Kultur ist und nicht umgekehrt. Er hat 

sich mit islamischen und westlichen Werten auseinander gesetzt, sich mit 

afrikanischer Identität beschäftigt und ein Konzept für ein „globales Afrika“ 

entwickelt (Mazrui et al. 2003). Für eine afrikanische Sicht auf eine gerechte 

Gesellschaft waren die Texte von Mazrui allein nicht ausreichend. Ich habe 

den Philosophen Kwasi Wiredu und die Ökonomen Georges Ayittey und Ja-

mes Shikwati mit heran ziehen müssen, um Anhaltspunkte für eine afrikani-

sche Sicht auf ein gerechtes politisches und ökonomisches System zu erhal-

ten.  

 

4 Theoretischer Rahmen und Methode 

4.1 Theoretischer Rahmen 
 

Meine theoretischen Grundannahmen basieren auf der pragmatischen Vor-

stellung, dass es keine absolute Wahrheit gibt. Nach William James ist  das-

jenige wahr, „was uns in die Lage versetzt, die Realität besser zu »handha-

ben«, besser mit ihr »umzugehen«“ (Hartmann, Offe 2011: 64).  Erkenntnis 



 

 14 

entsteht danach nicht durch das Abbilden der Wirklichkeit, sondern aus der 

Handlung eines wahrnehmenden Individuums heraus, das eine problemati-

sche Situation zu lösen hat. Dabei wird das Individuum bei seinen alltägli-

chen Handlungen von Handlungsregeln geleitet, die es im Laufe des Soziali-

sationsprozesses internalisiert und in Interaktionen laufend angepasst hat. 

Erst eine von der Routine abweichende Situation stößt einen Erkenntnispro-

zess an. Die Problemlösung – das was in dieser Situation und in diesem 

Kontext als wahr angesehen wird – ist immer nur eine vorläufige Lösung, bis 

andere Individuen aufgrund anderer Erfahrungen und Überlegungen zu an-

deren Ergebnissen kommen. Die Erkenntnis als Ergebnis eines Denkprozes-

ses muss nach der instrumentalistischen Sicht John Deweys24 einen prakti-

schen Nutzen haben, der die daraus folgende Handlung leitet. „[…] Das 

Problem setzt den Gedanken ein Ziel, und das Ziel regelt den Denkprozess 

(Dewey 2002:14 f [1910])“ (Keller 2009: 29).25 

Aus der Handlungstheorie des Pragmatismus leitet sich die Theorie der ge-

sellschaftlichen Konstruktion der Wirklichkeit nach Berger / Luckmann26 ab. 

Danach wird das Wissen, das die gesellschaftliche Wirklichkeit beschreibt, in 

Interaktionen sozial konstruiert.  Diese gesellschaftlichen Wissensstrukturen 

werden sozialstrukturell unterschiedlich weiter vermittelt. Dadurch entsteht 

die subjektive Wirklichkeit eines Individuums als Teilmenge der objektivierten 

gesellschaftlichen Wirklichkeit. Die objektivierte gesellschaftliche Wirklichkeit 

spiegelt die gesellschaftliche Ordnung einschließlich aller Institutionen wider 

und stellt der Gesellschaft sowie dem Individuum einen  Bezugsrahmen für 

´Sinn`  zur Verfügung.  Bezogen auf meine Untersuchung bedeutet das, dass 

die Wirklichkeitsauffassung der herangezogenen  Autoren – und auch meine 

eigenen Wahrnehmungen – in den jeweiligen sozialen Kontexten gründet.   

 

 

                                                 
24 Spree, Axel: Dewey John. Online-Wörterbuch Philosophie. Online unter: http://www.philosophie-
woert-
buch.de/onlinewoerterbuch/?tx_gbwbphilosophie_main[entry]=13&tx_gbwbphilosophie_main[action
]=show&tx_gbwbphilosophie_main[controller]=Lexicon&no_cache=1 (15.01.2013) 
25 Keller R. (2009): Das Interpretative Paradigma. In Brock u.a. (Hrsg.): Soziologische Paradigmen 
nach Talcott Parssons. Wiesbaden 
26 Ebd.  
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4.2 Methode 
 

In meiner Untersuchung interpretiere ich Texte aus verschiedenen Kultur-

kreisen und setze sie zu einander in Beziehung, um Gemeinsamkeiten 

und/oder Unterschiede heraus arbeiten zu können. Ich beziehe mich dabei 

auf das Sola-Scriptura-Prinzip27, nach dem das Verstehen allein über den 

Text erfolgt.  

Ein Text repräsentiert nach Hall die konzeptionelle Landkarte des Verfassers, 

und diese wiederum ist Teil der gemeinsam geteilten konzeptionellen Land-

karte einer Kultur (Hall 1997b: 13 f).  Die gemeinsam geteilte konzeptionelle 

Landkarte entspricht dem ´soziohistorischen Apriori`28, dem Wissensbestand 

einer Gesellschaft, der für ein neu geborenes Individuum bereits vorhanden 

ist und der von diesem Individuum im Laufe des Sozialisationsprozesses in-

ternalisiert wird. Daraus folgt, dass man aus der Analyse des sprachlichen 

Materials auf den individuellen und den gesellschaftlichen Kontext schließen 

kann. 

 

Das Untersuchungsmaterial habe ich anhand der qualitativen Inhaltsanalyse 

nach Mayring systematisch und regelgeleitet bearbeitet. Diese Methode er-

schien mir geeignet zu sein, da nach diesem Verfahren „manifeste Kommu-

nikationsinhalte“, also explizit getätigte Aussagen (und in diesem Sinn ist 

doch ein als Buch veröffentlichter Text zu verstehen), untersucht werden 

(Nawratil und Schönhagen 2009) und (Lamnek 1988: 205). 

Um mit dem jeweiligen Text regelgeleitet arbeiten zu können, habe ich ihn 

anhand von Kategorien befragt, die ich zum Teil vorab aus dem Kontextwis-

sen erhoben und dann sukzessive im Laufe der Untersuchung erweitert ha-

be. Die ersten Kriterien – Freiheit, Gleichheit, Gerechtigkeit - ergaben sich 

                                                 
27 Nach Prof. Saam ist der hermeneutische Ansatz in den Fachwissenschaften auf das Sola-Scriptura-
Prinzip zurückzuführen. Dieses wiederum fußt auf der antiken Rhetoriktradition, die von protestanti-
schen Gelehrten aufgegriffen wurde, um „ein ausschließlich am Text orientiertes und damit überprüf-
bares Verständnis der Bibel“ einzuführen – im Gegensatz zur katholischen, dogmatischen Bibelausle-
gung. Dieses Verständnis ist eingegangen in den hermeneutischen Zirkel des Verstehens. Danach wird 
durch mehrmaliges Durchgehen eines Textes ein vollständiges Verständnis des Ganzen herbeigeführt, 
„weil wir von einem ersten Verständnis der Teile über ein erstes Verständnis des Ganzen zu einem 
korrigierten Verständnis der Teile gelangen, das uns endlich ein vollständiges Verständnis des Ganzen 
ermöglicht.“  (Saam 2011: 17) 
28 Definition nach (Luckmann 1980: S. 127): Das Ordnungs- und Sinnsystem, in das wir hineingebo-
ren werden und das wir erlernt haben. (Reichertz / Soeffner 2004) 
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aus dem Gerechtigkeitsdiskurs; die Kriterien Ökonomie, Ökologie und Ent-

wicklung sind aus dem Nachhaltigkeitskonzept hergeleitet; Pluralität und 

Globalität ergaben sich aus dem Text von Beck, das politische System und 

das Gesellschaftssystem aus dem Text von Wang Hui, die Kultur als Unter-

punkt des Gesellschaftssystems wurden aus den Texten von Mazrui erfor-

derlich. Es ging mir auch darum, aus einer rekonstruktionslogischen Grund-

haltung heraus zu arbeiten, damit meine ich den Versuch, trotz vorheriger 

Kategorienbildung den Texten gegenüber offen zu sein, um mit Hilfe von ab-

duktivem Schließen Überraschendes  entdecken zu können.29 

Die Zusammenfassung der einzelnen Texte und ihre Strukturierung anhand 

der Kategorien wurden mit Hilfe des Programms Citavi durchgeführt. Die 

strukturierten Zusammenfassungen sind unter Punkt 6.1 aufgeführt. Im je-

weils letzten Teil habe ich in komprimierter Form die wesentlichen Elemente 

einer gerechten Gesellschaft zusammengestellt, so wie sie sich für mich aus 

den jeweiligen Texten heraus ergeben haben.  

In mehreren Texten waren Explikationen erforderlich, die nicht aus dem Text 

heraus geklärt werden konnten. Bei Wang Hui musste ich zum Beispiel unter 

anderem das Hukou-System oder die ´Komplexe Gleichheit` von Michael 

Walzer abklären. Bei Acosta waren die Texte von zwei und bei Mazrui von 

drei weiteren Autoren  hinzu zu ziehen, um die Aussagen zu vertiefen bzw. 

zu erweitern. 

Unter Punkt 6.2 stelle ich die aus den Narrativen extrahierten Elemente einer 

gerechten Gesellschaft einander gegenüber, um die Differenzen und die 

Gemeinsamkeiten aufzeigen zu können. Das Ergebnis setze ich dann unter 

Punkt 6.3 in Beziehung zu meiner Forschungsfrage. 

Doch vorab beschreibe ich den Stand der Forschung, soweit er in mein Kon-

textwissen eingegangen ist. 

                                                 
29 In dem Aufsatz „Deutsche Außenpolitik nach der Vereinigung“ beschreibt Ulrich Roos, dass der 
Unterschied zwischen dem Vorgehen  nach der Grounded Theory und einer Kategorienbildung der 
qualitativen Inhaltsanalyse nach Mayring darin besteht, dass „hier die Kategorien erst im Laufe der 
Interpretationsarbeit entstehen und nicht bereits aufgrund des gegebenen Forschungsstandes zuvor 
bestimmt werden.“ Und dass durch eine Analyse nach Mayring der Blick auf den Untersuchungsge-
genstand eingeschränkt werden könnte. ZIB 02/2012, S. 17. Online unter 
http://www.zib.nomos.de/fileadmin/zib/doc/Aufsatz_ZIB_12_02.pdf. gepr. 06.02.2013 
 
 
 
 



 

 17 

5 Stand der Forschung 
 

Meine Untersuchung geht der Frage nach, wie aus unterschiedlichen kultu-

rellen Perspektiven über eine globale, nachhaltige Entwicklung mit dem Ziel 

einer globalen, sozial gerechten Gesellschaft nachgedacht wird. Mit dem 

Projekt sind drei Forschungsstränge verbunden, die sich aufeinander bezie-

hen. Ein Strang setzt sich kritisch mit der Globalisierung und den gesell-

schaftlichen Folgen (die ökologischen Folgen sind hier nicht einbezogen) 

auseinander (1).  Der zweite befasst sich mit der Dominanz der eurozentri-

schen Sichtweise auf Globalisierung (2). Im dritten Strang geht es um den 

Gerechtigkeitsdiskurs, d.h. was als eine gerechte Gesellschaft angesehen 

wird bzw. ob und mit welchen Maßnahmen soziale Ungleichheit auf lokaler 

und auf globaler Ebene beseitigt werden kann (3). 

 

5.1 Globalisierung und Globalisierungskritik 
 

Für Rittberger et al. (2010: 78-79) stellen Globalisierung und Fragmentierung 

ein wesentliches Gegensatzpaar in einem andauernden globalen Transfor-

mationsprozess dar. Sie definieren Globalisierung allgemein als „Prozesse 

der Ausweitung und Vernetzung sozialer Handlungszusammenhänge über 

den Staat (d.h. über staatliche Grenzen) hinaus […], die sich unter anderem 

hin zu integrierten Weltmärkten, aber auch in vermehrtem (inter-)kulturellem 

Austausch niederschlagen. Das Konzept der Fragmentierung bezeichnet ge-

genläufige Tendenzen der Desintegration politischer Gemeinschaften […].“ 

Beide Prozesse sind heute verantwortlich für „die Entstehung und Verschär-

fung transsouveräner Probleme.“   

Dabei sehen sie die Dynamik der ökonomischen Globalisierung der  libera-

len, offenen Weltordnungspolitik der Amerikaner nach dem Zweiten Weltkrieg 

geschuldet (ebd.: 78).  Aus einer neoliberalen Sichtweise hat die  Globalisie-

rung mit der Ausweitung der internationalen Arbeitsteilung und der Befreiung 

von Handelshemmnissen Vorteile für alle gebracht. Und diese Sicht ist auch 

nicht ganz unberechtigt. Wenn man die Entwicklung von Weltwirtschaft und 

Welthandel im Zeitraum 1960 – 2010 betrachtet, so lag das Verhältnis  zwi-

schen beiden 1960 noch bei 10 %  und 2010 bereits bei 25 %. Das heißt, 
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dass 25 % der Weltwirtschaftsleistung über den Handel  zwischen den Staa-

ten erzeugt wird.30 Auch wenn ein Großteil dieses Handels  innerhalb des 

OECD-Raums abgewickelt wird, zeigt der Aufstieg der Tiger-Staaten in Süd-

Ost-Asien und der sog. Schwellenländer  wie China, Indien und Brasilien, 

dass durch die wachsenden wirtschaftlichen Verflechtungen gesellschaftli-

cher Wohlstand entstehen kann.31 

 

Parallel ist jedoch eine zunehmende Spaltung der Welt zu beobachten: In  

Staaten, die am weltwirtschaftlichen Geschehen teilnehmen (können) und 

solche, die keinen Anschluss haben, die weder als Produzenten noch als 

Konsumenten interessant sind und deren Bevölkerung ihre Grundbedürfnisse 

nicht ausreichend befriedigen kann (Debiel et al. 2010: 16)32.  

Global verschärfen sich neue – eigentlich alte - Konfliktlinien zwischen ´Arm 

gegen Reich`; die Situation der Armen verschlimmert sich durch die Bevölke-

rungsexplosion und die Situation der Reichen verbessert sich durch den 

technologischen Fortschritt (vgl. Kaplan 1997) zit. n. (Sandschneider 2005: 

10). Diese Spaltung wird sich aufgrund der technologischen Entwicklung 

noch vertiefen. Nach Thomas Friedman wird sich die Welt teilen in die Ver-

netzten und die Abgekoppelten (vgl. Friedman 1999) zit. n. (Sandschneider 

2005:  11).  

Aus marxistischer Sicht liegt die Asymmetrie des Weltmarkts an dem Druck, 

der von den weiter entwickelten Ökonomien (des Nordens) auf die Peripherie 

ausgeübt wird. Der amerikanische Soziologe Immanuel Wallerstein sieht „ei-

ne klare Verbindung zwischen der Entwicklung (des Zentrums) und der Un-

terentwicklung (der Peripherie), fast im Sinne eines Nullsummenspiels (der 

Vorteil des einen ist der Nachteil des anderen)“ (Krell 2010: 30). Nach dieser 

zentralen These wären es rein exogene Faktoren, die eine Marginalisierung 

einer Gesellschaft bzw. ihrer Ökonomie auf dem Weltmarkt bestimmen.  

                                                 
30 Quelle: Weltbank (data.worldbank.org) 
31 Vgl. dazu (Hirst 2001); (Beisheim et al. 1999), (Held/Mc Grew 2007) zit. n. (Rittberger et al. 2010: 
94-95) 
32 (Ebd.) Danach sind die „Lebenschancen“ zwischen und innerhalb einzelner Weltregionen und Ge-
sellschaften extrem ungleich verteilt. Insbesondere fällt  Subsahara-Afrika weiter zurück. 
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Andere Autoren, wie z.B.  Hermann Schwartz33 oder Dieter Senghaas34, se-

hen die Entwicklungschancen auch von endogenen Faktoren bestimmt, wie 

z.B. dem Verhalten der Regierungen und der gesellschaftlich einflussreichen 

Gruppen. Unabhängig davon bezeichnet Senghaas die asymmetrische Situa-

tion zwischen Nord und Süd, das „Entwicklungsdilemma“,  als das zu lösen-

de Grundproblem in der heutigen Welt (Senghaas 2003: 23). Auch wenn sich 

diese asymmetrische Situation im letzten Jahrzehnt durch die Entwicklung 

der Schwellenländer verschoben hat und auch die „Zahl der Armen regional 

in unterschiedlichem Ausmaß reduziert werden konnte“, sind die Ungleich-

heiten zwischen und innerhalb von Gesellschaften größer geworden (Debiel 

et al. 2013: 17). 

Hier stellt sich die Frage, ob die weltweite Verbreitung der  Demokratie einen 

Beitrag zur Lösung des „Entwicklungsdilemmas“ leisten könnte. Fukuyama 

(aber auch andere Autoren wie z.B. Senghaas35) würde die Frage bejahen. 

Für ihn sind die Demokratien Garanten für Frieden und Wohlstand (Sand-

schneider 2005: 9). 

Viele globalisierungskritische Autoren betrachten jedoch das kapitalistische 

Wirtschaftssystem mit seinem  Zwang zu wirtschaftlichem Wachstum als die 

wesentliche Ursache der globalen Verwerfungen.36 Der französische Öko-

nom und Philosoph Serge Latouche bezeichnet eine Ökonomie, die die Beg-

riffe Entwicklung und Wachstum wie einen Fetisch vor sich her trägt, als eine 

Art Religionsersatz, den es zu enttarnen gilt. Er plädiert für eine Wachstums-

rücknahme (décroissance) und den Aufbau von „autonomen, sparsamen und 

solidarischen Gesellschaften im Norden wie im Süden“ (Latouche 2004 und 

2011: 66f).  

Elmar Altvater sieht in dem Produktions- und Konsummodell der Industrie-

länder die „Mutter aller Krisen“ (Altvater 2009: 49). Gleichzeitig wären gerade 

die Industrieländer in der Lage, gegen die „systemische Krise“ anzugehen, 

wenn ihre Eliten nur dazu bereit wären (ebd.)37.  Also könnte Huntington 

                                                 
33 (Ebd.: 30), Krell verweist auf Schwartz, States versus Markets, Kapitel 2 (States, Markets, and the 
Origins of International Inequality) 
34 (Ebd.: 29) 
35 (Ebd.: 4), in dem „zivilisatorischen Hexagon“ ist die demokratische Partizipation einer der  Eckpfei-
ler.  
36 Vgl.  Jackson 2012, Brand 2012, Scherrer und Brand 2011, Leggewie und Welzer 2010 u.v.a. 
37 Mit systemischer Krise des Kapitalismus meint Altvater die paradoxe Situation, dass der Kapitalis-
mus einerseits Wachstum benötigt, dass aber andererseits dieses Wachstum die Grundlagen der Ge-



 

 20 

Recht haben, wenn er sagt ´The West against the Rest`. Allerdings bezieht 

er diese Aussage nicht auf ökonomische sondern auf kulturelle Gegensätze. 

Seiner Ansicht nach verlaufen die zukünftigen Konfliktlinien entlang kulturel-

ler Grenzen (Sandschneider 2005: 10). Das westliche, kapitalistische Gesell-

schaftsmodell in der Form eines liberalen, demokratischen Rechtsstaates als 

Norm für die gesamte Menschheit gilt es zu verteidigen. Die Weltsichten an-

derer Kulturen werden damit als nicht gleichwertig angesehen. 

 

Chantal Mouffe wendet sich gegen „kosmopolitische Perspektiven“ einer 

neuen Weltordnung.  Ihrer Ansicht nach sollte der „zutiefst pluralistische Cha-

rakter der Welt“ anerkannt werden (Mouffe 2010: 118). Deshalb bezeichnet 

sie die Vorstellung, dass allein das westliche Modell einer liberalen, kapitalis-

tischen Demokratie zu globalem Frieden und Wohlstand führt, als einen Irr-

weg (ebd.: 108). Damit würde von anderen Gesellschaften verlangt, sich zwi-

schen kultureller Identität und wirtschaftlichem Überleben zu entscheiden. 

Der „Glaube an die einzigartige Überlegenheit“ des Westens verhindere die 

Erkenntnis, „dass die Welt, [...], kein »Universum«, sondern ein »Pluriver-

sum« ist“ (ebd.: 114).38  

 

Alle bisher angeführten Thesen und Autoren entstammen dem dominanten 

Globalisierungsdiskurs des euro-atlantischen Raums (des Westens) und da-

mit repräsentieren sie allein eurozentrische Denkmuster (Hall 1997a:15f)39. 

Rein quantitativ betrachtet fehlen in dem Diskurs jedoch das Wissen und die 

Einsichten der Mehrheit der Menschen auf diesem Globus. 

 

 

                                                                                                                                          
sellschaft zerstört. Vgl. Dialog Altvater/Zelik  (2009): Vermessung der Utopie (Zelik und Altvater 
2009: 24). 
38 Mouffe, Chantal (2010): Über das Politische. Wider die kosmopolitische Illusion. Hervorhebungen 
im Originaltext. 
39 Für Stuart Hall heißt Repräsentation, eine Bedeutung herstellen, die Dinge (Gegenstände, Men-
schen, Ereignisse) der realen oder der fiktionalen Welt repräsentiert. Repräsentation verbindet Bedeu-
tung und Sprache zu einer Kultur. Dann spiegeln auch die Erkenntnisse, die von einem Repräsentati-
onssystem ausgehen genau dieses System wider.  
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5.2 Globalisierung aus einer nicht-westlichen Perspekti ve40 
 

Die Auseinandersetzung zwischen dem ´Rest der Welt` und dem ´Westen` 

ist aus der Sicht des  argentinischen Literaturwissenschaftlers Walter Migno-

lo auf die Bandung-Konferenz im Jahr 1955 zurückzuführen, da sich hier 

erstmals ein Widerstand gegen die westliche Vorherrschaft formiert hätte  

(Mignolo 2011).  Die erste gemeinsame Tagung afrikanischer und asiatischer 

Länder sollte die Epoche der Entkolonialisierung einläuten (Lacouture 2005).  

Mignolo benennt als zweiten historischen Bezugspunkt im nicht-westlichen 

Globalisierungsdiskurs die Arbeiten von Frantz Fanon41 (Mignolo 2011).  Fa-

non ging es nicht nur um die – auch gewaltsame – Befreiung aus kolonialen 

Fesseln, sondern auch um eine mentale Befreiung von westlichem Denken. 

Mignolo nennt diesen Emanzipationsprozess ´Dekolonisierung`.  Dekoloni-

sierung konnte seiner Ansicht nach nur von Grenzgängern wie Fanon, also 

im Westen lebende Migranten aus der Dritten Welt,  angestoßen und weiter 

entwickelt werden. So schrieben z.B. die südamerikanischen Sozialwissen-

schaftler die Dependenztheorie zwar in einer der kolonialen Sprachen, aber 

sie waren dennoch „koloniale Subjekte“ und damit zu einer „gänzlich anderen 

Art des Weltwahrnehmens“ fähig (Mignolo 2011).   Aus Sicht dieser Theoreti-

ker hängen die Entwicklungsprobleme der Länder der sog. Dritten Welt histo-

risch mit dem Kolonialismus zusammen sowie mit der Einbettung in eine ka-

pitalistische Weltwirtschaft (Richter 2000: 190–191).   Die Theorie bezeichnet 

das Entwicklungs- und Modernisierungskonzept als einen Mythos des Wes-

tens (oder des Nordens), der verbergen soll, dass sich „die Länder der Drit-

ten Welt unter imperialen Verhältnissen weder entwickeln noch modernisie-

ren können“  (Mignolo 2011).  

„Entwicklung schafft die gegenwärtige Dritte Welt“ sagt Arturo Escobar (Es-

cobar 2008: 265). Und er meint damit, dass erst durch den hegemonialen 

Diskurs der Industrieländer Gesellschaften als unterentwickelt eingestuft 

werden oder dass diese sich dadurch auch selbst als unterentwickelt be-

trachten. Deshalb lehnen seiner Ansicht nach immer mehr Wissenschaftler 

                                                 
40 Nach Eckert / Randeira verweist allein schon die Bezeichnung „nicht-westlich“ auf „die große De-
finitionsmacht des Westens als Referenz“ (Eckert und Randeria 2009:  2). 
41 Frantz Fanon war ein in der Karibik geborener französischer Psychiater. Mit den in den 50iger Jah-
ren erschienen Büchern „Schwarze Haut, weiße Maske“ und „Die Verdammten dieser Erde“ wurde er 
zu einem der Vordenker der Entkolonialisierung. 
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und Wissenschaftlerinnen aus der Dritten Welt die Suche nach Entwick-

lungsalternativen ab. Sie fordern dagegen die Suche nach „Alternativen zur 

Entwicklung“42 (ebd.: 271). Für Escobar sind Konzepte wie „nachhaltige Ent-

wicklung“ nur Masken, hinter denen sich die alten Machtstrukturen verber-

gen, die in neuem Gewand und auf der Basis der Hochtechnologie den An-

passungsdruck verstärken (ebd.: 270). 

Mignolo grenzt das Konzept der Dekolonialität ab von dem 

´Postkolonialismus`-Konzept. Der wesentliche Unterschied liegt für ihn darin, 

dass der Ausgangspunkt der postkolonialen Ansätze  in der englischsprachi-

gen und nicht in der Dritten Welt liegt, auch wenn deren Vertreter in erster 

Linie Intellektuelle aus Entwicklungsländern sind. Aber in ihrer Weltwahr-

nehmung seien sie eher „eingeborene EuropäerInnen“ als andere Migranten, 

die sich mit ihren Erfahrungen und in ihrem Fühlen und Denken in der Dritten 

Welt verorten (Mignolo 2011).43 

Postkoloniale Studien sind keine einheitliche Theorieschule, sondern eher 

eine Zusammenfassung verschiedener Theorieansätze mit einer einheitli-

chen Methode: „Dekonstruktion von Essentialismen“44. Dies zeigt die enge 

Beziehung zum Poststrukturalismus. Der Ausgangspunkt der postkolonialen 

Ansätze ist die Kritik am wissenschaftlichen Produktionsprozess. Sie besagt, 

dass „jede Aussage ihrem Ursprungs- und Entstehungsort verpflichtet ist“  

(Costa 2005: 221).  Das heißt, die Produktion von Wissen ist ort- und zeitge-

bunden und damit immer in Gefahr, rein westliche Denkmuster zu reprodu-

zieren. Und das gilt auch für die Aussagen im Globalisierungsdiskurs.  Dem 

soll mit einem anderen Denken – einem „planetarischen Denken“, das die 

Vorstellungen aus dem Süden mit einbezieht,  begegnet werden (ebd.: 

228).45 

Zu den postkolonialen Ansätzen gehört das Konzept der Hybridisierung, das 

nach Homi Babha „einen kosmopolitischen globalen Zustand“ (ebd.: 234) 

definiert, in dem „die rassischen, nationalen, ethnischen Grenzen aufgeho-

                                                 
42 Hervorhebung im Originaltext 
43 Unter  Pkt. III (der Aufsatz hat keine Seitenangaben): Diese Differenzierung ist m.E. nicht nach-
vollziehbar, weil wer könnte diese Unterscheidung treffen?  
44 Dekonstruktion von Essentialismen ist nach Jaques Derrida eine Methode, einen literarischen oder 
philosophischen Text kritisch zu hinterfragen und aufzulösen, um Differenzen aufzuzeigen. 
45 Die indische Kulturtheoretikerin Gayatri Chakravorty Spivak tritt für eine Dekolonisation der Ima-
gination ein. Vgl. auch Gayatri Chakravorty Spivak (1999): Imperative zur Neuerfindung des Plane-
ten. Wien 
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ben seien“. J.N. Pieterse definiert einen anderen Hybriditäts-Ansatz. Für ihn 

ist die Globalisierung als ein Prozess der Hybridisierung anzusehen. Damit 

meint er einen Prozess wechselseitiger Durchdringung verschiedener Orga-

nisationsmodi, -ebenen (transnational, international, regional, kommunal) und 

unterschiedlicher Steuerungslogiken (kapitalistisch, solidarisch, formell, in-

formell) sowie eine kulturelle Durchmischung – eine „global Mélange“ (ebd.: 

235). 

 

In ihrem Aufsatz „Geteilte Globalisierung“ vertreten  Eckert / Randeira die 

These, dass die Prozesse der Globalisierung nur vor dem Hintergrund der 

Kolonialisierung zu verstehen sind. Sie spielen damit auf ein zentrales Argu-

ment der postkolonialen Ansätze an: „Dass die Prozesse und Ereignisse an 

der „Peripherie“ einen Niederschlag in den „Zentren“ finden und konstitutiv 

für die Schaffung der Welt waren, in der wir heute leben. Mit anderen Wor-

ten: Wir leben alle in einer postkolonialen Welt, nicht nur jene Menschen in 

und aus ehemals kolonisierten Gebieten“ (Eckert und Randeria 2009: 19). 

Für sie ist der Begriff des Imperialismus ein geeignetes Analyseinstrument, 

um neue Formen eines westlichen Neo-Kolonialismus aufzeigen zu können, 

wie z.B. die „Biopiraterie“46 durch transnationale Unternehmen  (Khor 2002: 

82).47 

Eckert / Randeira zitieren in diesem Zusammenhang  Anghie (2004), der 

dem internationale Recht eine „Zivilisierungsmission“ unterstellt, darunter 

versteht er „ein Projekt um nicht-westliche Gesellschaften zu beherrschen“  

(Eckert und Randeria 2009: 20). Khor verweist in „Globalisierung gerechter 

gestalten“ generell auf die Ungleichgewichte internationaler Vereinbarungen 

zu Ungunsten des Südens (Khor 2002). Er empfiehlt, über Süd-Süd-

Kooperationen eine stärkere Verhandlungsmacht zu erreichen. In einem Es-

say über die BRICS stellt Siddarth Mallavarapu diese Gruppierung als ein 

geeignetes Modell einer Süd-Süd-Kooperation vor, mit dem gegen die „Privi-

legien der Etablierten“ vorgegangen werden kann. Bei der Analyse von regi-

onalen Zusammenschlüssen wie der BRICS seien zwei normative Dimensio-

                                                 
46 Als „Biopiraterie“ wird bezeichnet: Die Aneignung  und ggf. auch Patentierung des Heil- und 
Pflanzen-Wissens der indigenen Völker sowie genetischer Ressourcen durch (westliche) Pharmakon-
zerne. (Wullweber 2006) 
47 Bei der Veröffentlichung  „Globalisierung gerechter gestalten“ handelt es sich um das Diskussions-
papier Nr. 147 der United Nations Conference on Trade and Development (UNCTAD) 
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nen wesentlich, die eng miteinander verbunden sind: Zum einen die Frage 

der globalen Umverteilung und zum anderen die Anerkennung der Entwick-

lungsländer als gleichwertige Partner (Mallavarapu und Fues 2010: 12). 

 

Die feministischen nicht-westlichen Stimmen zur Globalisierung reichen von 

Vandana Shiva, die in der – von Männern geprägten - ökonomischen Globa-

lisierung eine Verletzung des „weiblichen Lebensprinzips“48 und eines „ganz-

heitlichen Weg des Wissens“ sieht, bis zu Meera Nanda, die in der Globali-

sierung gerade für die Entwicklung von Frauen eine Chance sieht, da traditi-

onelle Geschlechterrollen – wie z.B. im indischen Kastenwesen  -  aufgebro-

chen werden (DeGregori 2003/2004).49 

 

5.3 Gerechtigkeitsdiskurs: Soziale Ungleichheit und die  Su-
che nach einer gerechten Gesellschaft 

 

Aus Sicht der Historiker ist soziale Ungleichheit das Ergebnis zivilisatorischer 

Entwicklungen. Dabei steht der Begriff „Zivilisation“ für eine komplexe Ge-

sellschaft mit Schrift und Städten. Nach Sieferle bilden komplexe Gesell-

schaften soziale Differenzierungen aus: Einmal durch den horizontalen Pro-

zess der Arbeitsteilung, der begleitet wird von einem vertikalen Differenzie-

rungsprozess für benötigte Spezialisten wie z.B. Priester und Richter. „Sozia-

le „Ungleichheit“ beruht also nicht nur auf „Ausbeutung“, sondern auch auf 

unterschiedlichen „Dienstleistungen“, die in einer jeweiligen Gesellschaft er-

bracht werden“ (Sieferle 2010: 6).50 

  

Der  Soziologe Dahrendorf hat in einem Essay dargelegt, dass soziale Un-

gleichheit mit den sozialen Rollen in einer Gesellschaft zusammenhängt. Da 

die Menschen immer auch Träger sozialer  Rollen sind, unterliegen sie den 

damit verbundenen gesellschaftlichen Erwartungshaltungen (Normen). Wenn 

die Menschen in einer Gesellschaft ein gemeinsames Wertesystem teilten 

und ihre gesellschaftliche Position als im Einklang mit diesem Wertesystem  

                                                 
48 Nach Vandana Shiva steht das „weibliche Lebensprinzip“  in der indischen Kosmologie für die 
kreative Erneuerung der Natur. 
49 Vgl.  (Shiva 2006) 
50 vgl. (Morris 2011: 178 f)  
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empfänden, würden sie die soziale Ungleichheit nicht als ungerecht ansehen 

(wie in Platons Staat). Da so eine Situation in der Wirklichkeit nicht existiert, 

weil „das „Wertsystem“ einer Gesellschaft nur im Sinne der Geltung gemein-

sam, in Wirklichkeit aber herrschend ist, […] wird soziale Ungleichheit zum 

Stachel, der soziale Strukturen in Bewegung hält: Immer bedeutet Ungleich-

heit den Gewinn der einen auf Kosten der anderen;“  (Dahrendorf 1982: 441).  

Damit ist der Kampf der Benachteiligten gegen die ungleiche Situation vor-

gegeben, der dann wieder zu einer, wenn auch anders zusammengesetzten, 

sozialen Ungleichheit führt.  Dieser  Prozess garantiert die Veränderbarkeit 

von Gesellschaften. Von daher ist für Dahrendorf mit der sozialen Ungleich-

heit „ein Moment der Freiheit“ verbunden. Eine Gesellschaft ohne soziale 

Ungleichheit ist nach dieser Argumentation nicht vorstellbar. Sie sei  auch 

nicht wünschenswert, da völlig egalitäre Gesellschaften letztendlich nur mit 

Zwang, unter Umständen sogar nur mit Terror, zu erreichen seien oder aber 

zu absoluter Langeweile führen würden. 

 

Die vorgenannten Autoren dienen als Referenz für die These, dass in kom-

plexen Gesellschaften immer Ungleichheiten entstehen. Was jedoch nichts 

darüber aussagt, inwieweit diese Ungleichheiten gerecht oder ungerecht sind 

bzw. inwieweit diese von einzelnen Individuen oder gesellschaftlichen Grup-

pen als gerecht oder ungerecht empfunden werden. 

 

Im internationalen Vergleich lassen sich große Unterschiede in den einzelnen 

Ländern hinsichtlich der gesellschaftlichen Toleranz gegenüber sozialer Un-

gleichheit feststellen. Die Toleranz z.B.  gegenüber Einkommensungleichheit 

ist in den USA wesentlich höher als in Schweden (Hadler 2007: 11). Ein be-

stimmter Grad an ökonomischer Ungleichheit wird in der einen Gesellschaft 

als ungerechter empfunden als in einer anderen. Analog gilt das auch  für 

soziale Einrichtungen, wie z.B. ein unentgeltlicher Zugang zu Bildung oder 

für soziale Sicherungssysteme wie Alterssicherung oder Gesundheitsversor-

gung. Das heißt, dass es - global gesehen - keine einheitliche Grenze gibt, 

ab der soziale Ungleichheit als mehr oder weniger gerecht oder ungerecht 

angesehen wird.  
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Eine wesentliche Funktion der Nation in der Weltgesellschaft besteht nach 

Stichweh darin, dass sie „Ungleichheit ausschließt (weil sie diese in die 

Weltgesellschaft externalisiert) und eine scheinbare Gleichheit (aller Mitglie-

der der Nation) einschließt“ (Stichweh 2000: 52). Innerhalb des National-

staats wird versucht, eine „relative“ Gleichheit zu erreichen – oder zumindest 

die vorhandene Ungleichheit nicht größer werden zu lassen – während auf 

globaler Ebene die Ungleichheit zwischen den Staaten bzw. zwischen den 

Regionen fast unbegrenzt zu wachsen scheint (Stichweh 2007).51  Das heißt 

dann aber auch, dass Staatsgrenzen immer noch Solidaritätsgrenzen sind. 

Durch die Globalisierung wird jedoch die Struktur national geprägter sozialer 

Ungleichheit – positiv und/oder negativ - beeinflusst. Gleichzeitig verringern 

sich die Einflussmöglichkeiten des Nationalstaats, da sich „die Machtverhält-

nisse zwischen Kapital und Arbeit sowie Politik […] zugunsten des ersteren 

verschoben“ haben (Schwinn 2008: 12).  

Um beurteilen zu können, ob ein gewisses Ausmaß an sozialer Ungleichheit 

(z.B. hinsichtlich Einkommen, Status oder der Möglichkeiten gesellschaftli-

cher Teilhabe) als ungerecht anzusehen ist, braucht es einen Referenzrah-

men, an dem sich die Individuen orientieren können. Von daher sind trotz 

Globalisierung nach wie vor die nationalen Ordnungsmuster vorrangig ent-

scheidend, einmal für die individuelle Wahrnehmung sozialer Ungleichheit 

und zum anderen für den gesellschaftlichen Umgang mit sozialer Ungleich-

heit (Ebd.: 21).  

 

Über die Frage, wann eine Gesellschaft als gerecht anzusehen ist bzw. wel-

che Faktoren für die Gerechtigkeit bestimmend sind, wurde bereits im anti-

ken Griechenland nachgedacht. Für Platon war Gerechtigkeit eine persönli-

che Tugend, die sich in der Harmonie der drei Tugenden Weisheit, Mut und 

Mäßigung zeigte. Er übertrug diese Vorstellung auf seinen ´Idealen Staat`, in 

dem die Harmonie und damit Gerechtigkeit dadurch hergestellt wird, dass 

jeder das seine tut – die Führung der Philosophen weise ist, die Wächter mu-

tig sind und das Volk (die Bauern und Handwerker) sich in Mäßigung übt. 

Dagegen sollte die Gerechtigkeitsvorstellung von Aristoteles mit ihrer Unter-

scheidung zwischen verteilender und ausgleichender Gerechtigkeit festlegen, 

                                                 
51 Vgl. Vortrag von Stichweh „Kapitalismus und Exklusion“ vom 13.05.2007 in Freiburg;  
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was einem Menschen gerechterweise gehört und worauf er einen Anspruch 

hat (Llanque 2012). 

 

Die Gerechtigkeitstheorien von heute „[…] lassen sich typologisch in gleich-

heitsorientierte, freiheitsorientierte und partizipationsorientierte Gerechtig-

keitskonzeptionen“ einteilen (Kersting 2012: 167). So verbindet das Gerech-

tigkeitskonzept von Rawls  sowohl Gleichheits-, Freiheits- als auch partizipa-

torische Aspekte. Im Diskurs über eine gerechte Sozialordnung spielt die 

Auseinandersetzung mit der Theorie von John Rawls über ´Gerechtigkeit als 

Fairness` nach wie vor eine gewichtige Rolle – entweder als Bestätigung, als 

Erweiterung oder als Ablehnung seiner Thesen. Seine Theorie gilt noch heu-

te als Standard in der Gerechtigkeitsdebatte (Vossenkuhl 2011: 1).  Der 

Kerngedanke der Theorie ist, dass eine moderne demokratische Gesellschaft 

trotz unterschiedlicher Weltanschauungen ihrer Mitglieder ein faires Koopera-

tionssystem  darstellen sollte. Ein System, das auf allgemein geteilten Prinzi-

pien beruht. Diesen Prinzipien müssten alle freien und gleichen Bürger zu-

stimmen können (Forst 2003).  „Kants Idee des Gesellschaftsvertrags als 

einer gedanklichen Hypothese formt Rawls zum Theorem des Urzustands 

um: […]“ (Llanque 2012: 119). Hinter einem ´Schleier des Nichtwissens`52 

einigen sich die Menschen auf die egalitäre Verteilung politischer Rechte 

kombiniert mit Chancengleichheit sowie auf eine ungleiche Verteilung sozia-

ler und ökonomischer Rechte, die jedoch nur dann  gerechtfertigt ist, wenn 

die schlechter gestellten Individuen von einem Zuwachs der besser gestell-

ten ebenfalls profitieren (ebd.:120). 

 

Später hat Rawls die Menschenrechte als Grenze für den innergesellschaftli-

chen Pluralismus und als Maßstab zur Beurteilung der Kultur eines Landes 

im internationalen Vergleich angesehen (ebd.: 121). Auch für den deutschen 

Philosophen Kersting ist die Menschenrechtsthese „die normative Grundlage 

des Gerechtigkeitsverständnisses der Moderne“ (Kersting 2010: 7). Dieser 
                                                 
52 Mit dem ´Schleier des Nichtwissens` bezeichnet Rawls einen Urzustand, in dem die Menschen nicht 
wissen, wie ihre persönlichen Verhältnisse einmal sein werden; also ob sie reich oder arm sein oder 
mit welche Charaktereigenschaften oder Begabungen sie geboren, durch „welche Neigungen, Stre-
bungen und Vorstellungen vom eigenen Wohl“ sie in ihrem Lebensweg beeinflusst werden. „Man 
schließt die Kenntnis solcher Umstände aus, die die Unterschiede zwischen den Menschen bilden und 
diese ihren Vorurteilen ausliefern. So gelangt man auf natürliche Weise zum Schleier des Nichtwis-
sens.“ (Rawls 1979: 36)  
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universale Geltungsanspruch der Menschenrechte wird jedoch nicht einmal 

in der ´westlichen` Welt uneingeschränkt geteilt (Utz 2010: 13). Er wird als 

„Fortsetzung des Kolonialismus mit moralischen Mitteln“ (Kersting 2010: 7), 

als „Zeichen eines neuen Kulturimperialismus“ (Llanque 2012: 121),  inter-

pretiert.  

 

Für den Nobelpreisträger Amartya Sen stellt sich die Frage nach einer ge-

rechten Gesellschaft erst gar nicht. Als liberalem Ökonomen geht es ihm um 

die Analyse sozialer Ungleichheit verbunden mit der Frage, wie die Men-

schen befähigt werden können (capability approach), ihr Leben selbst zu 

gestalten. Für ihn bedeutet menschliche Entwicklung ein Zuwachs an Entfal-

tungsmöglichkeiten. Sen „gilt als links und liberal, er hält die Freiheit des 

Marktes hoch und verweist zugleich auf ihre Grenzen. Er befürwortet Globa-

lisierung und Freihandel, will jedoch zugleich die globalen Finanzmärkte ein-

dämmen […]“ (Pickartz 2012). In der Freiheit sieht er den wesentlichsten 

Faktor im menschlichen Zusammenleben. Unabdingbar sind für ihn „politi-

sche Freiheit, ökonomische Chancen, gesellschaftliche Verwirklichung, 

Transparenz und soziale Sicherheit.“ (ebd.) Seine Vorstellungen sind in den 

Human Development Index mit eingegangen, „einen Entwicklungsindikator 

der Vereinten Nationen, der neben dem Pro-Kopf-Einkommen auch das Bil-

dungsniveau und die Lebenserwartung der Menschen eines Landes misst“ 

(ebd.). 

Rawls Vorstellungen von  Gerechtigkeit und Fairness sowie der Ansatz von 

Sen,  sein „capability approach“53, sehe ich als Referenz- und Kontrastfolie 

für meine Untersuchung, da beide global diskutiert werden und vor allem 

Sens Vorstellungen in die Entwicklungsansätze der Vereinten Nationen ein-

gegangen sind. 

 
 
 

                                                 
53 Der Ansatz wird auch von der amerikanischen Feministin Martha Nußbaumer vertreten. 
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6 Forschungsergebnis 

6.1 Die strukturiert zusammengefassten Texte 

6.1.1 Ulrich Beck – Weltrisikogesellschaft 
 

Die Ideen und Thesen von Ulrich Beck erfuhren in den Medien hohe Auf-

merksamkeit. Sie hatten seit den achtziger des letzten Jahrhunderts einen 

starken Einfluss auf die Deutung gesellschaftlicher Wirklichkeit – nicht nur in 

Deutschland, sondern auch im angelsächsischen Raum (Mouffe 2010: 48). 

Seine Hauptthese besagt, dass sich die (alten) Industriegesellschaften nicht 

länger im Stadium der einfachen Modernisierung  sondern in einem Stadium 

der reflexiven Modernisierung befinden. Der Unterschied liegt in einer «Re-

flexivität der Ungewissheit». Damit meint Beck, dass die Sicherheit der Mo-

derne, mit immer mehr und besserem Wissen alle Gefahren und Nebenfol-

gen der industriellen Entwicklung kontrollieren zu können, verloren gegangen 

sei (Beck 2008: 40)54. Dagegen würde heute eine Selbstwahrnehmung vor-

herrschen in dem Sinn, dass man einfach nicht weiß, was man nicht weiß. 

Aus diesem Nichtwissen ergibt sich ein  diffuses Gefühl des Ausgeliefert-

seins an mögliche Nebenfolgen der industriellen Siege, die in der Zerstörung 

des gesamten Planeten münden könnten (Beck 2008: 94).  Damit scheinen 

die Grenzen des Modells der Industriegesellschaft erreicht zu sein. Doch 

weltweit geht der industrielle Ausbau  weiter. Er gilt nach wie vor als 

´Königsweg` gesellschaftlicher Entwicklung, vor allem auch als Ausweg aus 

der Armut. Dabei werden die Nebenfolgen ungehemmter Industrialisierung 

verdrängt (Beck 2008: 78).  Die Nebenfolgen der globalen Industrialisierung 

können ökonomischer, ökologischer aber auch sozialer Natur sein: Finanz-

marktkrise, Klimawandel, veränderte Basisprinzipien und Basisinstitutionen55 

aber auch der internationale Terrorismus. 

 

Globalisierung und fortschreitende Individualisierung der Gesellschaft sind 

die bestimmenden Faktoren der zweiten, der reflexiven Moderne, während 

                                                 
54 Beck verweist darauf, dass dieses Phänomen von Anthony Giddens mit <<manufactured uncertain-
ties (insecurities)>> wesentlich treffender bezeichnet worden sei (Beck 2008: 40). 
55 Damit ist ein gesellschaftlicher Wandel gemeint. Die Durchsetzung des Basisprinzips ´Autonomie 
des Individuums` verändert gesellschaftliche  Basisinstitutionen wie z.B. Ehe oder Familie (ebd. 391). 
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Nationalstaat und kollektive Akteure an Bedeutung verloren hätten. In der 

reflexiven Moderne verändern sich die sozialen, politischen und kulturellen 

Basisprinzipien und Basisinstitutionen der nationalen Industriegesellschaften. 

So ist zum Beispiel die Arbeit als Ausdruck eines der wichtigsten Basisprinzi-

pien (wissenschaftlich-technische Rationalität), mit der sich die Individuen 

definiert und ihren Status in der Gesellschaft erworben hätten, nicht mehr 

ausreichend vorhanden und die Vollbeschäftigungsgesellschaft als eines der 

wichtigsten Basisinstitutionen der Industriegesellschaft nicht mehr zu realisie-

ren. Damit zeigt sich die reflexive Moderne als ein Prozess, der eine Suche 

nach Gegenentwürfen zur Industriegesellschaft erzwingt und parallel einen 

Weg in die Weltgesellschaft weisen kann. (Ebd.: 41, 107, 377) 

 

Die möglichen Nebenfolgen stellen sich als Risiken dar und Risiken sind an-

tizipierte Katastrophen (Beck 2008: 29), die ein hohes Maß an Irrealität auf-

weisen. Die andererseits aber aufgrund von sich tatsächlich ereigneten Ka-

tastrophen – zum Beispiel die Kernschmelze im Atomreaktor Fukushima – 

und deren medialer Inszenierung eine eigene Realität und damit auch eine 

politische Kraft56 entfalten können. An der Reaktorkatastrophe zeigen sich 

die Merkmale der globalen Risiken: Sie sind weder räumlich, zeitlich noch 

sozial lokalisierbar; sie sind nicht kalkulierbar, nicht kompensierbar und damit 

auch nicht mehr versicherbar (Ebd.: 103). 

Risiken sind soziale Konstruktionen, die in unterschiedlichen Ländern ver-

schieden wahrgenommen und von daher auch unterschiedlich interpretiert 

und definiert werden.57 Definitionsverhältnisse sind Herrschaftsverhältnisse 

(ebd.: 66). Aber die mediale Inszenierung globaler Risiken58 kann einen 

weltöffentlichen Diskurs über Gefährdungslagen initiieren. Dieser Diskurs 

entsteht aus dem Dissens über die Risikodefinition und beinhaltet somit eine 

´aufklärerische Funktion` (ebd.: 116). Es entsteht so etwas wie eine globale 

Risikoöffentlichkeit, die Rechenschaft einfordern kann. Der Diskurs über die 

Nebenfolgen industrieller Siege wird einerseits geführt von transnationalen 

                                                 
56 Ein Beispiel ist die 2011 getroffene Entscheidung der deutschen Regierung  zu einem schnellen 
Atomausstieg. 
57 Japan dagegen baut weiter auf Atomkraft als Energielieferant. 
58 Als Beispiel für eine gelungene Inszenierung nennt Beck die Veröffentlichung des Reports des 
ehemaligen Weltbank Managers Nicolas Stern über die Folgen der globalen Erwärmung durch die 
britische Regierung im Herbst 2006 (ebd.: 160). 
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sozialen Bewegungen, in denen man erste Umrisse einer «global citizens-

hip» erkennen kann (ebd.: 177), weil sie die Frage ´wie wollen wir leben` in 

die (Weltrisiko-)Gesellschaft tragen59. Andererseits ist es jedoch die global 

agierenden Elite aus den internationalen Institutionen, die den Diskurs be-

stimmt (vgl. Fußnote 58 zu Stern-Report). 

 

6.1.1.1 Das Prinzip Globalität und der Kosmopolitis mus 

Globale Risiken (de-lokalisiert, unkalkulierbar, nicht kompensierbar) können - 

sofern sie als globale Gefährdungslagen anerkannt werden - eine Chance 

sein, dass über Grenzen hinweg ein Bewusstsein für globale Zusammen-

hänge entsteht. 

Das Prinzip der Globalität besagt, dass ganz generell  ein zunehmendes Be-

wusstsein globaler Zusammenhänge entsteht. Das Prinzip der Globalität wird 

durch den Begriff des Kosmopolitismus erweitert, da damit eine darüber hin-

aus gehende Anerkennung der globalen Pluralität - der Unterschiede zwi-

schen den Kulturen, Ethnien, Religionen, Nationen - verbunden ist.  Der so-

zialwissenschaftliche Begriff des Kosmopolitismus umfasst "eine besondere 

Form des gesellschaftlichen Umgangs mit kultureller Andersheit" (Beck 2008: 

110). Das bedeutet - in einem normativen Sinne - die grundsätzliche Akzep-

tanz und positive Bewertung kultureller Andersheit (Beck 2007: 4). Damit ist 

die Anerkennung der Anderen als gleich und verschieden gemeint (Beck 

2008: 111). 

Aus dem Prinzip der Globalität und dem Kosmopolitismus kann sich dann 

über alle Grenzen hinweg ein moralischer und politischer Raum für eine zivile 

Kultur der Verantwortung entwickeln. Es entsteht so etwas wie eine globale 

Risikoöffentlichkeit,  aus der heraus sich dann auch neue Handlungsmög-

lichkeiten ergeben (Beck 2007: 5). Eine Handlungsmöglichkeit könnte darin 

bestehen, aus dem "folgenblinden Industrialismus" auszusteigen und andere 

Lebensstile zu entwickeln (Beck 2008: 363). Beck geht davon aus, dass ein 

Meta-Wandel der Gesellschaft mit einem anderen Naturverständnis sowie 

                                                 
59 Auf die Frage, wie man in Zeiten unkontrollierbarer Risiken leben soll, weiß Beck keine Antwort 
(ebd.: 152). 
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einem anderen Verständnis von gesellschaftlicher Rationalität  am Entstehen 

ist (ebd.: 42). 

 

Globale Risiken werden regional unterschiedlich wahrgenommen, definiert 

und inszeniert. Aus diesem Dissens heraus entsteht ein globaler Diskurs, der 

wiederum neue Handlungsoptionen und Kooperationsmöglichkeiten eröffnen 

kann (ebd.: 324). Darüber hinaus trägt die Dauerkommunikation über Ge-

fährdungslagen (aus der Empörung über nicht hinzunehmende Sachverhalte) 

zur informellen globalen Normbildung bei (ebd.: 326). 

 

Globale Gefährdungen, wie z.B. die Klimaerwärmung, verursachen lokale 

Probleme, die aber nur mit «global deals» behoben werden können (ebd.: 

16).  

Die Entgrenzung des Politischen (d.h. Probleme können nicht mehr innerhalb 

nationalstaatlicher Grenzen behoben werden)  macht eine globale Subpolitik 

erforderlich: Globalisierung von oben über internationale Institutionen und 

Globalisierung von unten über zivilgesellschaftliche transnationale Akteure. 

Diese transnationalen Akteure könnten sich als erste Ansätze einer «global 

citizenship» erweisen (ebd.: 175). Gemeinsam können die globalen Akteure 

eine  "Kompromissformel für globale Gerechtigkeit" erarbeiten, um "der un-

gleichen Verteilung von Reichtum und Risiken zu begegnen" (ebd.: 16). 

 

6.1.1.2 Demokratie 

Beck meint feststellen zu können, dass sich das System des Industrialismus  

in Selbstauflösung befindet. Mit dem Sieg der Moderne wandeln sich die so-

zialen, politischen und kulturellen Basisprinzipien und Basisinstitutionen der 

Industriegesellschaften. Damit eröffnen sich jedoch auch Chancen, gesell-

schaftliche Zusammenhänge neu zu denken. (Beck 2008: 376) 

Die Zukunft der Demokratie wird davon abhängen, ob und inwieweit es den 

gesellschaftlichen Gruppen gelingt, die kulturell eigene Wahrnehmungs-, De-

finitions- und Entscheidungsfähigkeit zu stärken, um auf die Frage "wie wol-

len wir leben" eine  global zukunftsfähige, d.h. eine ökonomisch, ökologisch 

und sozial verträgliche  Antwort zu finden (ebd.: 92) 



 

 33 

Für Beck sind es vor allem die zivilgesellschaftlichen Bewegungen, die Ci-

toyens, die sich in transnationalen NGOs formieren, die die Frage "wie wol-

len wir leben" in die Gesellschaft tragen und die grenzüberschreitend nach 

Lösungen suchen. Aus dem Zusammenspiel von zivilgesellschaftlicher und 

staatlicher Agenda  könnten sich neue Handlungsoptionen und Legitimati-

onsquellen ergeben - so etwas wie eine kosmopolitische Staatlichkeit (ebd.: 

128). Da mit staatlicher Autonomie allein die grenzüberschreitenden Gefähr-

dungen und Probleme nicht zu lösen sind, werden Zusammenschlüsse un-

terschiedlicher nationaler Souveränitäten erforderlich, aus denen sich ein 

"Kooperationsmehrwert"  für alle Beteiligte ergeben kann. Erst durch so eine 

transnationale Kooperation wird die nationale Souveränität wieder herge-

stellt.  Damit würde dann die Zusammenarbeit zwischen den Staaten vom 

Kopf auf die Füße gestellt (ebd.: 411). Insgesamt könnte das ein Weg sein,  

um von der nationalen Industriegesellschaft zur (noch unbestimmten Vieldeu-

tigkeit der) Weltgesellschaft zu gelangen (ebd.: 377). 

 

6.1.1.3 Entwicklung 

Die globalen Gefahren durch ungehemmte Industrialisierung, wie z.B. die 

Klimaerwärmung durch den weltweit immer noch ansteigenden CO 2-

Ausstoss, treffen alle, wenn auch nicht alle in gleichem Umfang. Dennoch 

orientieren sich  viele Länder bei ihren Entwicklungsbemühungen an der 

´westlichen`  Modernisierung. Die Industrialisierung scheint nach wie vor der 

Königsweg für die Bewältigung von Hunger und Armut zu sein ungeachtet 

der negativen Folgen für Mensch und Umwelt (Beck 2008: 78).  

Dabei könnte es doch auch anders gehen: Indem global eine "»andere« Mo-

derne" angestrebt wird, bei der "die westliche Modernisierung samt ihrer 

»Defekte« [...] zur unentbehrlichen Kontrastfolie und Referenzkategorie für 

eigene Entwicklungsvorstellungen" eingesetzt und nur "selektiv auf das pa-

ckage der westlichen Moderne" zurückgegriffen wird (ebd.: 324). Oder aber 

die Menschheit insgesamt schafft es,  sich als ein politischer Akteur zu for-

mieren,  globale Normen für eine zukunftsfähige Entwicklung festzulegen und 

damit den Weg für eine "Lebensstil-Konversion" aufzuzeigen (ebd.: 363). In 

den ´alten` Industrieländern sind es die sozialen Bewegungen (für Frieden, 
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Frauen, Ökologie usw.), die aus den normativen Vorgaben der Gesellschaft 

ausbrechen und nach alternativen Wegen für ein gesellschaftliches Zusam-

menleben im Einklang mit der Natur  suchen (ebd.: 393) 

 

6.1.1.4 Pluralität 

Nach Beck zwingen die globalen Risiken dazu, die Pluralität der Welt anzu-

erkennen, das heißt anzuerkennen, dass alle die "Gemeinsamkeit der Diffe-

renz"  teilen (Beck 2007: 5). Die globalen Risiken erweisen sich damit als so 

etwas wie ein  globaler «Kitt» für Diversität und Pluralität jenseits nationaler 

Grenzen (Beck 2008: 336). Es entsteht eine Art Zwangskosmopolitismus, der 

in einen Raum gemeinsamer Verantwortung führen kann (Beck 2007: 5). 

 

6.1.1.5 Freiheit 

Die Individualisierung ist Teil des Modernisierungsprozesses der ´westlichen` 

Gesellschaften. Dagegen ist in den traditionellen Gesellschaften das Indivi-

duum "die kleinste Einheit eines vorgestellten Ganzen" (Beck 2008: 388).  

Das Ringen um individuelle Autonomie, die Freiheit, sein eigenes Leben zu 

führen, es nach eigenen Vorstellungen gestalten zu können, ist nach Beck 

"zur Kollektiverfahrung der Welt geworden" (ebd.: 388) 

 

6.1.1.6 Gleichheit 

Die Gleichheit im Beckschen Sinn ergibt sich aus dem normativen  Kosmo-

politismus heraus, aus der Anerkennung der Pluralität und der Akzeptanz 

des Anderen als  gleich und verschieden. Dabei ist ihm wichtig, seine 

Gleichheits-Vorstellung gegenüber Universalismus, Nationalismus und Multi-

kulturalismus abzugrenzen. Im Universalismus würde die Bedeutung der 

Verschiedenheit negiert, im Nationalismus gilt die Gleichheit nur im nationa-

len Kontext und im Multikulturalismus drückt sich die  Verschiedenheit inner-

halb des Nationalstaats als Zuschreibung bestimmter Eigenschaften aus 

(Beck 2008: 336). 

Mit diesem Gleichheits-Verständnis öffnet sich ein Raum für einen weltweiten 

Dialog aller Betroffenen über transnationale Gefährdungslagen und Gefähr-
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dungsdefinitionen. Daraus kann sich dann ein gemeinsamer Handlungsraum 

für Absprachen und gemeinsame Normen  ergeben (ebd.: 290) 

 

6.1.1.7 Gerechtigkeit 

Eines der Grundprobleme der Weltpolitik im 21. Jahrhundert liegt für Beck in 

der unterschiedlichen Wahrnehmung und Interpretation von Risiken. Dadurch 

kann es zu einem Zusammenprall unterschiedlicher «Risikowirklichkeiten» 

kommen. Darüber hinaus verlangt die weltweit ungleiche Verteilung von 

Reichtum und Risiken nach einer für möglichst alle Staaten tragbaren  Lö-

sung. Die könnte darin liegen, dass von allen Staaten gemeinsam eine 

"Kompromißformel für globale Gerechtigkeit" im Sinne einer "konkreten Uto-

pie" entwickelt wird (Beck 2008: 16). 

Parallel könnten über zwischenstaatliche Absprachen und Verträge "Ansätze 

eines Risikoweltbürgerrechts als Teil des internationalen Rechts" erarbeitet 

werden. 

 

 

6.1.2 Wang Hui – Die Gleichheit neu denken / Der Verlust des Re-
präsentativen 

 

6.1.2.1 Gleichheit, Freiheit, Gerechtigkeit 

Gleichheit ist für Wang Hui das zentrale Element einer gerechten Gesell-

schaft. Ohne substanzielle Gleichheit, ohne Gleichheit unter den Bürgern, 

werden die Bürgerrechte der politischen Demokratie zu einem leeren Begriff. 

Das Primat der Gleichheit sieht Wang Hui in der westlichen Vorstellung von 

gesellschaftlicher Pluralität nicht verwirklicht. Dieser Begriff der Pluralität be-

inhaltet für ihn eine Differenz oder einen Bruch innerhalb des Nationalstaats. 

Auf der einen Seite stehen die für alle geltenden Bürgerrechte und auf der 

anderen Seite die unterschiedlichen Vorstellungen der einzelnen Kulturen60 

zu Begriffen wie Recht, Eigentum, Freiheit, Chancen. "Die Gleichheit der 

Verteilung kann das Bedürfnis der Anerkennung kaum befriedigen“ (Wang 

Hui 2012: 117).  
                                                 
60 Es geht um unterschiedliche Kulturen innerhalb eines Nationalstaats. 



 

 36 

Einen aktiven und radikalen Gleichheitsbegriff sieht er in der Definition von 

Saint-Just61. Danach bedeutet Gleichheit nicht, das A zu B sagt, er habe die 

gleiche Macht wie B, sondern dass jeder über einen genau gleichen Teil der 

Souveränität verfügt. Diese Definition bietet die Möglichkeit einer politischen 

Gleichheit, mit der die Unterschiede zwischen Klassen, Geschlechtern und 

Völkergruppen aufgebrochen werden können. Darüber hinaus kann damit die 

ökonomische, gesellschaftliche, rechtliche und politische Machtfrage im 

Rahmen der Gleichheit angegangen werden. 

 

Wang Hui vergleicht die westlichen Gerechtigkeitstheorien und unterscheidet 

drei Ebenen der Gleichheit: Die Chancengleichheit, die Verteilungsgerechtig-

keit und die Gleichheit der Fähigkeiten.  

Die Chancengleichheit ist für ihn die Gleichheit, die die ungleichen Verhält-

nisse einer kapitalistischen Gesellschaft spiegelt. Dagegen ist die Vertei-

lungsgerechtigkeit oder Ergebnisgleichheit, die sich mit einer Gleichheit der 

Bedingungen überschneidet, ein Erbe der sozialistischen Bewegung. Die 

Umverteilung des gesellschaftlichen Reichtums durch Steuern ist ein wichti-

ger Bestandteil der Gleichheit der Bedingungen. 

Aber in der Realität des Kapitalismus sind Chancengleichheit und Ergebnis-

gleichheit oft Gegensätze. Jene legt großen Wert auf die Startgleichheit, und 

soll die Voraussetzung für die vom Wettbewerb geprägten Marktverhältnisse 

schaffen.  Die   Tatsache,   dass   die   ungleichen   gesellschaftlichen   Be-

dingungen   die Chancengleichheit einschränken, wird einfach ausgeklam-

mert.  

Ohne Gleichheit der Grundfähigkeiten kann aber  auch  die  Umverteilung  

der  materiellen  Voraussetzungen  keine  Praxis  der Gleichheit  gewährleis-

ten.  Die  Gleichheit  der  Fähigkeiten  setzt  die  gleiche  politische und so-

ziale Stellung der Mitglieder der Gesellschaft voraus. Sie wird nicht nur durch 

die   Autonomie   des   einzelnen   Menschen   bestimmt,   sondern   auch   

durch   die Schutzfunktion der Gesellschaft.  

Nach Wang Hui liegt die Schwäche der modernen Gerechtigkeitstheorien 

darin, dass Gleichheitsprinzipien aufgestellt werden, die die Ungleichheit als 

ewige Struktur unterstellen. Dabei wird übersehen, dass Gleichheit bzw. Un-
                                                 
61 Louis Antoine de Saint Just (1767 – 1794), französischer Schriftsteller und ab 1792  Mitglied des 
Nationalkonvents 
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gleichheit ihre ´Geschichtlichkeit` haben, also einer bestimmten Periode der 

Menschheitsgeschichte zugeordnet werden können. "So ist die Gleichheit im 

Sinne des Warentauschs nur eine Eigenschaft einer bestimmten Periode der 

Gesellschaft der Menschheit. Sie ist nicht das Wesentliche der Gesellschaft 

der Menschheit" (ebd.: 111). 

 

Die ´Gleichheit aller Dinge` ist für Wang Hui neben Chancengleichheit, 

Gleichheit der Verteilung und Gleichheit der Fähigkeiten das grundlegende 

Gleichheitsprinzip. Die ´Gleichheit der Dinge` beruht auf einer ´Ding-Theorie` 

aus dem klassischen Denken Chinas und stellt ein ethisches Prinzip dar. 

Nach diesem Prinzip ist jedes Ding im Weltall mit seinen speziellen Eigen-

schaften zu respektieren. Um die Einzigartigkeit der Dinge - und in die Kate-

gorie ´alle Dinge` gehören auch die Menschen - erkennen zu können, muss 

man hinter die Erscheinungswelt, also die Welt der Illusion über die Welt und 

über uns selbst, schauen können. Mit der Methode der Verneinung "bilden 

die gleichen Dinge einen Horizont, vor dem die Dinge in ihrer Einzigartigkeit 

wahrgenommen werden" können (ebd.: 110). Methode der Verneinung 

meint, von den Erscheinungen zu abstrahieren und ohne Sprache, ohne 

Konzept bzw. Name und ohne Gefühl zu beobachten. Mit dieser Methode 

werden alle ungleichen Verhältnisse in der Welt der Erscheinungen, die 

durch Sprachen, Bezeichnung und Gefühle verursacht werden, überwunden.  

Die Differenz zwischen den Menschen und den Dingen sowie zwischen den 

Dingen bleibt nicht nur erhalten, sie wird darüber hinaus als Voraussetzung 

für die Gleichheit angesehen.  

 

Um das Besondere des Prinzips ´Gleichheit aller Dinge` zu verdeutlichen, 

stellt Wang Hui ihm den von Michael Walzer aufgestellten Begriff der 

´Komplexen Gleichheit`62 gegenüber. Mit ´Komplexer Gleichheit` beschreibt 

Walzer einen Pluralismus, der die Vielfalt der Verteilungssysteme und ihrer 

Begründungen sowie die Vielfältigkeit des zu verteilenden Inhalts umfasst.  

Die hier angesprochene  Vorstellung der ´Vielfalt der Gegenstände` deckt 

sich mit derjenigen von der  ´Gleichheit der Dinge`. Es gibt jedoch zwischen 

beiden einen großen Unterschied: Walzers komplexe Gleichheit mit der The-
                                                 
62 Walzer, Michael (1992): Sphären der Gerechtigkeit: ein Plädoyer für Pluralität und Gleichheit. 
Frankfurt 
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orie der Vielfalt der Gegenstände ist auf den Menschen bezogen und die 

Gegenstände werden entsprechend ihrer Funktion für den Menschen einge-

ordnet.  

Wenn der Mensch im Zentrum  steht, ist er das Subjekt und die Dinge sind 

die Objekte. Die objektive Welt wird entsprechend der Funktionalität für den 

Menschen (aber auch der Mensch selbst) in Kategorien eingeteilt, mit einem 

Wert versehen und in eine Hierarchie eingereiht. 

Dagegen sind in der ´Gleichheit aller Dinge` die Dinge selbst aktive Subjekte. 

Sie können deswegen auch nicht aus einem Blickwinkel betrachtet werden, 

in dem die Menschheit im Zentrum steht und in dem die Dinge entsprechend 

ihrer Funktion für die Bedürfnisbefriedigung der Menschen interpretiert wer-

den. 

 

Löst man die Dinge von ihrer Funktionalität, also von der Logik des Waren-

tauschs mit seiner Wertzuweisung, so löst sich auch das Verhältnis der Din-

ge zu den Dingen, der Dinge zu den Menschen und der Menschen zu den 

Menschen aus dieser Logik. Der Mensch als ´Ding` wird dann nicht mehr 

nach seiner Funktionalität, z.B. nach seiner Verwendbarkeit als Arbeitskraft, 

gemessen und beurteilt. 

 

Nach der Definition von ´Gleichheit aller Dinge` bedeutet Gleichheit die 

Überwindung der Erscheinungsunterschiede. Diese Gleichheit lässt sich in 

Gesellschaftsmodellen, die auf der Logik der Ökonomie und einer Gesetz-

mäßigkeit ständigen Wirtschaftswachstums basieren, nicht verwirklichen. In 

diesen Modellen werden die Unterschiede zwischen den Menschen zu Un-

gleichheiten, da die Unterschiede einseitig entsprechend ihrer Funktionalität 

sowie ihres Nutzens und ihres Tauschwerts dargestellt und hierarchisch ge-

reiht werden. In einer Praxis der Gleichheit werden die Differenzen jedoch 

von den Menschen und ihrer Gemeinschaft aktiv bestimmt.  

Wang Hui bezeichnet die frühere  Autonomie in den Gebieten der nationalen 

Minderheiten als eine Praxis der Gleichheit in der Differenz. Die Gleichheit in 

der Differenz "definiert sich durch eine pluralistische Gemeinschaft, die vom 

Naturwandel geformt ist" (ebd.: 119).  In diese umfassende Vorstellung von 

einer Gesellschaft werden alle Kulturen mit ihren Traditionen und Glaubens-
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vorstellungen sowie die natürlichen Gegebenheiten mit ihrer ökologischen 

Vielfalt einbezogen und respektiert. Die Autonomie ist heute durch ein ge-

sellschaftliches System, in dem die Wirtschaft und ihre Entwicklungslogik 

eine zentrale Bedeutung erhalten haben, stark in Frage gestellt. Damit ver-

liert das gesellschaftliche System die Vielfalt seiner Werte und unterwirft sich 

der Logik der (kapitalistischen) Ökonomie. 

Gesellschaftliche Gleichheit kann nur erreicht werden, wenn die Differenzen 

in eine Praxis der Gleichheit eingebunden werden. Und das heißt, die Öko-

nomie mit der Politik, der Kultur sowie einer gleichen Integration (aller) in die 

Gesellschaft zu vereinen. Für die Integration aller in die Gesellschaft ist es 

erforderlich, die Kultur mit der kulturellen Kreativität eines jeden Menschen 

zu verbinden. Damit ist nicht der abstrakte einzelne  bzw. die Einseitigkeit 

des Pluralismus der kulturellen Identitäten gemeint. Der konkrete Mensch in 

seiner Geschichtlichkeit und mit seiner Geschichte, seinem Wertsystem und 

seinem Gefühl der Zugehörigkeit ist in die Gesellschaft einzubinden. 

Der Begriff der Freiheit scheint bei Wang Hui gegenüber der Gleichheit nach-

rangig zu sein. Die Menschen könnten unter  kapitalistischen Produktionsbe-

dingungen nicht frei sein, da hier nicht  ihre einzigartige Individualität aner-

kannt wird, sondern sie mit einem Tauschwert versehen und damit verding-

licht - sich selbst entfremdet - werden. Freiheit entsteht erst,  "wenn die Pro-

duktion in sozialen und natürlichen Netzen stattfindet" [...]  und "die Abstrak-

tion der kapitalistischen Produktion beschränkt" wird. "Im weiteren Sinne zielt 

der Sozialismus nicht auf die Verteilung ab, sondern auf die Befreiung der 

Arbeitskräfte", und damit auf die Freiheit (ebd.: 98). Freiheit kann demnach 

nur erlangt werden, wenn die kapitalistische Produktionsweise überwunden 

wird. 

 

Im Zusammenhang mit der Gerechtigkeit in einer Gesellschaft sind die Frei-

heitsrechte für ihn lediglich formale Rechte, denen die im realen Leben tat-

sächlich verfügbare Freiheit gegenüberzustellen sei. Daraus könnte man 

entnehmen, dass Wang Hui formale, einklagbare Rechtsgarantien als nicht 

wichtig ansähe. Aus einem globalen Blickwinkel betrachtet, muss man jedoch 

sagen, dass es global einklagbare Freiheitsrechte nicht gibt. Sie sind auf den 
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Nationalstaat bezogen und damit sind sie für alle Außenstehenden aus-

schließend. 

 

Freiheit wird für den Autor erst sichtbar, wenn man die Welt der Erscheinun-

gen mit ihrer realen Ordnung,  ihren Sprachen, mit ihrem Bezeichnen und mit 

ihren Gefühlen überwunden hat. Durch das "Verneinen der Eindimensionali-

tät der Erscheinungswelt" werden "die Unterschiede der verschiedenen Din-

ge sichtbar" (ebd.: 111). Erst mit dem Prinzip der ´Gleichheit aller Dinge` 

können die Unterschiede erkannt werden, die dann wieder  Voraussetzung 

für die Gleichheit sind. 

 

Damit gibt Wang Hui eine schwer verständliche Definition von Freiheit. Die 

Fähigkeit,  hinter die Erscheinungswelt zu gehen, erscheint eher einer spiri-

tuellen als einer politischen Praxis angemessen. Dagegen ist die Vorstellung 

von der ´im realen Leben tatsächlich verfügbaren Freiheit` ein handhabbares 

Instrument, um Freiheitsgrade messen zu können. 

 

Die Frage nach der Gerechtigkeit bzw. nach dem, was eine gerechte Gesell-

schaft ausmacht, würde Wang Hui wohl mit dem Vorhandensein einer grund-

legenden gesellschaftlichen Gleichheit beantworten.  Dazu gehören die 

Chancengleichheit, die Gleichheit der Verteilung, die Gleichheit der Fähigkei-

ten und vor allem die ´Gleichheit aller Dinge`. Unter Bezugnahme auf Amar-

tya Sen meint Wang Hui, dass es für die Frage der Gerechtigkeit neben der 

Gleichheit auf ´die im realen Leben verfügbare Freiheit`, nicht jedoch auf 

formale Rechte, ankommt. Für die Beurteilung gerechter Bedingungen ist 

demnach nicht die Institution vertraglich vereinbarter Freiheitsrechte maß-

geblich sondern der Prozess der Verwirklichung von Freiheit im praktischen 

Leben der Menschen. Damit könnten dann die unterschiedlichsten politi-

schen Systeme innerhalb und zwischen souveränen Staaten darauf hin ver-

glichen werden, inwieweit das jeweilige gesellschaftliche System diese Frei-

heit ermöglicht. 
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6.1.2.2 Gesellschaftssystem, Entwicklung, Demokrati e  

Mit der Industrialisierung hat sich im chinesischen Gesellschaftssystem der 

Gegensatz zwischen einzelnen Gebieten, zwischen Gebieten mit nationalen 

Minderheiten sowie zwischen Stadt und Land - insbesondere auch durch das 

Hukou-System63, mit dem der einzelne an seinen Wohnort gebunden ist, 

verschärft. 

Mit dem Begriff "Gesellschaft verbundener Teilsysteme" versucht Wang Hui, 

die vor- genannten Gegensätze als dynamische Teilsysteme in die Gesell-

schaft zu integrieren und als System einer komplexen sozialen Verbunden-

heit darzustellen. "Der Begriff stellt die gesellschaftlichen und kulturellen Zu-

stände dar, die durch die Kontakte, die Verbreitung und die Koexistenz un-

terschiedlicher Kulturen, Volksgruppen und Gebiete geformt und miteinander 

verbunden werden" (ebd.: 133).  Der gesellschaftliche Begriff ´verbundene 

Systeme` beinhaltet, dass sich Gleichheit und Differenz gegenseitig bedin-

gen. Die komplexe soziale Verbundenheit in einer Gesellschaft ist gefährdet, 

wenn sich alle kulturellen und politischen Bedingungen auf die Ökonomie 

ausrichten und der Kapitalismus sich als alles bestimmende  ´abstrakte 

Macht` etablieren kann. 

 

Der Schlüssel im Modernisierungsprozess ist für Wang Hui das Verhältnis 

der Gleichheit zwischen Stadt und Land. Diese Gleichheit soll nicht als Ver-

teilungs- oder Einkommensgleichheit verstanden werden, sondern soll in 

dem Sinn verstanden werden, dass jeder selbständig über seine Lebenswei-

se entscheiden kann. Er verweist auf Kang Youwei64 und dessen auf dem 

Dorf basierendes Modell der Bürgerautonomie und definiert es als "eine Art 

gesellschaftlicher Autonomie auf der Grundlage der Gemeinschaft" (ebd.: 

106). Kang Youwei ist ein wichtiger Denker der chinesischen Modernisie-

                                                 
63

 Das Hukou-System ist ein altes System der Wohnsitzkontrolle, nachdem keiner den ihm zugewiese-

nen Wohnort verlassen kann, an dem er aber Anspruch auf Arbeit, Wohnung, soziale Leistungen wie 

Schulen und Gesundheitsfürsorge hat. Das System wurde unter Deng gelockert, aber der Anspruch auf 

soziale Leistungen ist immer noch auf den Wohnsitz bezogen. Die Wanderarbeiter können zwar Ar-

beit/Entgelt außerhalb ihres Heimatortes suchen, haben  aber keinen Anspruch auf irgendwelche sozia-

len Leistungen. Damit besteht eine extrem ungerechte Zwei-Klassen-Gesellschaft (Kummer 2014). 
64

 Kang Youwei (1858 – 1927) hat in seinem Hauptwerk „Die große Harmonie“ eine Utopie für eine 

friedliche Weltgesellschaft mit einer Weltregierung entworfen. (Stürmer 2011: Kap. 7) 
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rungsdebatte. Er hat vor allem auch Mao  beeinflusst, dessen Konzept der 

Volkskommunen65 auf Ideen von Kang Youwei zurückgeführt werden kann. 

Die Volkskommunen wurden Ende der 70er Jahre wieder aufgelöst. Geblie-

ben ist das Hukou-Sysstem, also die Bindung der einzelnen Menschen an 

einen bestimmten Ort. Negativ betroffen davon sind vor allem die Wanderar-

beiter, die ihre Dörfer verlassen, um in den Industriegebieten Arbeit zu su-

chen und die damit ihre an den Ort gebundene soziale Sicherung verlieren. 

Diese Wanderarbeiter schließen sich nach Wang Hui  zu "unsichtbaren Ge-

meinden" zusammen, um ihre eigenen sozialen Bindungen wieder herstellen 

zu können.  

Eine gesellschaftliche Systemerneuerung müsste auch auf solche  Probleme, 

wie die der Wanderarbeiter, eine Antwort geben können. Wang Hui meint, 

dass das Modell der Bürgerautonomie auf der Basis einer Dorfgemeinschaft 

zusammen mit den Initiativen für eine  Modernisierung (der Landwirtschaft) 

auch auf andere gesellschaftliche Räume übertragbar sei. Die Entwicklung 

müsste auf ein soziales Produktionsmodell hinaus laufen, das über die kapi-

talistische Logik hinaus geht und in der Lage ist, die Ökonomie wieder in die 

sozialen Netze einzubinden, so wie im Danwei-System66 "die Produktion, das 

Leben, die Politik und Kultur sowie andere Bereiche verbunden" waren. 

"Danwei ist nichts anderes als eine Praxis, Arbeit und Gesellschaft in neuer 

Weise zu verknüpfen" (ebd.: 102). 

Auch für sein Demokratieverständnis ist der Begriff der ´Gleichheit` grundle-

gend. "Ohne substanzielle Gleichheit, ohne Gleichheit unter den Bürgern, 

werden die Bürgerrechte der politischen Demokratie zu einem leeren Begriff" 

(ebd.: 82). Seine Utopie ist eine Gesellschaft ohne Unterwerfung und Abhän-

gigkeiten sowie mit Organisationsstrukturen, die die ökonomischen, kulturel-

len und politischen Belange mit einander verzahnen (ebd.: 107). 

                                                 
65

 Das Prinzip der Volkskommune bestand in lokaler Wirtschaftsautarkie durch Selbsthilfe. Zentral wur-

de nur das Programm für Produktion und Ablieferung festgelegt. Vor Ort regierte das "Volkskommune-

Komitee,  gewählte Vertreter der Kommune. Der einzelne Mensch in der Kommune gehörte von der 

Wiege bis zur Bahre einer geschlossenen Gesellschaft an - ohne direkten Kontakt mit dem äußeren 

Staat. Durch die Kommunen wurde die bäuerliche Mehrheit der Bevölkerung in relativ kleine Objekte 

eingebunden und langsam an eine  Entwicklung des ländlichen Raums herangeführt.  (Spiegel Nr. 

14/1959)  
66

 Das Danwei-System war nach der Familie die kleinste soziale Einheit und umfasste z.B. eine Fabrik 

oder eine Universität. Ziel war es, über persönliche Fürsorge - von der Wiege bis zur Bahre - für Har-

monie innerhalb der Danwei zu sorgen. Im Zuge der Wirtschaftsreformen löste sich das System sukzes-

sive auf. (Handelsblatt 2008) 
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Er wehrt sich gegen das Monopol einer einseitigen (westlichen) Demokratie-

vorstellung, die er in vielen Fällen nur formal als erfüllt ansieht, da grundle-

gende Bedingungen der gesellschaftlichen  Gleichheit fehlen. Demokratie 

ebenso wie die Menschenrechte seien Ziele, die von einer demokratischen 

Gesellschaft erst eingelöst werden müssten (ebd.: 78). Für ihn ist die 

Responsivität eines politischen Systems ausschlaggebend. Wenn im politi-

schen Prozess die Bedürfnisse der einfachen Leute aufgegriffen und befrie-

digt werden, heißt das doch, dass Interaktionen zwischen ´oben` und ´unten`, 

also dass demokratische Kanäle, existieren. (ebd.: 160) 

 

Durch die Globalisierung und die neoliberalen kapitalistischen Produktions-

bedingungen hat sich die politische von der gesellschaftlichen Form abge-

koppelt und damit zusammenhängend ist eine Legitimationskrise entstanden 

sowohl im sozialistischen System, in der sozialen Demokratie als auch in der 

liberalen Demokratie. Wang Hui bezeichnet diese Situation als 

´repräsentativen Bruch` und meint damit, dass die "politische, wirtschaftliche 

und kulturelle Elite" [...] sich von denen "der Massen abgekoppelt" hätte und 

die Parteien, Medien, das Rechtssystem sich nicht angemessen um die Inte-

ressen der Bevölkerung kümmern würden (ebd.: 83). Es gäbe keine Respon-

sivität des politischen Systems.67 

 

Zur Demokratie gehört eine demokratische Wirtschaftsverfassung. Hier gilt 

es, das Problem des Widerspruchs zwischen öffentlichem Eigentum und pri-

vater Verfügung über die Produktionsmittel, zu lösen. Wang Hui schlägt vor, 

für die Lösungssuche das sozialistische Erbe heranzuziehen, da hier bereits 

versucht wurde, die Produktion in soziale Netze einzubinden. Für ihn ist ein 

zentraler Aspekt des Wirtschaftens, den er auch immer wieder besonders 

betont,  die Einbindung der Ökonomie in die sozialen Netze. Daneben ist die 

                                                 
67 Diese These von Wang Hui wird in der Soziologie unter dem Begriff „Re-Feudalisierung“ diskutiert. Als 
Beispiel können die Bilderberg-Konferenzen dienen: "Wir erleben derzeit Tendenzen der Re-Feudalisierung. Das 
heißt, dass neben den offiziellen Strukturen, neben den demokratischen Strukturen, dass die inoffiziellen Struktu-
ren zunehmend wieder an Gewicht gewinnen. Und diese Eliten, diese selbst ernannten Eliten, die oben sitzen, die 
schotten sich zunehmend ab." So der Mediensoziologe Stumberger in einem Beitrag von Detlef Grumbach im 
Deutschlandfunk am 02.06.2010. 

Simon
Hervorheben

Simon
Hervorheben
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Frage der ´Gleichheit`  die grundlegende Forderung an demokratisch ver-

fasste, ökonomischen Strukturen.  

Dazu gehört die Frage nach den Besitzverhältnissen und Übertragungsmög-

lichkeiten von Grund und Boden. Seiner Ansicht nach lässt sich in diesem 

Punkt die Gleichheit am ehesten mit  Staatseigentum bzw. Kollektiveigentum 

verwirklichen. 

Weiter gehören dazu eine Gleichheit der Verteilung durch das Steuersystem 

und eine Gleichheit der Beteiligung der Arbeitenden an den Unternehmen. 

Es ist in den Unternehmensverfassungen festzulegen, dass die Arbeitenden 

sowohl Besitzer  als auch Beteiligte am Management sind.  

Wang Hui scheint dies am ehesten in Staatsunternehmen, die durch ihre 

Steuerzahlung und Gewinnverteilung echte Volksunternehmen darstellen,  

gewährleistet zu sein. Damit würde auch der Grundwiderspruch zwischen 

privater Verfügung über Produktionsmittel und öffentlicher Gütern gelöst. 

In China gäbe es eine Vielzahl verschiedener Initiativen zu Produktion und 

Landwirtschaft, die daran arbeiteten, ein ausgeglichenes Verhältnis zwischen 

Ökonomie und Effizienz auf der einen Seite sowie Gesellschaft, Kultur, Tradi-

tion und Politik auf der anderen Seite herzustellen. So verbinden die Moder-

nisierungs-Initiativen in der Landwirtschaft kapitalistische Finanzierungsfor-

men und die Effizienz eines professionellen Teams mit dem auf der Dorfge-

meinschaft basierenden Modell der Bürgerautonomie: Die Dorfbewohner sind 

am Management aktiv beteiligt und wählen den Vorstandsrat. 

Der Autor verweist darauf, dass man aus den sozialistischen Erfahrungen 

lernen könne, wie Besitzverhältnisse unter dem Primat der Gleichheit  zu 

gestalten seien und wie die Produktion am ehesten in die sozialen Netze 

eingefügt werden könne. Und nur wenn die Produktion in sozialen und natür-

lichen Netzen stattfindet, kann die Abstraktion der kapitalistischen Produktion 

beschränkt werden und die Menschen können Freiheit erlangen (ebd.: 127).  

 

Sein Ideal für ein ökonomisches System ist das Modell einer Bürgerautono-

mie sowohl in der Produktion als auch in der Landwirtschaft innerhalb eines 

Systems des Volkseigentums.  
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In so einem System würden dann auch ökologische Gesichtspunkte ganz 

von allein zur Geltung kommen. Denn die Ausbeutung der Natur als Res-

source ist eine Quelle der ungleichen Verteilung des gesellschaftlichen 

Reichtums. Für eine Praxis der Gleichheit ist es also notwendig, "das Ver-

hältnis zwischen Mensch und Natur wieder herzustellen" (ebd.: 114).  Dazu 

reicht es nicht, dass der Mensch die Natur achtet oder der Natur einen inne-

ren Wert beimisst und Rechte zuspricht. Da bei der ´Gleichheit aller Dinge` 

der Begriff des ´gleichen Werts des Unterschiedlichen` eine zentrale Rolle 

einnimmt, würde es eine Gleichmacherei des Unterschiedlichen bedeuten, 

wenn man Werte und Rechte zur Erklärung der Gleichheit der ´Dinge` heran-

ziehen würde. Es müssen also ökonomische Strukturen geschaffen werden, 

in denen die Natur nicht mehr allein nach Verwertungsgesichtspunkten be-

trachtet wird.  

 

6.1.2.3 Globalität 

Aus Sicht von Wang Hui sind weder von liberalen oder von linken noch von 

sozialdemokratischen Theoretikern politisch umsetzbare Modelle für globale 

Zusammenarbeit und Integration entwickelt worden.  Dies sei aber erforder-

lich, vor allem auch da die politische Demokratie im Nationalstaat durch die 

Globalisierung  widersprüchlich geworden ist. Aus seiner Sicht ist für ein glo-

bales Modell das Thema der Gleichheit von zentraler Bedeutung. So garan-

tiert die politische Demokratie (er unterscheidet zwischen politischer und ge-

sellschaftlicher Demokratie) die Rechte der Bürger nur innerhalb des Natio-

nalstaats.  Andererseits werden in den Nationalstaaten Entscheidungen ge-

troffen, die global oder für die Menschen in anderen Ländern negative Folgen 

haben können (erinnert stark an Beck). Diese Menschen sind jedoch von 

solchen Entscheidungen ausgeschlossen.  

Das Bürgerrecht bietet keine Gleichheit über die Grenzen des Nationalstaats 

hinaus. Für eine globale  Politik der Gleichheit - z.B. gegenüber Migranten - 

müssten die Rechte der Bürger aber neu definiert bzw. um einen globalen 

Aspekt im Hinblick auf den kosmopolitischen Bürger erweitert werden.  

Die Einwanderungsgesellschaften können mit einer Identitäts- und Anerken-

nungspolitik keine Gleichheit in der Differenz erreichen. Diese Politik  sei zu 
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vergleichen mit der Abstrahierung der kapitalistischen Produktion, durch die 

kulturelle Unterschiede eingeebnet oder sogar zerstört würden. 

Dagegen sei mit dem aus der chinesischen Tradition stammenden  Begriff 

der ´Gleichheit aller Dinge` eine erweiterte und vertiefte Definition der Bür-

gerrechte möglich. Die ´Gleichheit aller Dinge` erlaube es, den im  Bürger-

begriff enthaltenen Wert der Gleichheit in einen größeren Kontext zu stellen.  

Wang Hui veranschaulicht diese Aussage mit den beiden Begriffen ´trans-

soziale Systeme` und ´Gesellschaft verbundener Teilsysteme`. Unter ´trans-

soziale Systeme` versteht er über den Nationalstaat hinaus gehende Netz-

werke, die über gemeinsame zivilisatorische Wurzeln verfügen. Als Beispiel 

fügt er die zwischen China und seinen Nachbarländern bestehenden Netz-

werke an, die sich über Tribute, Diplomatie, Handel, Ehen, Religion und 

Sprache entwickelt hätten und die man als ´Kulturkreis der chinesischen Zei-

chen`, als ´Zivilisationskreis des Konfuzianismus` oder ´Zivilisation Ost-

asiens` bezeichnen könne. 

Der Begriff "Gesellschaft verbundener Teilsysteme" meint, dass eine Gesell-

schaft aus Teilsystemen besteht, die mit einander verbunden sind.  In diesem 

Begriff fließen dynamische gesellschaftliche Systeme zusammen, wie die 

Kultur mit ihren verschiedenen Bräuchen, Religionen, Ritualen, die Politik 

und die Ökonomie. Die wirtschaftlichen Verhältnisse  dürfen jedoch keine 

dominante Rolle spielen; sie sind lediglich eines der Teilsysteme und müssen 

sich in die "Netze der Kultur, Politik und der natürlichen Umwelt einfügen" 

(ebd.: 135).  

Damit ist eine ´Gesellschaft verbundener Teilsysteme` mehr als eine Natio-

nalgemeinschaft, die lediglich auf die Einheit der Nation setzt. Sie ist aber 

auch nicht mit einer pluralistischen Gesellschaft zu vergleichen, da diese 

zwar die Vielgestaltigkeit der Gesellschaft, aber in einer differenzierenden 

und statischen Sichtweise, berücksichtigt. Dagegen betont der Begriff 

´Gesellschaft verbundener Systeme` einerseits die dynamische Situation 

zwischen den Systemen und andererseits ihre Verbundenheit "in der alltägli-

chen Lebenswelt" (ebd.: 135). 

 

Über diesen Begriff können Migranten-Gemeinden, wie die der chinesischen 

Wanderarbeiter, als ein mit der Gesellschaft verbundenes aber eigenes Teil-
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system beschrieben und verstanden werden. Die chinesischen Gebiete mit 

nationalen Minderheiten sind ein ´System verbundener Gesellschaften`, das 

aus mehreren ´Gesellschaften verbundener Teilsysteme` besteht. So gehö-

ren zum Beispiel Konfuzianismus und Islam zur chinesischen Gesellschaft 

und sind damit Teilsysteme der chinesischen Gesellschaft. Sie sind aber 

gleichzeitig Bindeglied zu anderen Gesellschaften und können damit ein 

´System verbundener Gesellschaften` bilden. Das gilt analog auch für den 

oben angesprochenen  supranationalen Kulturkreis der chinesischen Zei-

chen. 

 

Diese Sichtweise kann dann auch auf globale Verhältnisse übertragen wer-

den. Denn durch die Globalisierung mit ihrer internationalen Arbeitsteilung, 

der Migration und den Möglichkeiten der Informationstechnologie ist die heu-

tige Welt bereits in ein "System verbundener Gesellschaften" transformiert 

worden. Es ist jedoch ein ungleiches System auf der Basis der Internationali-

sierung von Produktion und Konsumtion, das die jeweiligen Kulturen und Le-

bensbedingungen der Menschen missachtet. Die Gleichheit in einem globa-

len ´System verbundener Gesellschaften`  kann nur mit einem globalen 

(ökonomischen) System verwirklicht werden, dass die vom Kapitalismus ver-

ursachte Sinnlosigkeit und Abstrahierung der Lebenswelt abbaut und in dem 

die Ökonomie nicht länger als Legitimation gesellschaftlicher Ungleichheit 

dient. 

 

Das politische System in den Nationalstaaten müsste so reformiert werden, 

dass Fragen internationaler Gleichheit gleichrangig zu der von  nationaler 

Gleichheit behandelt werden können. Dieser Reformprozess müsste  von 

"supranationalen gesellschaftlichen Bewegungen" begleitet werden68. Diese 

über den Nationalstaat hinaus gehende politische Öffentlichkeit muss sich 

jedoch in den einzelnen Nationalstaaten konstituieren. Der "Kampf" um die 

"Gleichheit aller Dinge"  benötigt den Nationalstaat. "Die Wertorientierung 

unterschiedlicher Länder, ja auch unterschiedlicher Phasen eines Landes hat 

auf die Gleichheit in den supranationalen Beziehungen einen großen Ein-

fluss." (ebd.: 129 - 130) 

                                                 
68  Diese Vorstellung erinnert sehr an die von Beck beschriebene ´global citizenship` 
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6.1.2.4 Wang Huis Ansatz für eine gerechte Gesellsc haft 

In seiner gerechten Gesellschaft besteht absolute Gleichheit entsprechend 

dem ethischen Prinzip der ´Gleichheit aller Dinge`. Das Verhältnis der Men-

schen untereinander und zu den Dingen – und damit auch zur Natur – ist 

nicht abhängig von Nutzengesichtspunkten sowie von einer Zuweisung von 

Funktionalitäten. Es herrscht eine Gleichheit, in der die Differenzen von den 

Menschen und ihrer Gemeinschaft aktiv bestimmt werden. Gleichheit und 

Differenz bedingen sich gegenseitig. Erst aus dieser Gleichheit heraus kann 

sich dann ein Prozess der Verwirklichung von Freiheit im alltäglichen Leben 

der Menschen entwickeln. Und das bedeutet, dass jeder selbst über seine 

Lebensweise entscheiden kann. 

Durch das auf dem Dorf basierende Modell der Bürgerautonomie ist die ge-

sellschaftliche Autonomie auf der Grundlage der Gemeinschaft verwirklicht. 

Das Modell ist auch auf andere gesellschaftliche Räume übertragbar (eine 

Art Volkskommune). 

Die Gegensätze innerhalb der Gesellschaft werden als dynamische Elemen-

te der einzelnen gesellschaftlichen Teilsysteme betrachtet und zu einer kom-

plexen sozialen Verbundenheit zusammen geführt: in eine ´Gesellschaft ver-

bundener Teilsysteme`. 

Das politische System kann eine Demokratie sein, ist jedoch in jedem Fall so 

gestaltet, dass die Bedürfnisse der Menschen aufgegriffen und befriedigt 

werden und damit Responsivität, also die Verzahnung von politischer und 

gesellschaftlicher Form, gegeben ist. Das System gewährleistet eine Gesell-

schaft ohne Unterwerfung oder Abhängigkeiten und die organisatorischen 

Strukturen verbinden die ökonomischen, kulturellen und politischen Belange 

mit einander zu einer harmonischen Einheit. 

Die wirtschaftliche Grundlage der Gesellschaft basiert auf dem Modell der 

Bürgerautonomie, in dem die Arbeitenden sowohl Besitzer als auch Beteiligte 

am Unternehmen und am Management sind. Produktion und Landwirtschaft 

sind in ein System eingebunden, das die ökonomischen, kulturellen und poli-

tischen Belange mit einander verzahnt. Da die Produktion in sozialen und 

natürlichen Netzen stattfindet, ist die Abstraktion der kapitalistischen Produk-

tion überwunden. Das Verhältnis von Mensch und Natur entspricht der Praxis 

der Gleichheit. Das Prinzip ökonomischer Gleichheit ist durch Kollektiveigen-
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tum und Volksunternehmen gewährleistet. Die Menschen können in diesem 

gesellschaftlichen Umfeld ihre Freiheit verwirklichen. 

 

Die gerechte Gesellschaft trägt in dem globalen ´System verbundener Ge-

sellschaften`69 mit ihrem politischen System aktiv zu einer globalen Praxis 

der Gleichheit bei. Die nationale Politik berücksichtigt bei ihren Entscheidun-

gen mögliche globale Folgen und setzt sich für  kosmopolitische Bürgerrech-

te ein. Neben dem politischen System entwickeln gesellschaftliche Teilsys-

teme als supranationale Netzwerke eine politische Weltöffentlichkeit, in der 

sie sich auf nationalstaatlicher Basis für eine globale Praxis der Gleichheit 

einsetzen können. 

 

6.1.3 Vandana Shiva – Erd-Demokratie 
 
Die Autorin betrachtet die soziale, ökonomische und politische Ordnung  der 

Welt durch die Brille einer  feministischen Naturwissenschaftlerin. Dabei ist 

für sie die Grundlage jeglicher menschlichen Ordnung der Erhalt und der 

Schutz einer intakten Umwelt. Ihre Schlüsselbegriffe für eine gerechte Welt-

ordnung sind Vielfalt, Selbstregulierung und die Wechselwirkung zwischen 

Systemen nach dem Prinzip des Gebens und Nehmens. 

 

6.1.3.1 Wirtschaftsglobalisierung als Wurzel allen Übels dieser Welt 

Einhegungen  

In Indien gibt es den Begriff der »Erdfamilie«, der die Gemeinschaft aller Le-

bewesen auf der Erde umfasst. Von daher leitet die Autorin ihren Begriff der 

´Erd-Demokratie` ab, der alles verbindet, das Besondere mit dem Allgemei-

nen, das Unterschiedliche und das Gemeinsame und das Lokale mit dem 

Globalen. Diese Vorstellungen von der einen Welt, die allen gehört, gibt es in 

den unterschiedlichsten Weltanschauungen. So sagt Indianerhäuptling Seat-

                                                 
69 Damit  meint Wang Hui m.E. ein System, in dem sich die Nationalstaaten zusammen finden. 
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tle:70 »wie kann man den Himmel kaufen oder verkaufen - oder die Wärme 

der Erde? Diese Vorstellung ist uns fremd«. 

Die Globalisierung der Wirtschaft zerstört diese Kultur der Fülle und bringt 

eine  Kultur des Ausschlusses, der Enteignung und der Knappheit, indem sie 

alle Lebewesen und Ressourcen in Waren und gemeinschaftlichen Besitz in 

privates Eigentum verwandelt.  Sie besetzt die ökonomischen, ökologischen, 

kulturellen und politischen Räume, auf die alle Menschen einen Anspruch 

hätten. 

 

Mit Einhegungen werden Allmenden, gemeinschaftlich genutzte Güter, in 

privates Eigentum umgewandelt. Den Beginn dieser Entwicklung sieht Shiva 

in der Frühphase der Industrialisierung in England, wo durch gewaltsame 

Vertreibung der bäuerlichen Bevölkerung und  Einhegung von Gemeineigen-

tum an Boden und Wald eine landlose, verarmte und entrechtete Bevölke-

rungsgruppe entstanden war.71  

Im Zuge der Kolonisation wurde das Konstrukt einer terra nullius (Niemands-

land) geschaffen, um die Existenz der Ureinwohner zu leugnen und sie durch 

Einhegungen von Gemeineigentum ihrer Rechte zu berauben. An ein eige-

nes Recht der Erde auf z.B. unbelastete Erneuerungsfähigkeit wurde sowie-

so kein Gedanke verschwendet.  

Die Umwandlung von Gemeingut in eine private Ware verändert die Wahr-

nehmung von natürlichen Ressourcen und hat in erster Linie zwei negative 

Auswirkungen: Einmal nimmt sie schwächeren Gruppen ihr Überlebensrecht 

und zum anderen beraubt sie die Natur um ihr Recht auf Selbsterneuerung 

und Nachhaltigkeit. 

Darüber hinaus bedeutet diese Umwandlung aber auch eine Überschreitung 

ethischer Grenzen. Diese ethischen Grenzen, die über Jahrtausende von 

Religionen, Kulturen und Gesellschaften gesetzt wurden besagen, dass ge-

                                                 
70 Er ist Chief des Indianer-Stamms der Duwamish. Nach der Überlieferung ist seine Rede aus dem 
Jahr 1855  die Antwort  auf das Angebot des Präsidenten der Vereinigten Staaten, Franklin Pierce, 
Land des Stammes an die weißen Siedler zu verkaufen. Seattle (1982): Wir sind ein Teil der Erde. 
Walter-Verlag, Olten. 
71 Es handelt sich  bei  diesen Maßnahmen um die ´enclosure movement` und die ´clearing of estates`, 
die Marx im 24. Kapitel des ´Kapitals` als Prozess der Expropriation des Landvolks bezeichnet und 
der die Grundlage schuf für die Kapitalakkumulation, die zur Industrialisierung benötigt wurde. 
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wisse Dinge nicht mit einem Preis versehen und auf den Markt gebracht 

werden dürfen, dass sie also nicht handelbar sind. 

Heute wird die koloniale Logik des Niemandslands erweitert zum »Niemands-

leben«, um die Einhegung der Biodiversität72 und des Wassers zu rechtferti-

gen. Und damit zeitigt die wirtschaftliche Globalisierung eine endgültige Ein-

hegung von allem Lebendigen. Das über Jahrhunderte angesammelte, ge-

meinsame Wissen der indigenen Gemeinden, das für alle frei zugänglich ist, 

soll privatisiert werden. Auf der Basis des 1995 abgeschlossenen TRIPS-

Abkommens73 über geistiges Eigentum kann alles Leben in Besitz überge-

hen. Für Shiva ermöglicht die Welthandelsorganisation (WTO) mit diesem 

Abkommen, dass statt Grundherren jetzt "Lebensherren" geschaffen werden 

(Shiva 2006: 71). Dabei geht es in erster Linie um Biodiversität und um das 

Wissen über Pflanzen, das als geistiges Eigentum eingehegt werden soll, 

aber auch um die Privatisierung der öffentlichen Dienste, wie das Gesund-

heitswesen, die Wasserversorgung, die Bildung und die Information.  

 

Diese neuen Einhegungen bilden das Fundament einer »Besitzgesellschaft«. 

Ihre Legitimation beruht nach Ansicht von Shiva auf verzerrten Wahrneh-

mungen des Kolonialismus, der Gesellschaft und der Rolle des Staates: 

So werden die Enteignungen aus der  Kolonialzeit und die Ansprüche der 

jeweiligen Bevölkerung nach wie vor geleugnet. 

Eine Gesellschaft ist nach westlichen Denken nicht mit einer Gemeinschaft 

gleichzusetzen, weil sich im kapitalistischen System, im "Cowboy-

Kapitalismus" (ebd.: 79), Gesellschaft auf die Individuen reduziert und damit 

verschwindet die Gemeinschaft74.  

Ein Staat sollte aus Sicht der Autorin danach beurteilt werden, wie er mit den 

öffentlichen Gütern verfährt. Sieht er sich als Treuhänder der natürlichen 

                                                 
72 Der Begriff Biodiversität bezeichnet die biologische Vielfalt des Lebens auf der Erde. „Biodiversi-
tät umfasst drei Ebenen: erstens die Vielfalt der Ökosysteme (dazu gehören Lebensgemeinschaften, 
Lebensräume und Landschaften), zweitens die Artenvielfalt und drittens die genetische Vielfalt inner-
halb der Arten“. Definition vom  Bundesamt für Naturschutz BfN, online 
http://www.bfn.de/0304_biodiv.html, 08.06.2014 
73 TRIPS steht für Agreement on Trade-Related Aspects of Intellectual Property Rights, es basiert auf 
einer in der Uruguay-Runde des GATT am 15.04.1994 geschlossenen Übereinkunft über handelsbe-
zogene Aspekte der Rechte des geistigen Eigentums. Gabler Wirtschaftslexikon. 
http://wirtschaftslexikon.gabler.de/Definition/trips-abkommen.html. 08.06.2014 
74 Die Autorin zeigt hier ihre negative Sicht auf den westlichen Individualismus 
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Ressourcen und erkennt er die Nichtverfügbarkeit gewisser Ressourcen an, 

dann wird er auch das Recht der Gemeinden zu gemeinsamen Besitz schüt-

zen. Der Staat kann Einhegungen und Privatisierung fördern oder aber "öf-

fentliche Systeme und sozialpolitische Strukturen schaffen, die die Allmende 

sichern" (ebd.: 68) und dem Gemeinwohl dienen. 

 

Leere Versprechungen 

Es hieß, dass die Globalisierung  ein globales Dorf entstehen lasse  und da-

mit den Frieden bringen würde. Tatsächlich ist zwar ein globaler Markt ent-

standen, der im Jahr 1995 mit der WTO auch eine legale Weltverfassung75 

bekam, aber die Anzahl der Kriege ist nicht zurückgegangen und die Miss-

verständnisse zwischen den Kulturen haben zugenommen. 

Das zweite Versprechen war Wohlstand. Nach Ansicht der Autorin hat der 

allgemeine Wohlstand nicht zu- sondern abgenommen, da zum einen den 

Gesellschaften die Möglichkeit, mit einer Bedarfswirtschaft den eigenen  Le-

bensunterhalt zu gestalten, genommen bzw. stark eingeschränkt wurde. Zum 

anderen wurde die Naturwirtschaft76 um die Möglichkeit zur Regeneration 

ihrer Kreisläufe und damit der Fähigkeit zum Erhalt der natürlichen Ressour-

cen beraubt. 

In den Kulturen der amerikanischen Ureinwohner und der Inder gibt es eine 

´Sieben-Generationen-Regel`, die besagt, dass die Folgen des heutigen 

Handelns für die siebte Generation berücksichtigt werden müsse.77   

Das neoliberale Rezept für eine Berücksichtigung künftiger Generationen 

besteht darin, in der Gegenwart die soziale Sicherheit zurückzufahren. Shiva 

erkennt darin nicht die Sorge um künftige Generationen, sondern für sie ist 

es nur eine weitere Möglichkeit, um Finanzmittel aus der Bedarfsökonomie 

abzuziehen und in die Marktökonomie zu verschieben. Und damit ginge dann 

sowohl der gegenwärtigen wie auch der zukünftigen Generation jede Sicher-

heit verloren.  

                                                 
75 Mit legaler Weltverfassung meint die Autorin die Regeln der Welthandelsorganisation, die am 
01.01.1995 in Genf ihre Arbeit aufnahm. 
76 Die beiden Wirtschaftsformen, Bedarfswirtschaft und Naturwirtschaft, werden später unter Pkt. 
6132  näher erklärt. 
77 Diese Regel ist auch  in die Definition von nachhaltiger Entwicklung  durch die Brundtland-
Kommission 1987 eingegangen: „Nachhaltige Entwicklung ist eine Entwicklung, die die Lebensquali-
tät der gegenwärtigen Generation sichert und gleichzeitig zukünftigen Generationen die Wahlmög-
lichkeit zur Gestaltung ihres Lebens erhält“. Deutsche UNESCO-Kommission e.V. 2014. 
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Ein weiteres Versprechen war, dass mit der Globalisierung eine Wissensge-

sellschaft entstehen sollte. Dies ist nach Ansicht der Autorin nicht eingelöst 

worden, da das zur Verfügung gestellte Wissen zu einem großen Teil aus 

dem Wissenschaftsmonopol der Konzerne komme. Zu einer Wissensgesell-

schaft gehöre vor allem, dass das Wissen von unabhängigen Wissenschaft-

lerinnen und Wissenschaftlern zur Verfügung gestellt wird. Nur so kann der 

einzelne eine freie Wahl treffen. 

 

Die Wirtschaftsglobalisierung versprach, dass sich mit den freien Märkten 

auch die Demokratie verbreiten würde. Doch die freien Märkte haben zu-

sammen mit den globalen Unternehmen die Demokratie auf allen Ebenen 

zerstört - angefangen von der Basisdemokratie durch Eingrenzung und 

Schmälerung des Gemeingutes bis zu den Regeln der Globalisierung selbst. 

Die Regeln der Weltbank, des Internationalen Währungsfonds IWF oder  der 

Welthandelsorganisation WTO sind  undemokratisch und sie sind ohne Be-

teiligung der am meisten betroffenen Länder aufgestellt worden. Die Wirt-

schaftsglobalisierung unterläuft und untergräbt die nationalen demokrati-

schen Prozesse, indem sie wirtschaftliche Entscheidungen aus dem Ein-

flussbereich von Parlamenten und Bürgerinnen und Bürgern entfernt. 

 

Ökologische und soziale Katastrophen 

Shiva sieht einen Zusammenhang zwischen Wirtschaftswachstum und dem 

Anwachsen ökologischer Probleme sowie der Zunahme von marginalisierten, 

Not leidenden Menschen. Dieser besteht vor allem darin, dass Wirtschaft nur 

noch als ein vom  Kapital kontrollierter Markt und dass dies als höchstes or-

ganisatorisches Prinzip der Gesellschaft angesehen wird. Auf dem Markt 

geht es um Profit und Kapitalakkumulation. Zudem erfolgt die Globalisierung  

nach  Regeln, die den Rechten von  Unternehmen und Kapital den Vorzug 

gegenüber den Rechten der Menschen und der Natur einräumen.  

 

In der nicht den Gesetzen des Kapitals unterliegende Bedarfswirtschaft gel-

ten dagegen die Erfüllung der menschlichen Grundbedürfnisse und die Si-
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cherung langfristiger Nachhaltigkeit der Ressourcen als grundlegende Prinzi-

pien. 

Es sind traditionell die Frauen, die mit ihrem Wissen und ihrer Arbeitskraft die 

Nahrung, das Wasser, die Gesundheit und die soziale Sicherheit bereitstel-

len. Durch das Vordringen des Marktes werden daraus handelbare Wirt-

schaftsgüter, was wiederum einer Konsumkultur Vorschub leistet. Die Kom-

merzialisierung entwertet die Bedarfswirtschaft und damit auch das Wissen 

und die Arbeit der Frauen. In diesem Zusammenhang verändert sich  auch 

die Bedeutung des Begriffs »Wert«. Nur was auf dem Markt gegen Geld ge-

tauscht werden kann, hat einen Wert.  Nach dieser Definition ist Bedarfswirt-

schaft  »wertlos«. Und das gilt ebenso für die sich selbst erhaltende und sich 

selbst erneuernde Naturwirtschaft, deren Kreisläufe durch den Raubbau der 

Marktwirtschaft zerstört werden. Die Schäden für Mensch und Natur, die 

durch die freie Marktwirtschaft und das Wirtschaftswachstum entstehen, 

werden externalisiert und zeigen sich in neuen Formen von Armut und Un-

terentwicklung. 

Mit diesen - oftmals versteckten - Schäden offenbart sich für die Autorin, 

dass die effizient und produktiv scheinenden Aktivitäten der Marktwirtschaft 

im Vergleich zur Bedarfs- und Naturwirtschaft ineffizient und zerstörerisch 

sind. Sie zählt wissenschaftliche Aussagen, wie diejenige, dass die Überbe-

völkerung78 an den neuen Formen von Armut und Unterentwicklung Schuld 

sei, zu den Mythen, mit denen die globalisierte Marktwirtschaft negative Ent-

wicklungen zu rechtfertigen sucht. Der Druck auf die Ressourcen der Welt 

kommt nicht von den vielen Armen, sondern "von verschwenderischen Pro-

duktionssystemen, vom Handel über lange Distanzen und vom Überkonsum 

in der ersten Welt" (ebd.: 95). Das kann man unter anderem mit dem Kon-

zept des »ökologischen Fußabdrucks«79, der den tatsächlichen Natur-

verbrauch des Menschen misst, aufzeigen. 

                                                 
78 Shiva bezieht sich hier auf den Ökologen Garrett Hardin, der sich in interdisziplinären Studien mit 
dem Problem der Gemeingüter, der Allmende,  befasste, deren Verlust er u.a. auf die Überbevölke-
rung zurückführte. 
79 Der ökologische Fußabdruck ist ein Umweltindikator für nachhaltige Entwicklung „Er bündelt 
zahlreiche Umweltdaten und Wirkungszusammenhänge zu einem einzigen handhabbaren Wert“.  
Bayerisches Landesamt für Umwelt.  
http://www.lfu.bayern.de/umweltwissen/doc/uw_86_oekologischer_fussabdruck.pdf. 08.06.2014 
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Fundamentalismen 

Im Zuge der wirtschaftlichen Globalisierung werden die einheimischen öko-

nomischen Strukturen zerstört und damit ganze Bevölkerungsgruppen ihres 

Lebensunterhalts beraubt. Diese ´überflüssigen` Menschen sind anfällig für 

Fundamentalismen, die ihnen  Identität, Lebenssinn und Bedeutung bieten. 

Deshalb kann Globalisierung, können freie Märkte auch als Ursache und 

Nährboden für religiösen Fundamentalismus und Terrorismus angesehen 

werden. 

 

Shiva zitiert die amerikanische Rechtsprofessorin Amy Chua, die in ihrem 

Buch ´World on Fire`80 aufzeigt, dass die globale Ausbreitung der Märkte und 

der Demokratie Gruppenhass und ethnisch motivierte Gewalt in der ganzen 

nicht-westlichen Welt verursacht. Der Grund liegt vor allem darin, dass Märk-

te und demokratische Strukturen in diesen Gesellschaften die verschiedenen 

Gruppen unterschiedlich begünstigen und enormen Reichtum auf »Außensei-

ter« - Minderheiten konzentrieren.81  

 

Wenn die Menschen darüber hinaus ihre ökonomische und kulturelle  Exis-

tenz bedroht sehen, entwickelt sich eine negative Kultur der Angst, die in re-

ligiösen Fundamentalismus umschlagen kann. Solche entwurzelten Gemein-

schaften lassen sich leicht manipulieren und zu ´Kulturkriegen` verführen. 

Damit entsteht ein Teufelskreis aus nicht nachhaltigen Wirtschaftsformen, die 

durch negative Kulturen und eine negative Demokratie gestützt werden. Als 

negative Demokratie bezeichnet Shiva  eine bloß repräsentative Wahldemo-

kratie, die eher die Interessen der globalen Marktwirtschaft als diejenigen der 

Allgemeinheit vertritt. 

 

                                                 
80 Chua, Amy (2004): World on Fire. How Exporting Free Market Democracy Breeds Ethnic Hatred 
and Global Instability. Anchor Books. New York. 
81 Diese Beobachtung hat Wang Hui auch für die chinesischen Gebiete nationaler Minderheiten kons-
tatiert. 
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6.1.3.2 Ökonomie und Ökologie 

Drei Wirtschaftsformen 

Für Shiva existieren drei Wirtschaftsformen: die Naturwirtschaft mit ihren sich 

aus sich selbst heraus erneuernden Kreisläufen, deren Ressourcen das 

Fundament der beiden anderen Ökonomien bilden; die Bedarfswirtschaft, die 

der grundlegenden Bedürfnisbefriedigung und eigenständigen Lebensgestal-

tung der Mehrheit der Menschen auf dieser Erde dient und die zudem die 

sozialen und ökologischen Lasten der durch die Marktwirtschaft verursachten 

Schäden auffangen muss; und schließlich die Marktwirtschaft, die mit ihrem 

Wachstumszwang der Motor der Wirtschaftsglobalisierung ist und die die 

Grundlagen der beiden anderen Ökonomien untergräbt, da ihr Wachstum 

ökologisch nicht nachhaltig und sozial  extrem ungerecht ist. Das Primat der 

Marktwirtschaft bedeutet, dass die Naturwirtschaft und die Bedarfswirtschaft 

abgewertet und ihre jeweiligen Ressourcen  für die Warenproduktion und 

Kapitalakkumulation verwendet werden. 

 

Eine lebendige Wirtschaft basiert nicht auf dem Primat der Marktwirtschaft, 

sondern sie umfasst alle drei Wirtschaftsformen. Sie beruht auf lokaler, de-

zentraler Selbstorganisation von vielfältigen Erwerbsmöglichkeiten,  horizon-

taler Vernetzung, auf den örtlichen Ökosystemen und den lokalen Kulturen.  

Auf lokaler Ebene ist es auch einfacher die Kosten der Produktionssysteme 

und der Konsumgewohnheiten offenzulegen und von daher die Ressourcen 

vorbeugend zu schützen. Eine lokale Wirtschaft produziert zu realen Kosten 

und realen Preisen. Auch wenn lokale Wirtschaftsformen nicht die ganze 

Wirtschaft ausmachen können, sind sie doch die Basis für eine faire Produk-

tion zu fairen Preisen und einen fairen Handel. Auf lokaler Ebene kann  auch 

eher gewährleistet werden, dass jeder Mensch Zugang zu den notwendigen 

Ressourcen hat, um seinen eigenen Lebensunterhalt  entsprechend seinem 

Bedarf und in Einklang mit der Natur bestreiten zu können.  

Shivas Wirtschaftsmodell basiert auf dem Gebot ´nicht mehr zu nehmen als 

man braucht`, also mit den eigenen Produktions- und Konsummustern nicht 

die Rechte anderer zu beschneiden.  
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Lebendige Wirtschaftsformen sind so gestaltet, dass sie das »Vorbeugeprin-

zip« und das »Verursacherprinzip« beachten. Nach dem Vorbeugeprinzip 

müssen Tätigkeiten unterlassen werden, die ökologischen Schaden verursa-

chen. Nach dem Verursacherprinzip muss der Umweltverschmutzer für die 

Schädigung von Mensch und Natur sowie für die Sanierung aufkommen. 

Ökologische Sicherheit als Grundlage alles Wirtscha ftens 

Ökologische Sicherheit ist für Vandana Shiva die grundlegendste Sicherheit, 

auf der unser aller Dasein beruht. "Wir82 sind die Nahrung, die wir essen, das 

Wasser, das wir trinken, die Luft, die wir atmen" (ebd.: 16). 

Deshalb ist für sie auch die Naturwirtschaft die primäre Wirtschaft, auf der 

alle anderen Wirtschaftsformen beruhen. Die Naturwirtschaft produziert und 

reproduziert "natürliche Ressourcen in einem komplexen Netzwerk von öko-

logischen Prozessen" (ebd.: 30). Sie wird von der Marktwirtschaft und dem 

Zwang zu Wachstum bedroht durch Übernutzung der natürlichen Ressour-

cen und Zerstörung der ökologischen Prozesse. 

Im Gegensatz zur Marktwirtschaft bewegt sich eine Bedarfswirtschaft in den 

natürlichen Kreisläufen. Ihre organisierenden Prinzipien sind die Erfüllung 

von Grundbedürfnissen und die Sicherung einer langfristigen Nachhaltigkeit.  

Sie umfasst alle Bereiche, in denen die "Menschen im Einklang mit der Natur 

produzieren und die Gesellschaft partnerschaftlich und durch wechselseiti-

gen Austausch versorgen" (ebd.: 32). Nach Ansicht der Autorin versorgen 

sich etwa zwei Drittel der Menschheit in einer Bedarfswirtschaft. Die Markt-

wirtschaft wird nach Ansicht von Shiva von der Bedarfswirtschaft getragen, 

da diese die grundlegenden Strukturen für menschliches Leben zur Verfü-

gung stellt und dazu noch die sozialen und ökologischen Probleme der Wirt-

schaftsglobalisierung auffangen muss. 

Die ökologische Krise ist also nicht der Bedarfswirtschaft in den Ländern der 

Dritten Welt, und auch nicht dem Bevölkerungswachstum dieser Regionen 

anzulasten. Die Krise ist auf die nicht nachhaltige Produktion der Marktwirt-

schaft und auf den verschwenderischen Konsum in der Ersten Welt zurück-

zuführen.  

                                                 
82 Mit ´wir` sind alle Menschen dieser Erde gemeint. 
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Darüber hinaus führt der industrielle Anbau mit Monokulturen zum Verlust 

der Biodiversität, das heißt zum Verlust von Anbaupflanzen, die an die jewei-

ligen geografischen Bedingungen angepasst waren. Die Folge ist die Zerstö-

rung der Ökosysteme und der landwirtschaftlichen Vielfalt. Biodiversität be-

deutet dagegen soziale, kulturelle und genetische Sicherheit gegen Schäd-

linge, Krankheiten und sich verändernde klimatische Bedingungen. Eine eher 

kleinräumige ökologische Landwirtschaft mit traditionellen Polykulturen und 

einer Misch- und Fruchtwechselkultur erhält die Biodiversität und die natürli-

chen Lebensgrundlagen. 

6.1.3.3 Demokratie 

Demokratische Strukturen unter dem Druck der Marktw irtschaft 

Die Wirtschaftsglobalisierung mit ihren freien Märkten untergräbt nach An-

sicht der Autorin die lokalen, basisdemokratischen Strukturen durch "Ein-

grenzung und Schmälerung der Gemeingüter" (ebd.: 16). Sie unterläuft aber 

auch die nationalen demokratischen  Prozesse, "indem sie wirtschaftliche 

Entscheidungen aus dem Einflussbereich von Parlamenten und von Bürge-

rinnen und Bürgern entfernt" (ebd.: 16). Bei der Kombination von einer blo-

ßen repräsentativen ´Wahldemokratie` mit dem ´Diktat der Wirtschaft` spielt 

es keine Rolle mehr, ob die Regierung wechselt und  welche Partei am Ru-

der ist. Es sind die globalen Konzerne, die mit Hilfe der "Zwangsregeln der 

Globalisierung" politische Entscheidungen unterlaufen und so eine ihnen un-

günstige Politik verhindern können. Damit ist die repräsentative  Demokratie 

nicht mehr in der Lage, die grundlegenden Freiheiten ihrer Bürgerinnen und 

Bürger zu verteidigen (ebd.: 117). Die Wirtschaftsglobalisierung mit ihren 

Handelsregeln verletzt die Autonomie und Souveränität eines Landes. Sie 

dringt in alle ökonomischen, ökologischen, kulturellen, sozialen, ethischen 

und spirituellen Bereiche ein und definiert alles als Ware und Geschäft.  

 

Mit dem Niedergang der einheimischen Ökonomien, dem Wegfall von Ar-

beitsplätzen und damit der Möglichkeit, den eigenen Lebensunterhalt zu ges-

talten, entstehen Unsicherheit und Ängste. Und das ist dann der Nährboden, 

auf dem eine Ideologie der Ausgrenzung durch Rückbesinnung auf eigene 
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kulturelle Identitäten wachsen kann. "Der kulturelle Nationalismus entpuppt 

sich als Zwilling der Wirtschaftsglobalisierung" (ebd.: 118). 

 

Die Globalisierung hat keinen "selbst korrigierenden Mechanismus", um ge-

sellschaftliche oder auch ökologische Verwerfungen zu erkennen und  zu 

vermeiden (ebd.: 132). Auf lokaler Ebene ist eher soziale Kontrolle gegeben 

und es kann deshalb auch unmittelbarer  auf die Bedürfnisse der Menschen 

und auf ökologische Probleme reagiert werden.  

 

Die Autorin meint, dass die Globalisierung zwar zu einer Ausweitung an 

Wahlmöglichkeiten beim Konsum führt, dass der Preis dafür jedoch die Ein-

schränkung der Selbstbestimmung  im demokratischen Raum sei. Aus den 

von der Industrie vorgegebenen Möglichkeiten zu wählen, sei doch keine 

Freiheit. Und sie sieht einen Zusammenhang zwischen der Vergrößerung der 

Wahlmöglichkeiten bei Konsumgütern und der Verkleinerung der demokrati-

schen Möglichkeiten, die eigenen Ressourcen zu kontrollieren. 

 

Erd-Demokratie als lebendige Demokratie 

„Immer mehr Menschen definieren Demokratie neu als Entscheidungsbefug-

nis über den eigenen Alltag" (ebd.: 139). 

Lebendige Demokratien zeichnen sich dadurch aus, dass institutionelle und 

staatliche Macht sich von unten, von den Bürgerinnen und Bürgern in den 

Gemeinden, nach oben auf die nationale und internationale Ebene nach dem 

Subsidiaritätsprinzip verteilt und jede Ebene einschließlich der Unternehmen 

der sozialen Kontrolle unterworfen ist. 

Eine lebendige Demokratie wird durch Selbstverwaltung und Selbstregierung 

des Volkes organisiert und schließt alle Bevölkerungsgruppen mit ein.  Nur 

für die Bereiche, in denen das nicht möglich ist, sollen andere Organisations-

formen zum Tragen kommen, die jedoch in der Gemeinschaft verankert  und 

ihr gegenüber verantwortlich sein müssen. Shiva nennt diese Form der De-

mokratie ´Erd-Demokratie`. Damit verbindet sie nicht nur lokale Entschei-

dungsbefugnisse sondern auch den Schutz und die Kontrolle über die Res-

sourcen der Gesellschaft durch die lokale Öffentlichkeit. Lokalisierung ist 

auch so etwas wie  Protektionismus von unten: Zum einen entsteht ein Mo-
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dell für eine effiziente Steuerung und Nutzung der Umwelt und zum anderen 

wird der Staat gezwungen, seine "Rolle als Treuhänder des öffentlichen Inte-

resses und des natürlichen und kulturellen Erbes" ernst zu nehmen (ebd.: 

143). 

 

Lebendige Demokratie braucht wirtschaftliche Demokratie auf der Basis von 

kultureller Vielfalt und Pluralismus. Eine demokratische Wirtschaft  "kann nur 

von unten nach oben wachsen wie ein Baum, der seine Wurzeln in den örtli-

chen Ökosystemen, den lokalen Kulturen und Wirtschaftsformen hat; sein 

Stamm kann dann starke nationale Wirtschaften tragen; und seine Äste näh-

ren einen internationalen Handel, der nachhaltig, gerecht und fair ist" (ebd.: 

127). Deshalb ist es wichtig, eine vielfältige,  lokale Wirtschaft zu fördern. 

Alternative Projekte wie zum Beispiel Fair Trade unterstützen den Aufbau 

und Erhalt lokaler Produktionsweisen mit fairen Preisen und Handelskonditi-

onen. Die Regierung einer lebendigen Demokratie unterstützt und fördert die 

lokale Wirtschaft und bremst die Beschleunigung und Erweiterung der Wirt-

schaftsglobalisierung.  Lokalisierung soll nicht mit Abschottung einhergehen 

sondern mit der Möglichkeit verbunden sein, ausländische oder auch sehr 

große Investitionen "auf Nachhaltigkeit, Demokratie und Gerechtigkeit hin" 

(ebd.: 134) zu prüfen. 

 

Die Basis einer lebendigen Demokratie ist neben der lebendigen Wirtschaft 

eine lebendige Kultur. Darunter versteht die Autorin einen kulturellen Raum, 

in dem sich die verschiedenen Wertvorstellungen, Glaubensrichtungen, 

Bräuche und Traditionen entwickeln und in dem diese auch gelebt werden 

können und in dem bei aller Verschiedenheit eine gemeinsame universale 

Menschlichkeit anerkannt wird, so wie sie sich in der UN-Deklaration der 

Menschenrechte darstellt. Kurz, es geht um die Vielfalt der Kulturen und so-

zialen Gruppen und um die Erkenntnis, dass wir "alle einer Menschheit an-

gehören" (ebd.: 18). Lebendige Kulturen haben ihren Bezugspunkt jeweils an 

ganz bestimmten Orten und in einer ganz bestimmten Umgebung - "sie 

wachsen aus der Erde" (ebd.: 18) und fühlen sich gleichzeitig mit der ganzen 

Menschheit verbunden. Diese Kultur steht also für das Lokale ebenso wie für 

das Globale und weist damit über die Entweder-Oder-Dichotomie  (des west-



 

 61 

lichen Denkens)  hinaus. Ihre Basis sind Beziehungen, aus denen ein wech-

selseitiges  Verantwortungsgefühl,  Mitgefühl und Solidarität entstehen kön-

nen. 

 

6.1.3.4 Nachhaltige Entwicklung  

Das westliche Entwicklungsmodell 

Entwicklung wird im Rahmen einer Marktwirtschaft mit  Wirtschaftswachstum 

gleichgesetzt. Und das heißt, dass alle Ressourcen und jede Aufbereitung 

einer Ressource, die nicht mit einem Marktpreis versehen werden können, 

als wertlos betrachtet werden. Von daher gehen wirtschaftliche Entwick-

lungsprogramme in der Regel zu Lasten der Bedarfs- und der Naturwirt-

schaft, da sie deren lebenswichtige Ressourcen für das Wachstum der 

Marktwirtschaft beanspruchen. Das geschieht zum Beispiel, wenn Gemein-

schaftswälder in Plantagen für industriell zu verarbeitende Baumarten um-

gewandelt werden  oder gemeinschaftlich genutztes Trinkwasser für den 

Wasserverbrauch von Hochertragssorten verwendet wird. In diesen Fällen 

wird die Einhegung oder die Enteignung von Ressourcen für privaten Profit 

als Entwicklung, d.h. als Fortschritt bezeichnet.  

 

Nach der westlichen Entwicklungsideologie und der westlichen Definition von 

Armut wird ein Leben in einer Bedarfswirtschaft mit einem Leben in Armut 

gleichgesetzt. Dagegen sagt Shiva, dass erst durch die  Marktwirtschaft mit 

der auf Wachstum fußenden Entwicklung  Armut hervorgerufen wird. Sie be-

gründet das zum einen damit, dass die Wachstumsideologie zu einer Über-

forderung der natürlichen Ressourcen sowie zu einer Privatisierung von Ge-

meineigentum führt und dass dadurch die Lebensgrundlagen der Menschen 

zerstört werden. Zum anderen meint sie, dass das Wachstum keine ausrei-

chende Beschäftigung für alle nach sich zieht. Damit wird den Menschen die 

Möglichkeit zur eigenen Existenzsicherung genommen und es entstehen 

Gruppen von marginalisierten, überflüssigen Menschen ohne Aufgabe Be-

deutung und Sinn. Letzten Endes läuft das westliche Entwicklungsparadigma 

zwar auf ein  finanzielles Wachstum  hinaus aber zum Preis der  Zerstörung 

der natürlichen Basis aller drei Wirtschaftsformen. Die Zerstörung der sozia-
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len und ökologischen Strukturen bringt ökologische und soziale Instabilität 

mit sich.  

 

Alternative Entwicklung 

Dagegen bewegen sich für die Autorin  nachhaltige Gesellschaften  in einem 

stabilen Umfeld.  Stabilität bedeutet nicht Stillstand, sondern eine Bewegung 

im Rahmen natürlicher Kreisläufe, so "wie sich ein Elektron um ein Atom 

herum oder der Mond um die Erde dreht" (ebd.: 85). In einem stabilen Wirt-

schaftsmodell ist die Naturwirtschaft die grundlegendste Ökonomie, da sie 

das Fundament für eine Bedarfswirtschaft aber auch für die Marktwirtschaft 

darstellt.   

 

Entwicklung im Rahmen eines nachhaltigen Wirtschaftsmodells trägt zur Er-

neuerung der ökologischen Prozesse und zum Erhalt der natürlichen Res-

sourcen bei. Darüber hinaus fördert sie auf lokaler Ebene eine Vielfalt an 

nachhaltigen Erwerbsmöglichkeiten in der Bedarfswirtschaft aber auch  in der 

Marktwirtschaft.  

Die Suche nach alternativen Entwicklungsmodellen wird nach Meinung der 

Autorin vor allem von den zivilgesellschaftlichen Bewegungen83 gefördert, die 

"mit alltäglichen Aktionen zu alltäglichen Themen" Netzwerke bilden und zu-

sammen daran arbeiten, eine lebendige Wirtschaft, eine lebendige Demokra-

tie und eine lebendige Kultur aufzubauen (ebd.: 223). Für sie ist Ghandis 

gewaltloser Widerstand gegen die britischen Gesetze ein Vorbild, an dem 

man sich heute noch orientieren kann. Es sei sowohl ein Recht als auch eine 

Pflicht, sich gewaltlos gegen ungerechte und unmoralische Gesetze zu weh-

ren. Sie plädiert dafür, dass sich alle Menschen als Bürgerin und Bürger die-

ser Erde begreifen und ihre jeweils ganz verschiedenen Potenziale in den 

Aufbau von alternativen Wirtschaftssystemen einbringen. Daraus würde dann 

eine neue Freiheit des Denkens und Handelns erwachsen: Aus Heimat-

schutz würde Schutz der realen Heimat ´Erde`; aus Sicherheit würde die rea-

le Sicherheit, die sich aus der ökologischen Sicherheit der Erde ergibt; und 

die soziale Sicherheit würde sich aus der Sicherheit einer Gemeinschaft und 

                                                 
83 Diese Ansicht vertritt auch Ulrich Beck in der Weltrisikogesellschaft. 
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der Sicherheit der öffentlichen Systeme und des gemeinsam geteilt Reich-

tums ergeben (ebd.: 284). 

 

6.1.3.5 Vandana Shivas Ansatz für eine gerechte Ges ellschaft 

In einer Gesellschaft kann sich Gerechtigkeit, und damit ist auch die Freiheit 

eines jeden Individuums verbunden, nur dann entwickeln, wenn das Leben in 

seiner ganzen Vielfalt geachtet und in seiner Unterschiedlichkeit respektiert 

und nicht nach kommerziellen Gesichtspunkten klassifiziert und bewertet 

wird. Dazu braucht es lokale Gemeinschaften, die mit einem bestimmten Ort 

und mit einer bestimmten Umgebung verwurzelt sind und die einen gemein-

schaftlichen Besitz zur Verfügung haben. Gemeinschaftlicher Besitz bedingt 

gemeinsame Verantwortung und das wiederum bedingt einen sorgsamen, 

das heißt einen vorbeugenden, Umgang sowohl mit der Allmende als auch 

mit den zur Verfügung stehenden, natürlichen Ressourcen. Das Zusammen-

spiel der einzelnen Gemeinschaften innerhalb der Gesellschaft erfolgt nach 

dem „Prinzip der Wechselwirkung zwischen Systemen, das auch Gesetz des 

Rückflusses oder des Nehmens und Gebens genannt wird“ (ebd.: 181). Aus 

dem Zusammenspiel entsteht ein gesellschaftlicher Raum für kulturelle Viel-

falt, in dem verschiedene Wertvorstellungen, Glaubensrichtungen, Bräuche 

und Traditionen gelebt werden können und in dem bei aller Verschiedenheit 

eine gemeinsame universale Menschlichkeit anerkannt wird. 

 

Gleichzeitig ist es jedoch auch wichtig, dass die Gemeinschaft jedem einzel-

nen den Freiraum eröffnet,  innerhalb des gemeinschaftlichen Rahmens das 

Leben  nach eigenen Vorstellungen gestalten zu können. Dabei hat das Indi-

viduum zweierlei zu beachten: Seinen individuellen Ressourcenverbrauch an 

die von der Natur gesetzten Grenzen anzupassen  und dabei auch die Rech-

te anderer an dieser Ressource nicht zu verletzen. 

 

Diese Vorstellungen lassen sich nur in einer Wirtschaftsform umsetzen, die 

die Gesetze der Natur beachtet und die „die Menschen in all ihrer Vielfalt ins 

Zentrum des wirtschaftlichen Denkens“ stellt (ebd.: 167). Die Ökonomie hat 

sich an zwei grundlegenden Prinzipien zu orientieren. Sie muss die Grund-

bedürfnisse der Menschen befriedigen und mit den Ressourcen nachhaltig 
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umgehen. Das bedeutet, dass die Erfordernisse der Naturwirtschaft im Zent-

rum stehen, dass die Möglichkeiten einer Bedarfswirtschaft erhalten bleiben 

und dass einer globalen Marktwirtschaft Grenzen gesetzt werden. Und dazu 

gehört auch, dass die Produktions- und Konsummuster an ökologischer 

Nachhaltigkeit und sozialer Gerechtigkeit ausgerichtet sind. Wirtschaftliches 

Handeln hat sich an zwei grundlegende Bedingungen zu halten: Die Erfül-

lung menschlicher Grundbedürfnisse und der Sicherung langfristiger Nach-

haltigkeit. 

 

Eine gerechte Gesellschaft erfordert ein politisches System, das das Prinzip 

der kulturellen und wirtschaftlichen Vielfalt anerkennt und fördert; ein System, 

das die Rechte der Allgemeinheit auf Teilhabe am Gemeineigentum und das 

die ökologischen Ressourcen der Gesellschaft schützt; ein System, dessen 

Organisationen dem einzelnen die „Entscheidungsbefugnis über den eigenen 

Alltag“ (ebd.: 139) zuerkennen und die auf den Prinzipien der Selbstbestim-

mung, der Selbstregulierung und der Selbsterneuerung fußen. Diese Anfor-

derungen lassen sich nach Shiva am besten in demokratischen Strukturen 

umsetzen. Ausgehend von lokaler Selbstverwaltung werden Entscheidungs-

befugnisse nach dem Subsidiaritätsprinzip an die nationale und dann an die 

internationale Ebene weitergegeben. Jede Ebene ist mit der lokalen Ebene 

verbunden; jede Ebene wird von der lokalen Öffentlichkeit kontrolliert und ist 

ihr gegenüber verantwortlich. 

 

Eine gerechte Gesellschaft ist nicht auf sich selbst bezogen, sondern sieht 

sich als Teil der Erdfamilie und ist mit anderen Gesellschaften nach dem 

Prinzip der Wechselwirkung zwischen Systemen verbunden, das heißt auch, 

dass ihr Wohlstand nicht auf Kosten anderer Gesellschaften zustande 

kommt. 
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6.1.4 Alberto Acosta - Buen Vivir. Die Schaffung einer Ut opie 
 
Alberto Acosta, ist Linksintellektueller, Wirtschaftswissenschaftler  und Um-

weltaktivist, er war 2007 Energieminister im Kabinett der Regierung Correa. 

Acosta hat den Entstehungsprozess von ´Buen Vivir` begleitet und  war 

2007/2008 Präsident der verfassungsgebenden Versammlung von Ecuador. 

Bei der Präsidentschaftswahl 2013 trat er als Kandidat des Linksbündnisses 

"Plurinationale Koordination für die Einheit der Linken", zu der auch die Indi-

genen-Partei Pachakutik gehörte, an. Die Wahl gewann allerdings Correa. 

(Acosta 2013: 1) 

 

Zur Vertiefung des Themas mussten zwei weitere Autoren mit herangezogen 

werden. Der portugiesische Rechtssoziologe Boaventura de Sousa Santos 

hat sich mit der theoretischen Entwicklung der ´Plurinationalität` auseinander 

gesetzt  (Lang 2012: 17). Der Sozialökologe Eduardo Gudynas aus Uruguay 

stellt in einem Aufsatz das Konzept ´Buen Vivir` in einen breiteren Rahmen 

(Gudynas 2012: 28). 

 

Der Begriff ´Buen Vivir` heißt wörtlich übersetzt »Gutes Leben«, damit ist al-

lerdings nicht materieller Wohlstand gemeint sondern ein ganzheitlicher An-

satz für so etwas wie ein »erfülltes Leben« (Gudynas 2012: 29). Das dahinter 

stehende Konzept beruht auf der Weltsicht und den Traditionen unterschied-

licher, indigener Kulturen in Lateinamerika.  Es geht dabei um "die Qualität 

des Lebens, also eine Lebensqualität, die sich nicht auf Konsum und Eigen-

tum reduzieren lässt" (ebd.: 31) und um ein anderes Verhältnis zur Natur. Im 

Gegensatz zu westlichen Vorstellungen wird im ´Buen Vivir` die Natur nicht 

als ein dem Menschen zur Verfügung stehendes Objekt betrachtet sondern 

als ein Subjekt mit eigenen Rechten.  

Das Konzept ist das Ergebnis eines langen und intensiven Suchprozesses 

auf dem südamerikanischen Kontinent, mit dem der dominanten, globalen 

Entwicklungspraxis auf der Basis von wirtschaftlichem Wachstum eine Alter-

native entgegengesetzt werden sollte.  Die Ideen des ´Buen Vivir` sind in je 

unterschiedlicher Ausformung und Gewichtung Anfang des 21. Jahrhunderts  

in die neuen Verfassungen von Ecuador und Kolumbien eingeflossen. In 

Simon
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Ecuador wurde ´Buen Vivir` als zentrales Verfassungsziel festgelegt. Es be-

inhaltet unter anderem einen rechtmäßigen Anspruch für alle Individuen auf 

Nahrung, Wasser, Gesundheit, Bildung usw.; zu den individuellen Ansprü-

chen kommt mit dem Konzept der ´Plurinationalität`  eine neue Form gesell-

schaftlichen Zusammenlebens hinzu, das der Diversität der Bevölkerung in 

"Institutionen, Diskursen und Praktiken" Rechnung trägt (de Sousa Santos 

2012: 17). 

Beide Konzepte - ´Buen Vivir` und ´Plurinationalität` - verlangen tiefgreifende 

gesellschaftliche, politische und wirtschaftliche  Veränderungen, deren Um-

setzung bisher weder in Bolivien noch in Ecuador voran gekommen ist.  

Boaventura de Sousa Santos spricht deshalb in Bezug auf die 

´Plurinationalität` von "dem utopischen Charakter dieses Projekts hin zu ei-

ner gerechten Gesellschaft" (de Sousa Santos 2012: 17).  Und für Gudynas 

ist das Konzept ´Buen Vivir` "kein Rezept mit konkreten Maßnahmen"  son-

dern  "ein pluraler Ansatz und ein im Entstehen befindliches Konzept", das 

sich in vielen verschiedenen kulturellen Kontexten entwickeln und umsetzen 

lässt (Gudynas 2012: 45). 

 

6.1.4.1 ´Buen Vivir` als Weg und Ziel zu einer ande ren Entwicklung 

Das westliche Entwicklungsparadigma hat einen Großteil der Menschheit  als 

rückständig und  unterentwickelt klassifiziert. Wesentliches Kriterium für die-

se Einteilung ist das Vorhandensein eines bestimmten Niveaus an materiel-

lem Wohlstand, der sich am Lebensstil der Industrieländer bemisst. Dabei 

wird außer Acht gelassen, dass  sich dieser Lebensstil nicht in globalem 

Maßstab realisieren lässt. Denn schon heute zeigen sich die sozialen und 

ökologischen Schäden eines Fortschritts, der auf Wirtschaftswachstum und 

Konsum ausgerichtet ist und der dabei "immer mehr Menschen von den 

vermeintlichen Vorteilen der ersehnten Entwicklung" ausschließt (Acosta 

2013: 92). 

 

Das Konzept ´Buen Vivir` versteht sich als Alternative zu dieser Form von 

Entwicklung. In ihm ist traditionelles Denken der indigenen Völker der Anden 

und modernes, technologisches Wissen vereint. Im indigenen Denken gibt es 

keine Entwicklung "als linearen Prozess, als Dichotomie eines Vorher und 
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Nachher" (ebd.: 93), auch nicht so etwas wie ´Unterentwicklung`. Sozialer 

Fortschritt entsteht durch "das Leben an sich", durch die ständige Produktion 

und Reproduktion des Lebens. Fortschritt ist nicht verbunden mit dem Er-

werb materieller Güter. Weitaus mehr zählen immaterielle Güter wie "Wis-

sen, soziale und kulturelle Anerkennung, ethische und spirituelle Verhaltens-

kodizes, menschliche Werte oder Zukunftsvorstellungen" (Acosta 2011: 174). 

 

Diese Form der Entwicklung ist nach  Acosta  mit einem kapitalistischen 

Wirtschaftssystem nicht vereinbar. Eine Entwicklung hin zu einem  ´Buen 

Vivir`   verlangt eine Veränderung des Denkens und Verhaltens, "eine andere 

Ethik der Anerkennung und Zuerkennung von Werten", also nicht alles mit 

einem ´Waren`- Wert zu versehen und nur als Mittel für eigene Zwecke zu 

betrachten. Damit würde sich (nach Gudynas) ein Weg eröffnen, um die Be-

schränkungen und die Grenzen des kapitalistischen Systems mit seinem 

Fortschrittsmythos und seinem Konsumismus zu überwinden. 

Aus dieser Perspektive sollte man die ´nachhaltige Entwicklung` höchstens 

als Etappe des Übergangs hin zu einem neuen Paradigma akzeptieren, da 

dieses Modell weiterhin auf Wachstum und  Kapitalakkumulation beruht. Die 

Entwicklung einer anderen Lebensweise (als die des Konsumismus), eines 

anderen Zusammenlebens der Menschen und ihres Umgangs mit der Natur 

erfordert auch andere Wirtschaftsmodelle. 

 

6.1.4.2 Solidarische Ökonomie 

Ein zentraler Punkt für den Aufbau einer anderen Gesellschaft ist das Ver-

hältnis zwischen den Menschen und den Dingen. Jeder Mensch sollte mit 

dem Notwendigsten für ein Leben ohne Not und ohne Diskriminierung ver-

sorgt sein. Das  ´Buen Vivir` in der anzustrebenden Gesellschaft benötigt 

deshalb eine diesen Zielen angemessenen wirtschaftliche Basis.  

 

Mit der kapitalistischen Produktionsweise und dem westlichen Lebensstil mit 

seinem Überfluss an materiellen Gütern ist die Idee des ´Buen Vivir` nicht zu 

verwirklichen. Beides zusammen ist  verantwortlich für die aktuellen sozialen 

und ökologischen Probleme in der Welt. Deshalb sieht Acosta  auch im Über-

fluss einen wesentlichen Faktor für das Elend in der Welt und er plädiert für 
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eine Umverteilung des  Reichtums. Damit soll eine sozioökonomische 

Gleichheit hergestellt werden, die Voraussetzung ist für eine Erneuerung der 

Produktion und der Gesellschaft. Erst über eine Verteilung des nationalen 

Reichtums und über eine gerechte Gestaltung des Einkommensniveaus kön-

nen dynamische Märkte entstehen, die wiederum die Basis sind für ein wirt-

schaftliches Wachstum zum Wohle der gesamten Gesellschaft und ohne Stö-

rung des ökologischen Gleichgewichts.  

 

Die Ökonomie im Rahmen von ´Buen Vivir` soll sowohl den gesellschaftli-

chen Vorstellungen von Solidarität als auch den wirtschaftlichen Anforderun-

gen nach  Effizienz und Qualität genügen. Im Mittelpunkt der anzustrebenden 

solidarischen Wirtschaft stehen der Mensch und sein Verhältnis zur Arbeit. 

Damit ist vor allem auch eine gleichberechtigte Anerkennung aller Formen 

von produktiver und reproduktiver Arbeit gemeint. Arbeit ist ein Recht und 

eine soziale Pflicht. Arbeitslosigkeit ist von daher genauso wenig zu tolerie-

ren wie die Ausbeutung von Arbeitskräften. Knappe Beschäftigungsmöglich-

keiten sind - z.B. über Verringerung von Arbeitszeiten - zu verteilen. Für den 

Autor besteht die Herausforderung darin, "menschliche Arbeit nicht einfach 

zur Produktionssteigerung zu nutzen, sondern sie für ein besseres Leben 

einzusetzen" (Acosta 2011: 178). Dies soll auch  über eine Beteiligung der 

Arbeitnehmer an der Leitung und der Verwaltung ihrer Unternehmen erreicht 

werden. 

 

Für Acosta ist die Rohstoffförderung eine der Quellen der Kapitalakkumulati-

on und der globalen Umweltzerstörung, deshalb sollte sie auch nicht zur soli-

darischen Wirtschaft im Rahmen des Konzepts ´Buen Vivir` gehören.84 

Das wird von anderen Autoren85 differenzierter betrachtet. Sie sehen die 

Rohstoffförderung als möglichen Beitrag zu gesellschaftlichem Wohlstand, 

solange die natürlichen Lebensgrundlagen erhalten bleiben und die ökologi-

schen Schäden ausgeglichen werden. 

 

                                                 
84 Acosta hat 2007 als Energieminister der internationalen Gemeinschaft vorgeschlagen, auf eine Eröl-
Förderung im Yasuni-Nationalpark zu verzichten, wenn Ecuador dafür Ausgleichszahlungen erhalten 
würde. 
85 Gudynas, de Sousa Santos 
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6.1.4.3 Der ökologische Ansatz von ´Buen Vivir`  

Im dominierenden kapitalistischen (aber auch sozialistischen) Wirtschafts-

modell ist der Umgang mit der Natur durch ihre Nützlichkeit für den Men-

schen bestimmt. Der Mensch gilt als der Beherrscher der Natur und die na-

türlichen Ressourcen werden als Kapital und als handelbare Ware  betrach-

tet.  Diese Einstellung gegenüber dem Verhältnis von Mensch und Natur ist 

nach Acosta veraltet,  da die Menschheit damit an die ökologischen Grenzen 

des Planeten stößt.  Dagegen ist aus der Sicht von ´Buen Vivir`  der Mensch 

als ein Teil der Natur anzusehen. Und anstelle einer objektbezogenen Inter-

pretation wird der Natur ein Subjektstatus mit eigenen Rechten zuerkannt. 

Um die natürlichen Lebensgrundlagen zu erhalten, braucht es ein besonde-

res "soziales, ökologisches und räumliches Umfeld", in dem Natur und Kultur 

"untrennbar miteinander verbunden sind"  (Gudynas 2012: 33). Und das ver-

langt einen Wechsel  von einem anthropozentrischen auf einen sozio-

biozentrischen Umgang mit der Natur. Das bedeutet aber auch, dass der 

Mensch die Natur nicht länger als handelbare Ware ansehen darf. Wirtschaft-

liches Handeln hat sich dann in die natürlichen Kreisläufe einzufügen, jedoch 

ohne das Wohl der Menschen zu vernachlässigen. 

 

Ecuador (und Bolivien) hat einen wichtigen Schritt in diese Richtung unter-

nommen, indem es der Natur in seiner Verfassung den Status eines Subjekts 

mit eigenen Rechtsansprüchen gegeben hat. 

 

6.1.4.4 Pluralität und Demokratie 

Ein wesentliches Prinzip  von  ´Buen Vivir` ist -  neben der Einbeziehung der 

Natur in die Gesellschaft - die Anerkennung und Respektierung von kulturel-

ler Vielfalt, und dass keine Kultur einer anderen unter- oder überlegen ist. 

Beide Prinzipien liegen auch dem Konzept der ´Plurinationalität` zu Grunde. 

 

Der Weg  hin zu ´Buen Vivir` soll auf Basis der Gleichheit aller Individuen und 

der Gleichberechtigung aller kulturellen Unterschiede beschritten werden. 

Und das sehen Acosta und de Sousa Santos nur im Rahmen demokratischer 

Strukturen gewährleistet. Es sollte jedoch eine Demokratie sein, die mehr ist 
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als ein Wahlritual. Sie sollte die Voraussetzung für eine Gesellschaft schaf-

fen, in der sich die einzelnen Individuen  "einschließend, ausgewogen, ge-

recht und respektvoll gegenüber dem Leben" verhalten können (Acosta 

2009: 223). 

 

Mit dem Begriff der ´Plurinationalität` wird eine Form gesellschaftlichen Zu-

sammenlebens beschrieben, die die Natur mit einbezieht. Als eine "kollektive 

Form des Bürgerseins" muss sie sich, ausgehend von einer verfassungsmä-

ßigen Festschreibung, erst in einem "einem komplexen, historischen Pro-

zess" entwickeln.  De Sousa bezeichnet  diesen Prozess als »transformatori-

schen Konstitutionalismus«, der von unten nach oben verläuft und in einer 

"asymetrischen Institutionalität" mündet, da die einzelnen Autonomieebenen 

nicht symmetrisch sind und sich sogar überschneiden können. Dieser Pro-

zess erfordert ein erweitertes Demokratieverständnis.  Die repräsentative 

Demokratie allein ist nicht ausreichend, da sie nach Meinung des Autors  bei 

der Zuordnung von Verantwortlichkeiten zu den einzelnen gewählten Volks-

vertretern versagt hätte. Er verweist auf die Verfassung von Bolivien, in der 

drei Formen von Demokratie festgeschrieben sind: die repräsentative, die 

partizipative und die kommunitäre Demokratie (de Sousa Santos 2012: 21). 

 

6.1.4.5 Buen Vivir als globale Diskussionsplattform  

Das Konzept ´Buen Vivir` ist für Acosta eine "komplexe Vision"  von einem 

Zusammenleben in gesellschaftlicher Vielfalt und in Harmonie mit der Natur. 

Die Vision beinhaltet die Anerkennung der Vielfalt kultureller Werte nicht nur 

diejenigen der Andenländer sondern auch diejenigen  der ganzen Welt. 

 

Buen Vivir ist auch eine Auseinandersetzung mit und ein Gegenentwurf zu 

dem kapitalistischen Entwicklungsparadigma, das im Zuge der Globalisie-

rung für die Mehrheit der Menschen zu einem bestimmenden Faktor des Le-

bens geworden ist. Aber obwohl diese Entwicklung von vielen Menschen 

sehnsüchtig erwartet wird, ist es für die Mehrheit unmöglich, erfolgreich am 

Entwicklungsprozess teilzunehmen. Sie bleiben als Marginalisierte am "sozi-

alen Rand der globalen Peripherie" übrig (Acosta 2011: 173), die zudem den 
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ökologischen Folgen der Wachstumsideologie, wie Erderwärmung, Wasser-

knappheit, Abnahme der Biodiversität, Verödung der Böden usw. schutzlos 

ausgesetzt sind. 

 

´Buen Vivir` kann als eine globale Diskussionsplattform angesehen werden, 

um neue Wege hin zu einer anderen Form von Entwicklung aufzuzeigen. 

Das Konzept ist so vielfältig, dass sich viele Visionen über "Formen guten 

Zusammenlebens" darunter subsumieren lassen. Von daher können auf die-

ser Plattform Akteure der vielfältigen indigenen Weltanschauungen mit den 

Akteuren der unterschiedlichen  Ökologiebewegungen nach neuen Formen 

für das lokale und  das globale Zusammenleben suchen.   

 

6.1.4.6 Der Ansatz von ´Buen Vivir` für eine andere  Gesellschaft 

In einer gerechten Gesellschaft  auf der Basis von ´Buen Vivir` gibt es weder 

Elend noch Überfluss, sondern die Befriedigung der Grundbedürfnisse aller 

Gesellschaftsmitglieder und das nicht auf Kosten anderer Menschen oder 

künftiger Generationen oder zu Lasten der Umwelt. Die Lebensweise orien-

tiert sich am Ideal einer Dorfgemeinschaft, die sowohl den Menschen, als 

auch den Tieren und den Pflanzen einen Lebensraum bietet. Die Natur wird 

nicht als nur handelbares Objekt angesehen und als Ware klassifiziert. So ist 

gewährleistet,  dass sich Natur und Kultur nicht gegenseitig ausschließen, 

sondern in einem harmonischen Wechselspiel zu einander stehen.  

Es ist eine egalitäre Gesellschaft. Kulturelle Vielfalt wird anerkannt und res-

pektiert. Keine der Kulturen betrachtet sich als über- oder unterlegen. Die 

Werte und existentiellen Bedürfnisse der Menschen werden in einem demo-

kratisch geführten, gesellschaftlichen Dialog definiert. Die ethischen Vorstel-

lungen und das gesellschaftliche Handeln sind aufeinander bezogen und 

bündeln sich im Gemeinsinn des Kollektivs. Individuelles und kollektives Le-

ben bilden eine harmonische Einheit. 

Es ist auch eine freie Gesellschaft. Jedem Individuum wird unabhängig von 

seinen finanziellen Voraussetzungen ermöglicht, sich entsprechend den ei-

genen Vorstellungen und Zielen entwickeln zu können.  Dabei werden alle 



 

 72 

Formen des Wissens (wie die Vielfalt der Kulturen) als gleichwertig aner-

kannt und akzeptiert ohne sie in eine Hierarchie zu stellen.86  

In der solidarischen Wirtschaft steht der Mensch im Mittelpunkt und nicht das 

Kapital. Das wirtschaftliche Handeln berücksichtigt sowohl die natürlichen 

Kreisläufe als auch das Wohlergehen der Menschen. Jede Form von produk-

tiver und reproduktiver Arbeit wird als gleichberechtigt und als Beitrag für ein 

´besseres Leben` aller angesehen und eingesetzt. Die unterschiedlichen 

Wirtschaftsformen – öffentlich, privat, genossenschaftlich – ergänzen sich. 

Sie bieten Arbeitsplätze aber auch die Möglichkeit, sich als Produzent oder 

Eigentümer zu beteiligen. Sozioökonomische Gleichheit verhindert Monopole  

und gewährleistet dynamische Märkte. Wirtschaftliches Wachstum kommt 

der gesamten Gesellschaft zugute und beeinträchtigt nicht das ökologische 

Gleichgewicht.  Die gesellschaftlichen Ressourcen unterliegen der Kontrolle 

der Allgemeinheit und sie werden nur unter Beachtung der Nachhaltigkeit 

genutzt. Dem Staat fällt dabei die Aufgabe zu, korrigierend in das Marktge-

schehen einzugreifen, gesellschaftlichen Reichtum zu bewahren und die Be-

dingungen für die gesellschaftliche und wirtschaftliche Entwicklung bereitzu-

stellen.  

Die politische Form des gesellschaftlichen Zusammenlebens ist demokra-

tisch strukturiert. Mit dem Konzept der ´Plurinationalität` wird die Gleichheit 

aller Individuen, die Gleichberechtigung aller kulturellen Unterschiede und die 

Einbeziehung der Natur gesichert. Die demokratischen Strukturen können 

gleichzeitig kommunitär, partizipativ und repräsentativ sein. Sie umfassen, 

von unten nach oben verlaufend, verschiedene Autonomieebenen. Jede Au-

tonomieebene erlaubt eine konkrete Zuordnung von Verantwortlichkeit. 

Acosta sieht in ´Buen Vivir` eine globale Vision für ein Zusammenleben in 

kultureller Vielfalt und in Harmonie mit der Natur. Sie stellt ein globales Dis-

kussionspapier dar sowohl für die indigenen Völker des Südens als auch für 

die zivilgesellschaftlichen Bewegungen des Nordens. 

 

                                                 
86 Nach Boaventura de Sousa Santos ein schwieriger politischer Prozess, da hierbei zwei Prinzipien 
zusammen wirken müssen: Das Prinzip der Gleichheit und das Prinzip der Anerkennung der Differenz 
(Lang 2012: 22) 



 

 73 

6.1.5  Ali Mazrui  – Africanity redefined 87 
 

„Das Ergebnis war eine zusätzliche Abtrennung des Afrikaners in der Diaspo-
ra, der nun nicht nur von seinem Kontinent und seiner Arbeit getrennt war, 
sondern auch von seinem souveränen Sein. Die nachfolgenden Pflanzungen 
auf dem afrikanischen Kontinent haben zu demselben Ergebnis geführt: 
Trennung des Afrikaners von seinem Land, Körper und seinem Geist … 
Während er zuvor sein eigenes Subjekt war, ist er nun Subjekt eines ande-
ren.“ Ngugi wa Thiong`o 

 

Dieses Zitat des kenianische Schriftsteller Ngugi wa Thiong`o88 beschreibt - 

bei aller Unterschiedlichkeit der einzelnen afrikanischen Länder - das grund-

legende Problem Afrikas, das sich so auch in den Arbeiten Mazruis wieder-

findet, nämlich die Frage nach der Identität Afrikas  und seiner Rolle im glo-

balen Kontext. So wird das Konzept des Pan-Afrikanismus und die Frage 

´wer ist Afrikaner` in zwei Richtungen diskutiert: Einmal entsprechend den 

Vorstellungen von Kwame Nkrumahs89, der dies global nach rassischen Ge-

sichtspunkten entscheiden wollte oder nach den Ideen von Julius K. Nyere-

re90 , der eine kontinentale, inklusive (unabhängig von der Hautfarbe) Afrika-

nität vertreten hatte. Das letztere Pan-Afrikanismus-Konzept bezieht sich nur 

auf den Kontinent und will diesen über ökonomische und kommunikative Zu-

sammenarbeit zu einem Machtblock anwachsen zu lassen, der in der globa-

len Wirtschaft als gleichberechtigter Partner handeln kann (Chambi Chacha-

ga 2010). 

 

6.1.5.1 Die dominierende Stellung der Kultur 

Mazrui sieht die Kultur und ihre Funktion, die kulturellen Interaktionen sowie 

die Machtverhältnisse zwischen den Kulturen als ausschlaggebend für das 

gesellschaftliche Zusammenleben, lokal, national und global. Denn die Kultur 

bestimmt unter anderem die Wahrnehmung und das Denken sowie die Iden-

                                                 
87 Mazrui, Ali (2002): Africanity Redefined, The Collected Essays of Ali A. Mazrui. Africa World 
Press 
88 Ngugi wa Thiong`o (2009): Re-membering Africa. Nairobi, zitiert nach Chambi Chachage (2010): 
Welcher Panafrikanimus?  
89 Kwame Nkrumah war der erste Präsident Ghanas nach der Unabhängigkeit von Großbritanniern 
1957 
90 Julius K. Nyerere wurde 1960 der erste Präsident Tansanias vor der Unabhängigkeit von Großbri-
tannien 1961 
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tität jedes Individuums und damit auch die Motive für sein jeweiliges Verhal-

ten.  

 

Die Beziehung zwischen den verschiedenen  Kulturen ist seiner Ansicht nach 

nicht interkulturell. Eher multikulturell in dem Sinne, dass verschiedene Kultu-

ren sich innerhalb anderer Kulturen bewegen ohne viel miteinander zu kom-

munizieren. Und daran hätten die neuen Medien und das Internet nicht viel 

geändert. Dabei sollte sowohl auf dem afrikanischen Kontinent als auch auf 

globaler Ebene auf eine interkulturelle Kommunikation hin gearbeitet werden. 

 

Die Machtbeziehungen zwischen den Kulturen haben sich in den letzten 

Jahrzehnten so verändert, dass "der Westen das System dominiert, während 

sich Kulturen als Kommunikationsfunktionen unter westlicher Kontrolle dis-

proportional entwickelt haben" (Mazrui 2003: 26). Damit meint Mazrui, dass 

sich westliche Werte und westliche Wahrnehmungen in anderen Kulturen in 

einem Maß ausgebreitet hätten, das in keinem Verhältnis zu ihrer Werthaltig-

keit steht. Auch wenn manche der westlichen kulturellen Eigenarten andere 

Kulturen positiv beeinflusst hätten, überwiegt in der Regel der negative Ein-

fluss, der dann diese Kulturen erodieren lässt. 

Dazu gehört vor allem auch der westliche Individualismus. Zwar müsse ein 

Gesellschaftssystem Bedingungen bereit stellen, in denen Individualität ge-

lebt und in denen sich das einzelne Individuum entfalten kann. Doch sei die 

Ideologie des vorherrschenden Individualismus  eine Gefahr für eine Gesell-

schaft, weil diese ein zuviel an ungleicher Verteilung von Macht nach sich 

ziehen würde (ebd.: 35). 

 

Das gegenwärtige Afrika sieht der Autor von drei Zivilisationen geprägt: von 

Afrikas eigenem Erbe, von der islamischen Kultur und von dem Einfluss 

westlicher Traditionen und Lebensstile. Das Zusammenspiel dieser drei Zivi-

lisationen stellt für den Kontinent die Essenz eines dreifachen Erbes dar. In 

diesem dreifachen Erbe  liegt die Schwierigkeit für Afrikaner, sich ihrer eige-

nen afrikanischen Würde zu erinnern und die eigene Identität zu finden (ebd.: 

2). 
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Neben dem dreifachen Erbe hat Mazrui ein Konzept vom »globalen Afrika« 

entwickelt, in dem er die Menschen in Afrika und diejenigen afrikanischer 

Abstammung, die sich rund um den Globus verteilt haben, in ein sich entwi-

ckelndes System,  zusammen führt. Er sieht darin so etwas wie eine wach-

sende globale Gemeinschaft, die vom Ansatz her bereits vorhanden ist, aber 

noch Zeit braucht, um sich auch als afrikanische  Einheit zu verstehen (ebd.: 

31).91 

 

6.1.5.2 Entwicklung 

Das dreifache Erbe wirkt sich auf die Entwicklung der sozialen Beziehungen 

aus. Es verändert das Verhältnis zwischen den Geschlechtern. So gibt es 

einen Konflikt zwischen den formalen Rechten für Frauen, die der Islam bes-

ser schützt, und den vielfältigeren Rollen im Alltagsleben, die in den indige-

nen Traditionen einen größeren Spielraum für die Frauen bieten. Dagegen 

macht die westliche Erziehung und Ausbildung aus den afrikanischen Frauen 

vom Land Angestellte anstelle von Bäuerinnen. Darin sieht Mazrui eine Form 

von funktionaler Marginalisierung. Es mag sein, dass durch den westlichen 

Einfluss der legale Status afrikanischer Frauen angehoben wurde, aber er 

hat auch die ökonomische Funktion der Frauen eingeengt. Besser geschütz-

te Frauenrechte in der post-kolonialen Ära wurden eingetauscht gegen eine 

weniger wichtige, weniger bedeutende Rolle in der Gesellschaft. 

 

Das dreifache Erbe beeinflusst nicht nur die Entwicklung des Geschlechter-

verhältnisses sondern auch die politische und ökonomische Entwicklung. Die 

Entwicklung wird behindert von vielfältigen, ineinander verlaufenden Konflikt-

linien zwischen indigenen und importierten Kulturen, zwischen Tradition und 

Moderne, zwischen Stadt und Land, zwischen Militär und Politik, zwischen 

Elite und Volk, zwischen ethnischen Gruppen und sozialen Klassen, zwi-

schen Religiösen und Säkularen, zwischen dem Wunsch nach Autonomie 

und den Fesseln der Abhängigkeit (Mazrui 2002). 

                                                 
91 Diese Vorstellung einer pan-afrikanischen Identität rund um den Globus vertritt auch der in Harvard 
lehrende ghanaische Philosoph Kwame Anthony Appiah (1992): In my Father`s House. Oxford-New 
York; Buchbesprechung in WIDERSPRUCH Nr. 30 1997, online 
http://www.widerspruch.com/artikel/30-all/30-all.pdf, S. 111 

Simon
Hervorheben
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Technologisch findet man in Afrika die unterschiedlichsten historische Ent-

wicklungsstufen: Den Speer neben der Cruise Missile, der Eisenschmied ne-

ben dem Stahlwerk, die Trommel neben dem Satelliten-Radio, Hexerei ne-

ben Atomphysik, Heilkräuter neben moderner Medizin (ebd.). 

Afrikas missliche Lage verlangt nach neuen Wegen, um sich trotz dieser 

Konflikte entwickeln zu können. Westliche Ökonomen haben in der Vergan-

genheit die Lösung in wirtschaftlichem Wachstum und wirtschaftlicher Ent-

wicklung gesehen. Im postkolonialen Afrika hat das aber eher zu ökonomi-

schem und sozialem Verfall geführt. Zum Beispiel war Ghana einmal gut 

entwickelt und hat sich seither zurückentwickelt.  Die Symptome zeigen sich 

in der Verringerung von Produktivität und gesellschaftlicher Stabilität sowie in 

einem Verlust an öffentlicher Moral. (ebd.) 

 

Der Autor gibt keine Antwort auf die Frage, warum Afrika in diesem Ausmaß 

zwischen Entwicklung und Verfall sowie zwischen der Fähigkeit zur Selbsthil-

fe und der Neigung zur Abhängigkeit schwankt und wie eine künftige Ent-

wicklung aussehen sollte.  Deshalb habe ich die Texte von drei weiteren afri-

kanische Autoren mit heran gezogen. Für die Frage des politisches Systems 

sind das der Philosoph Kwasi Wiredu92 und der Ökonom Georges Ayittey93 

und für das wirtschaftliche System der Ökonom James Shikwati94. 

 

6.1.5.3 Ein politisches System für Afrika - Konsens demokratie 

Mazrui hat auf zwei Perspektiven verwiesen, mit denen sich Afrikaner ihrer 

selbst vergewissern. Das ist  einmal der Rückblick  auf vergangene afrikani-

sche Reiche und zum anderen die Rückbesinnung auf  staatenlosen Gesell-

schaften, die auf der Basis eines Dorfes oder eines Stammes funktionierten.   

 

Kwasi Wiredu beschreibt, wie solche "anarchistischen Gesellschaften" das 

soziale und politische Zusammenleben organisierten (Wiredu 2006: 6). Er 

sieht darin durchaus auch ein mögliches Vorbild für die politische  Organisa-
                                                 
92 Kwasi Wiredu (2000): Demokratie und Konsensus in traditioneller afrikanischer Politik. Ein Plä-
doyer für parteilose Politik. Polylog e.V. 
93 Ayittey, George (2006): Vorkolonialer Freihandel. IP – Die Zeitschrift. 
94 Shikwati, James (2006): Fehlentwicklungshilfe. IP – Die Zeitschrift. 
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tion im heutigen Afrika und einen dritten Weg zwischen autoritärem Ein-

Parteien-System und einem Mehrparteien-System nach westlichem Muster. 

Ein zentrales Element war die Entscheidungsfindung im Konsens nicht nur in 

der politischen Organisation sondern auch in jeder sozialen Interaktion.  Das 

heißt nicht, dass es in diesen Gesellschaften immer harmonisch zuging. Im 

Streitfall wurde jedoch um Versöhnung gerungen. Und das hieß, alle Beteilig-

ten einzubeziehen und ihnen das Gefühl zu geben "in angemessener Weise 

Berücksichtigung" zu finden. Konsens bedeutet nicht "gänzliche Überein-

stimmung", sondern im Dialog eine Annäherung verschiedener Standpunkte 

zu erreichen, die gemeinsames Handeln im Sinne der Gemeinschaft ermög-

lichen (ebd.: 2-3).  

Am Beispiel der ghanaischen Bevölkerungsgruppe der Ashanti beschreibt 

Wiredu den Aufbau einer politischen Organisation nach dem Konsensprinzip. 

Die Basiseinheit bildet die Verwandtschaftsgruppe, die alle Menschen einer 

Stadt oder eines Dorfes umfasst, die auf einen weiblichen Vorfahren (die As-

hanti sind matrilinear verfasst) zurückgehen. Jede dieser Einheiten hat ein 

Oberhaupt, das automatisch Mitglied des Rates dieser  Stadt oder dieses 

Dorfes ist. Der Rat ist die "regierende Instanz" (ebd.: 7). Die Verwandten-

Gruppe wird in der Regel vom Ältesten vertreten, soweit er die körperlichen 

und geistigen Voraussetzungen besitzt. Wenn die Voraussetzungen nicht 

vorliegen, wird ein anderer in einem Dialog-Verfahren nach dem Konsens-

prinzip bestimmt. Einen formellen Wahlakt gibt es nicht. In der Ashanti-

Sprache gibt es kein Wort für ´Wahl`.  Der Repräsentant ist verpflichtet, alle 

Angelegenheiten der Stadt oder des Dorfes mit den erwachsenen Mitgliedern 

seiner Gruppe zu besprechen. Hier und auch auf der nächst höheren Ebene 

des Stadtrates ist das zentrale Element, einen Konsens in allen Angelegen-

heiten zu finden. 

Der Vorsitzende des Stadtrats, "Chief" genannt, ist der "natürliche Herr-

scher", das heißt, dass diese Position im Prinzip erblich ist und nur dem Mit-

glied einer königlichen Familie zukommt. Seine ´Wahl` durch ein weibliches 

Mitglied der königlichen Familie muss vom Rat bestätigt und von der breiten 

Öffentlichkeit gebilligt werden, um gültig zu sein. Die offiziellen Verlautbarun-

gen des Chief entsprechen den Konsens-Entscheidungen des Rates. Ein 
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Chief, der versucht, gegen den Rat seinen Willen durchzusetzen, wird mit 

hoher Wahrscheinlichkeit bald abgesetzt.  

Der Rat als unterste politische Ebene kann also sowohl nach Form als auch 

nach Inhalt als eine repräsentative Vertretung angesehen werden, die sich 

auf den weiteren Autoritätsebenen - Bezirksräte, nationaler Rat -  wiederholt. 

Den Vorsitz des nationalen Rats hat der König der Ashanti. Man kann das 

System der Ashanti eine Konsensdemokratie nennen, "weil die Regierung 

nur aufgrund der Zustimmung des Volkes, in Gestalt seiner Repräsentanten 

und deren Kontrolle unterworfen, gebildet werden kann" (ebd.: 16) und weil 

die Zustimmung des Volkes nach dem Konsensprinzip erfolgt. 

 

Es scheint unrealistisch zu sein, dass unter den sozialen Bedingungen im 

heutigen Afrika - vor allem in urbanen Gebieten - ein Verwandtschaftssystem 

mit seiner Konsenspolitik politisch erfolgreich eingesetzt werden könnte. In 

Staaten mit vielen verschiedenen Ethnien erscheint eine parteilose Politik  

dann noch viel unrealistischer. Von daher könnte ein pluralistisches Mehrpar-

teien-System mit einem institutionell abgesicherten Minderheitenschutz die 

beste Lösung darstellen. Die politische Instabilität in Afrika liegt jedoch unter 

anderem auch daran, dass eine ethnische Gruppe innerhalb des Staates ei-

ne Minderheit darstellt, die sich ständig  "außerhalb der Machtkorridore" 

(ebd.: 26) sieht. Deshalb sieht der Autor in einem konsensuellen Nichtpartei-

ensystem eine mögliche Variante für die politische Organisation eines afrika-

nischen Vielvölkerstaates. Im System einer parteilosen Konsenspolitik hätte 

keine Gruppe die Rolle des ständigen Außenseiters. Vielen Konflikten in Afri-

ka wäre damit die Grundlage entzogen. Und das "macht die parteilosen Vor-

läufer traditioneller afrikanischer Politik also nicht nur nicht überflüssig, son-

dern im Gegenteil sogar unersetzlich" (ebd.: 31).  

Und laut Ayittey zeigt das Beispiel von Botswana, dass mit der Tradition der 

Konsensbeschlüsse zusammen mit Elementen direkter Demokratie  erfolg-

reich Politik gestaltet werden kann. In Botswana basiert das demokratische 

System auf dem traditionellen  ´kgtola´-System, bei dem die Häuptlinge und 

Ratsmitglieder sich "unter der Palme" versammeln, um Entscheidungen im 

Konsens auszuhandeln (Ayittey 2000: 4).  Auch die Kabinettsmitglieder hal-

ten einmal wöchentlich eine obligatorische ´kgtola´-Sitzung. 
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6.1.5.4 Ökonomie und Ökologie  

Mazrui sieht die beherrschende Rolle der Wirtschaft als Folge und nicht als 

Ursache einer Entwicklung - im Gegensatz zu marxistischen Interpretationen, 

die die wirtschaftliche Entwicklung als Ursache und Motor von geschichtli-

chem Fortschritt ansehen. Er sieht dagegen in der Kultur das bestimmende 

gesellschaftliche Element, in dem sich "verschiedene Arten von Wirtschaft 

oder verschiedene Techniken oder wirtschaftliche Fähigkeiten herausbilden 

mögen" (Mazrui 2003: 13)  Es liegt also an der Gesellschaft und ihren Tradi-

tionen, wie produktiv sie ist und welche Dynamik sie entfaltet, oder welche 

Fähigkeiten sich entwickeln können95. Afrika zum Beispiel ist reich an vielen 

Arten von Mineralien, wusste aber nichts davon. Afrika hat viele hochintelli-

gente Menschen, die ihre Intelligenz aber nicht dafür eingesetzt haben, diese 

Rohstoffvorkommen zu erschließen und für die Produktion zu nutzen. Dazu 

fehlte offensichtlich eine "besondere Art von kultureller Orientierung in Er-

werb und Akkumulation, eines Besitzstrebens sowie des individuellen Taten-

drangs und der Leistungsorientierung" (ebd.: 14). Und das sind alles kulturel-

le Eigenheiten, die dann entsprechende wirtschaftliche Folgen zeitigen.  

Im traditionellen Afrika waren Kultur und Natur eng verbunden. Sowohl in den 

vergangenen Reichen als auch in den ´staatenlosen`  Dorf- oder Stammes-

Gesellschaften waren  die Natur, die Götter und die Menschen eng mit ein-

ander verschmolzen. Der Islam und das Christentum haben mit ihrer beson-

deren Stellung des Menschen innerhalb der Schöpfung dieses Verhältnis in 

ihren jeweiligen Einflussbereichen geschwächt. Die mit dem Kolonialismus 

vordringende westliche Kultur hat  die einheimischen Wissens- und Glau-

bensstrukturen disqualifiziert und teilweise sogar zerstört. Damit ging die Ehr-

furcht vor und das Wissen um die natürlichen Kreisläufe verloren. Der Kapita-

lismus mit seinem Profitdenken  verschärfte unter Mithilfe der afrikanischen 

Eliten einen weiter gehenden Raubbau an den afrikanischen Ressourcen 

(Mazrui 2002: 117f)96. 

 

                                                 
95 Erinnert stark an Max Webers Protestantismusthese. 
96 Weiter gehende ökologische Aspekte kommen in den drei Texten von Mazrui nicht vor. Die Auf-
sätze der anderen drei Autoren befassen sich mit politischen bzw. ökonomischen Problemen. Deshalb 
kann die ökologische Dimension in der afrikanischen Sicht auf eine gerechte Gesellschaft (S. 77) 
nicht berücksichtigt werden. 
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Der kenianische Ökonomon James Shikwati sieht die sozioökonomischen 

Probleme Afrikas auch, aber nicht nur,  in der kolonialen Vergangenheit be-

gründet. Er verweist auf zwei gegensätzliche Denkrichtungen. Die Externa-

listen sehen die Misere Afrikas allein in externen Faktoren, wie in dem kolo-

nialen Erbe oder in der ungerechten Welthandelsordnung, begründet. Dage-

gen verweisen die Internalisten auf hausgemachte Ursachen; zum Beispiel 

die oben von Mazrui genannten besonderen  kulturellen Bedingungen, zu 

denen sich dann noch  schlechte Regierungsführung und Korruption gesellt, 

so der ghanaische Ökonom Ayittey (Ayittey 2006). 

Shikwati meint, dass letztendlich nur die Afrikaner selbst ihre Probleme lösen 

können und dass von daher eine Mischung aus beiden Richtungen einen 

Weg in die Zukunft weisen könne. Und dazu gehört für ihn  in erster Linie der 

Wegfall von  jeglicher Entwicklungshilfe. Diese habe dazu beigetragen, dass 

sich "die Grenzen der Kolonialzeit aufrecht erhalten haben,  den Afrikanern 

die Wirtschaftssysteme der Industrieländer oktroyiert und ihnen so die Chan-

ce genommen wurde, ihren eigenen Entwicklungsweg zu bestimmen" (Shik-

wati 2009: 1). Mit dem Wegfall der Entwicklungshilfe wären die  Eliten ge-

zwungen, nach eigenständigen Lösungen für den politischen und wirtschaftli-

chen Aufbau des eigenen Landes zu suchen. Es fehlen effiziente Institutio-

nen, eine gut ausgebaute Infrastruktur und vor allem Rechtssicherheit. Ne-

ben dem bisherigen Export von Rohstoffen, von landwirtschaftlichen Produk-

ten und von touristischen Angeboten sollte den Afrikanern die Möglichkeit 

gegeben werden, frei wirtschaften und ihre Produkte auf innerafrikanischen 

Märkten verkaufen zu können. Damit könnte sich über Produktion und Kon-

sumtion allmählich eine lokale und regionale Wirtschaft entwickeln, die in der 

Lage wäre, sich darüber hinaus auch am globalen Warenaustausch zu betei-

ligen. 

 

Hier würde Ayittey ergänzen "wieder zu entwickeln", denn "freies Unterneh-

mertum und Freihandel waren im vorkolonialen Afrika die Regel" (Ayittey 

2006: 3). Und auch während der Kolonialzeit gab es in Afrika bis in die 50iger 

Jahre des letzten Jahrhunderts hinein prosperierende lokale und regionale 

Wirtschaftsformen, die auf ökonomischer Freiheit basierten. Der freie Unter-

nehmer war eingebunden in das System der Großfamilie, das am Gewinn zu 



 

 81 

beteiligen war, das aber auch die Risiken der Unternehmung  mit tragen half. 

Elemente  dieses Systems hätten sich bis heute erhalten.  

 

Mit der Unabhängigkeit kam für die meisten afrikanischen Länder der öko-

nomische Abstieg.  Ayittey sieht in dem Verlust der ökonomischen Freiheit 

und in der staatlichen Monopolisierung von Industrie, Handel und Gewerbe 

einen der Hauptgründe für den wirtschaftlichen Verfall Afrikas.  Er schlägt 

deshalb vor, sich auf die eigene indigene Kultur zu besinnen, wieder an die 

traditionellen Wirtschaftsformen anzuknüpfen und die politischen und gesell-

schaftlichen  Bedingungen für ein freies Unternehmertum zu schaffen. 

 

6.1.5.5 Pluralität 

Für Mazrui ist kulturelle Vielfalt in einer Gesellschaft von besonderem Wert. 

Monotheistische Religionen mit ihrer Tendenz, Andersgläubige und andere 

Glaubensvorstellungen auszuschließen, könnten gesellschaftliche  Vielfalt 

behindern oder auch verhindern. Dagegen sind die traditionellen polytheisti-

schen Religionen Afrikas in der Lage, die eigenen Vorstellungen mit islami-

schen und christlichen Elementen zu vermischen.  Von daher können sie 

eher Vielfalt akzeptieren und Pluralität zulassen. 

 

Mazrui sieht in Multikulturalität ein pluralistisches Modell, um diverse Kulturen 

repräsentieren zu können. Der vorherrschende Eurozentrismus repräsentiert 

seiner Meinung nach nicht die kulturelle Ordnung der Welt. In Afrika stehen 

sich seiner Meinung nach zwei extreme kulturelle Strömungen gegenüber: 

Einmal der Eurozentrismus als die ultimative Macht und zum anderen ein 

´Afrozentrismus`, der sich auf Afrika als das globale Zentrum menschlicher 

Erfahrung bezieht und der sich ultimativer Marginalität gegenüber sieht. Aus 

diesem Aufeinandertreffen könnte sich letztendlich als Synthese aus beiden 

´Zentrismen`  eine Kultur der Anerkennung von Diversität entwickeln (Mazrui 

2003: 29). 

Seine Zielvorstellung für eine weitere globale Entwicklung ist eine Gemein-

schaft in der Form einer globalen Föderation von Kulturen, die die Gleichheit 

der Geschlechter anerkennt, in der afrikanische Werte und Traditionen eben-
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so respektiert sind wie die anderer Zivilisationen, in der der Islam seinen 

rechtmäßigen Platz neben anderen Religionen inne hat (ebd.: 11).  

 

6.1.5.6 Globalität 

Die Globalisierung hat paradoxe Konsequenzen: Für die Wirtschaft brachte 

sie eine Erweiterung des Maßstabs und für die Kommunikation eine enorme 

Beschleunigung der Geschwindigkeit. Daneben brachte sie eine erneute  

Tribalisierung, da die Menschen von der Globalisierung verunsichert wurden 

und neue - alte - ethnische oder stammesorientierte  Sicherheiten suchten.  

Das Ende des Kalten Krieges brachte den Zerfall von Staaten und in Afrika 

zudem schwere ethnische Spannungen (ebd.: 42).  

 

Mit dem Ende des Kalten Krieges ist aber auch eine Weltordnung entstan-

den, die sich für  Mazrui als globale Apartheid darstellt. In dieser Weltord-

nung werden zum Beispiel die Schwarzen aus rassischen Gründen und die 

Muslime aus religiösen Gründen benachteiligt. Die Situation hat sich für die 

Muslime nach dem 11. September noch einmal verschärft (ebd.: 17). 

 

Für den Westen bedeute Fortschritt eine Entwicklung der Institutionen nach 

westlichem Muster. Er behauptet, dass die ´Verwestlichung` gleichzeitig in 

die ´Modernität` führe. Verwestlichung, Modernisierung und Globalisierung 

sind für Mazrui verwandte Konzepte, die eine einheitliche Richtung des Fort-

schritts unterstellten. Das Endziel dieser Fortschrittsvorstellung sei eine uni-

verselle Zivilisation in der Form der marktorientierten westlichen Demokratie. 

Damit bestimmt sich der Westen mit seinen Institutionen zum universellen 

Vorbild. Die eurozentrische97 Sichtweise lässt aber  keinen Raum für kulturel-

len Pluralismus, multiethnische Identitäten und interkulturelles Verständnis 

(Mazrui 2003: 11 f). 

Eine wirklich universale Zivilisation wäre gleichzeitig eine globale Kultur, in 

die die verschiedenen Kulturen ihre eigenen Beiträge gleichgewichtig ein-

bringen könnten. Mazrui stellt sich dabei so etwas wie "eine globale Födera-

                                                 
97 „Ethnozentrismus bezeichnet eine politische Einstellung, die die Werte und die Besonderheiten der 
eigenen Volksgruppe über die anderer Völker stellt bzw. zur Bewertungsgrundlage nimmt.“ Schu-
bert/Klein (2011): Das Politiklexikon. 5. aktuel. Auflage. Bpb.Bonn. 
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tion von Kulturen"  - statt einer Föderation von Staaten - vor, deren oberste 

Ebene wirklich universal wäre. In die universale Versammlung der Kulturen 

würden die Beiträge aus verschiedenen Teilen der Welt einfließen.   Ganz im 

Gegensatz zu der gegenwärtigen Situation, in der als universelle Zivilisation 

betrachtet wird, was in Wirklichkeit eine ´universalisierte` westliche Kultur ist. 

Durch die Migration ist aus Sicht von Mazrui so etwas wie ein  »globales Afri-

ka« entstanden.  Es ist ein sich entwickelndes System, das die Menschen in 

Afrika und diejenigen afrikanischer Abstammung, die sich rund um den Glo-

bus verteilt haben,  zusammen führt. Er sieht darin so etwas wie eine wach-

sende globale Gemeinschaft, die vom Ansatz her bereits vorhanden ist, aber 

noch Zeit braucht, um sich auch als Einheit zu verstehen.  

Heute wird Afrika sowohl von den USA als auch von China hofiert. Afrika 

scheint so etwas wie das letzte Schlachtfeld für die Kräfte der Globalisierung 

zu sein, zum Guten oder zum Schlechten. Doch für Afrika gibt es in einer 

globalisierten Welt keinen Ersatz für den langen Kampf zur eigenen Selbst-

ständigkeit (Mazrui 2013: 8). 

Aber ist eine globalisierte Welt zugleich ein großes Dorf? Das Mitleid einer 

dörflichen Gemeinschaft ist bis jetzt noch nicht globalisiert. Der Planet Erde 

wird niemals zu einem globalen Dorf, solange nicht die Schrumpfung der Dis-

tanzen mit der Ausdehnung von Empathie begleitet wird (ebd.: 12). 

 

6.1.5.7 Eine afrikanische Sicht auf eine gerechte G esellschaft 

Eine wesentliche Voraussetzung für eine gerechte Gesellschaft in Afrika wä-

re, dass sich die Gesellschaft  auf die eigenen Wurzeln besinnt und einen 

Weg in die eigene Moderne findet, es sozusagen schafft,  eine Kombination 

aus ´Afrikanität` und afrikanischer Modernität herzustellen.  

Es ist eine pluralistische Gesellschaft, die den verschiedenen Kulturen mit 

ihren unterschiedlichen Entwicklungsstadien den Raum gibt, um die eigene 

Identität zu bewahren und gleichzeitig die notwendige Anpassungsfähigkeit 

entwickeln zu können. Die kulturelle Vielfalt wird gegenseitig anerkannt und 

respektiert. Es gibt ein Bildungssystem, das allen offen steht und zu dessen 

Zielen es gehört, die Konflikte zwischen den Bevölkerungsgruppen abzubau-

en und die interkulturelle Kommunikation zu fördern.  
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Das soziale und politische Zusammenleben berücksichtigt die Dorf- und 

Stammesgemeinschaften als gesellschaftliche Basisinstitutionen und als 

Formen direkter Demokratie. Auf regionaler und nationaler Ebene gibt es 

zusätzlich Formen von repräsentativer Demokratie mit Mehrheitsentschei-

dung. Die Entscheidungsfindung erfolgt auf allen Entscheidungsebenen nach 

dem traditionellen Konsensprinzip. Die staatlichen Institutionen spiegeln die 

Vielfalt der Gesellschaft wider. Sie garantieren generelle Meinungsfreiheit 

und Rechtsstaatlichkeit für alle. 

Die ökonomische Basis der Gesellschaft basiert auf der Freiheit jedes Indivi-

duums, sich im Rahmen der gesellschaftlichen Vorgaben und seiner Mög-

lichkeiten wirtschaftlich betätigen zu können. Es gibt eine Vielfalt wirtschaftli-

cher Betätigungsfelder und Unternehmensformen. Der Staat stellt die Rah-

menbedingungen für die produzierende Wirtschaft – wie zum Beispiel freie 

Märkte, eine gut ausgebaute Infrastruktur, effizient arbeitende Institutionen, 

sichere Eigentumsrechte – zur Verfügung.  

Die Gesellschaft ist über transnationale und  internationale Organisationen 

sowohl in einen afrikanischen als auch in einen globalen Kontext eingebun-

den. In diesem Rahmen setzt sie sich für die Entwicklung einer universalen 

Zivilisation ein, zu der alle Kulturen der Welt gleichberechtigt ihre Beiträge 

leisten können. 

 

6.2 Gemeinsamkeiten, Überschneidungen und Differenzen 
 
Bei dem Vergleich hat mich vor allem überrascht, dass die Konzepte der 

doch sehr unterschiedlich argumentierenden Autoren in dem komprimierten 

Bild einer gerechten Gesellschaft mehr Gemeinsamkeiten als Unterschiede 

aufweisen. Darüber hinaus finden sich auch einige der grundlegenden 

Schlussfolgerungen, die sich für Beck aus den globalen Risiken ergeben, in 

den Vorstellungen der einzelnen Autoren wieder; zum Beispiel ergibt sich bei 

Beck die Gleichheit aus dem normativen Kosmopolitismus, der Anerkennung 

einer globalen Pluralität, also der Akzeptanz des anderen als gleich und ver-

schieden. 

 
Alle Autoren sehen die Globalisierung mit ihren kapitalistischen Wirtschafts-

formen und die Hegemonie westlicher Denkmuster als wesentliche Ursachen 
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für die Gefährdung  kultureller Pluralität. Denn durch die Kommerzialisierung 

aller Dinge einschließlich des Menschen erfolgt eine Kategorisierung nach 

Funktionalität  mit entsprechender Wertzuweisung als handelbare Ware. Sie 

lehnen es ab, das Verhältnis des Menschen zur Natur98 und das Verhältnis 

der Menschen zueinander, durch die ökonomische Brille zu betrachten und 

zu bewerten. Und von daher ziehen alle den Schluss, dass Pluralität, die An-

erkennung des Anderen als gleich und verschieden, die Basis einer gerech-

ten Gesellschaft ist. Erst auf dieser Basis der Gleichheit99 kann sich für das 

Individuum so etwas wie Freiheit im alltäglichen Leben100 entwickeln. Für 

Wang Hui, Shiva und Acosta wird die individuelle Freiheit, sein Leben selbst 

zu gestalten, durch die Anforderungen der Gemeinschaft und den Erhalt der 

natürlichen Lebensgrundlagen begrenzt. Ziel ist ein harmonisches Zusam-

menspiel von Natur, Individuum und Gemeinschaft. Für die afrikanischen 

Autoren bedeutet die Freiheit des Individuums, sich von westlichen Denk-

mustern zu lösen und sich frei von staatlicher Bevormundung wirtschaftlich  

betätigen zu können. 

 

Auch der Vorschlag von Beck, sich bei den jeweils eigenen Entwicklungsvor-

stellungen nicht an der westlichen Modernisierung zu orientieren, sondern 

sich nur die jeweils der eigenen Situation angemessenen Ansätze heraus zu 

picken, findet sich in allen Texten. Alle Autoren suchen nach Wegen in eine 

andere Moderne.  

Das beinhaltet vor allem auch die Ablehnung individualistischer und die Be-

tonung von gemeinschaftlichen Werten; bei Wang Hui werden die Differen-

zen, die die Basis der gesellschaftlichen Gleichheit darstellen, von den Men-

schen und der Gemeinschaft aktiv bestimmt; für Shiva ist es der gemein-

schaftliche Besitz, der die gemeinsame Verantwortung und gemeinsames 

Handeln nach sich zieht; für Acosta bündeln sich im Gemeinsinn des Kollek-

                                                 
98 Das Verhältnis Mensch-Natur ist im Konzept ´Buen Vivir` am radikalsten gelöst, indem der Natur 
in der Verfassung ein eigener Subjektstatus zugewiesen wird. 
99 Diese Gleichheit ist bei Wang Hui mit der ´Gleichheit aller Dinge` am umfassendsten. Dagegen 
fußen westliche Gerechtigkeitsvorstellungen auf Ungleichheit, wie zum Beispiel das faire Kooperati-
onssystem von Rawls. 
100 Diese Freiheit beinhaltet auch die Fähigkeit, das Leben selbst gestalten zu können (nach Amartya 
Sen).  Es geht hier um die  positive Freiheit der persönlichen Lebensführung, also die Freiheit, ein 
selbstbestimmtes Leben führen zu können. Die Anerkennung kultureller Pluralität bedeutet negative 
Freiheit, also von Verfolgung aufgrund von Herkunft oder Religion frei zu sein, allerdings nicht frei 
von gesellschaftlichen Zwängen.  Definition nach Isaia Berlin  (Hartmann/Offe 2011: 185) 
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tivs die ethischen Vorstellungen und das gesellschaftliche Handeln. Mazrui 

äußert sich ausdrücklich ablehnend gegenüber den Werten des Individualis-

mus, während er in Bezug auf Gemeinschaft eher vage bleibt. Dagegen 

hängt für seine Mitautoren ein erfolgreicher Entwicklungsweg davon ab, dass 

die Gemeinschafts- und Stammesstrukturen sowohl in politischer als auch in 

ökonomischer Hinsicht einbezogen werden. 

Der Weg in eine andere Moderne, zu einer gerechteren Gesellschaft, kann 

für alle Autoren nur durch eine Änderung der Lebensstile, durch andere Pro-

duktions- und Konsummuster erreicht werden. Die Ökonomie hat sich in die 

natürlichen Kreisläufe einzufügen und muss zur Wohlfahrt der gesamten Ge-

sellschaft beitragen. Das wirtschaftliche Handeln und wirtschaftliches Wachs-

tum muss allen Menschen ein auskömmliches Leben ermöglichen. Gesell-

schaftlicher Fortschritt ist dabei nicht unbedingt mit einem Zuwachs an mate-

riellen Gütern verbunden. Denn es geht in erster Linie darum, jedem Men-

schen ein Leben ohne Not und Diskriminierung zu ermöglichen. 

Und das heißt für Wang Hui und Acosta die Überwindung kapitalistischer 

Produktionsformen und ungleicher Vermögensverteilung; Wang Hui strebt 

das Modell der Bürgerautonomie an, in der die ökonomische Gleichheit sich 

durch Kollektiveigentum und Volksunternehmen ergibt;  Acosta bezeichnet 

sein Modell als solidarische Wirtschaft, in der die sozioökonomische Gleich-

heit durch Umverteilung hergestellt wird. Beide sind sehr von sozialistischen 

Vorstellungen inspiriert.  

Für Shiva müssen die Belange der Natur und der Erhalt der Biodiversität im 

Zentrum jeder wirtschaftlichen Überlegung stehen und alles wirtschaftliche 

Handeln hat sich dem unterzuordnen. Ökonomische Gleichheit ist für sie kei-

ne Voraussetzung für eine gerechte Gesellschaft; wichtig ist dagegen, dass 

die Allmende geschützt wird und die Menschen aus eigener Kraft  ihre 

Grundbedürfnisse befriedigen können. 

Die beiden afrikanischen Ökonomen sehen in dem Zusammenspiel aus einer 

Rückbesinnung auf afrikanische Wirtschaftsweisen und modernen Wirt-

schaftsformen einen erfolgversprechenden Entwicklungsweg. 

 

Mit der Anerkennung globaler Risiken entsteht für Beck ein moralischer und 

politischer Raum für eine zivile Kultur der Verantwortung, was ein anderes 
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Naturverständnis (nicht mehr als ein Objekt der Ausbeutung) und ein ande-

res Verständnis von gesellschaftlicher Rationalität (weniger Individualismus, 

mehr Gemeinsinn) zur Folge hat. 

 

Aus Sicht der anderen Autoren entwickelt sich gemeinschaftliches Handeln 

aus dem Ideal einer Dorfgemeinschaft heraus, was auch auf andere gesell-

schaftliche Bereiche übertragbar sein könne. Mit der Sorge für das Wohler-

gehen und die natürlichen Ressourcen der Gemeinschaft entsteht so etwas 

wie ein gemeinschaftlicher Verantwortungsraum, in dem Individualität und 

Gemeinsinn ein harmonisches Ganzes bilden. So eine Verantwortungsge-

meinschaft ist das Basiselement der Gesellschaft oder nach Wang Hui ein 

gesellschaftliches Teilsystem. Die einzelnen Gemeinschaften oder Teilsys-

teme bilden zusammen mit anderen in einem dynamischen Prozess nach 

dem ´Prinzip der Wechselwirkung zwischen Systemen` (Shiva) eine 

´Gesellschaft verbundener Teilsysteme` (Wang Hui). Nach de Sousa Santos 

sichert das Konzept der ´Plurinationalität` das gleichberechtigte Zusammen-

leben von Individuen und gesellschaftlichen Gruppen.  Aus diesem Zusam-

menspiel entsteht ein Raum der Anerkennung und Respektierung kultureller 

Vielfalt ohne Kategorisierung.  

 

Auch hinsichtlich des politischen Systems bestehen mehr Gemeinsamkeiten 

als Unterschiede. Das System muss die kulturelle und wirtschaftliche Vielfalt 

anerkennen sowie die Belange der Natur in alle Entscheidungen mit einbe-

ziehen und beides  in seinen Organisationsstrukturen widerspiegeln. Die poli-

tischen Strukturen verlaufen, ausgehend von einer lokalen Selbstverwaltung, 

von unten nach oben nach dem Subsidiaritätsprinzip, jede Ebene wird von 

der lokalen Öffentlichkeit kontrolliert und ist ihr gegenüber verantwortlich. 

Wang Hui fordert vom politischen System in erster Linie Responsivität, also 

dass die Bedürfnisse der Menschen aufgegriffen und befriedigt werden. De 

Sousa Santos sieht das vorab gesagte in der ´Plurinationalität` mit ihren un-

terschiedlichen Autonomie-Ebenen und Demokratieformen verwirklicht. Auch 

für Shiva sind demokratische Strukturen am ehesten geeignet. In ihrer 

´Erddemokratie` haben jedoch die Belange der Natur und der Schutz der 

Allmende Vorrang, weil sich erst daraus eine Wohlfahrt für alle ergeben 



 

 88 

kann. In Afrika könnte nach Kwasi Wiredu die ´Konsensdemokratie` einen 

Weg in Richtung sozialer Sicherheit und wirtschaftlicher Entwicklung ermög-

lichen. 

 

Alle Autoren befassen sich auch auf ihre je eigene Weise mit der Frage, wie 

globale Gerechtigkeit entstehen kann. Alle sehen in zivilgesellschaftlichen 

Bewegungen einen Motor, der Veränderungen vorantreiben kann. 

Beck bezeichnet die globalen Akteure, wie die transnationalen zivilgesell-

schaftlichen Organisationen und die internationalen Institutionen, die sich mit 

der Frage befassen, wie wir künftig zusammen auf der Welt leben wollen, als 

die Vorhut einer ´global citizenship`. Allerdings können diese Gruppen nur  

nach Lösungen suchen und diese auf Plattformen, z.B. der Vereinten Natio-

nen, vorschlagen. Entscheiden können nur die Staaten, indem sie sich auf 

eine ´Kompromissformel für globale Gerechtigkeit` einigen. Ein zweiter Weg 

wäre, sukzessiv über zwischenstaatliche Absprachen und Verträge das in-

ternationale Recht um Ansätze für ein (Risiko-) Weltbürgerrecht zu erweitern. 

Gerechtigkeit ergibt sich für Wang Hui aus der Praxis der Gleichheit und das 

gilt auch für ein globales ´System verbundener Gesellschaften` (National-

staaten). Gerechtigkeit kann sich einstellen, wenn jeder Nationalstaat bei 

seinen Entscheidungen die globalen Auswirkungen mit berücksichtigt und 

sich für kosmopolitische Bürgerrechte einsetzt. Das politische System wird 

dabei von gesellschaftlichen Teilsystemen unterstützt, die über supranationa-

le Netzwerke so etwas wie eine Weltöffentlichkeit entstehen lassen, und die 

sich lokal und global für eine Praxis der Gleichheit einsetzen. 

Buen Vivir ist nach Ansicht ihrer Autoren bereits eine globale Vision, eine 

mögliche Lösung, für ein Zusammenleben in gesellschaftlicher Vielfalt und in 

Einklang mit der Natur. Es bietet sich als Diskussionspapier an sowohl für die 

indigenen Völker des Südens als auch für die Ökologiebewegungen des 

Nordens. 

Nach Shiva ist eine gerechte Gesellschaft niemals nur auf sich selbst bezo-

gen, sondern sieht sich als Teil der Erdfamilie. Der gerechte Ausgleich zwi-

schen den Gesellschaften erfolgt durch die Beachtung des Prinzips der 

Wechselwirkung zwischen den Systemen – keine Gesellschaft bereichert 
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sich auf Kosten einer anderen. Sie hofft, dass die Ökologiebewegungen zu-

nehmend stärker und mit ihren Vorschlägen an Einfluss gewinnen werden. 

Mazrui  erwartet, dass ein neues afrikanisches Selbstbewusstsein am Ent-

stehen ist und sich die afrikanischen Gesellschaften als Teil einer globalen 

Föderation der Kulturen in eine universale Zivilisation einbringen können. 

 

6.3 Beantwortung der Forschungsfrage 
 

Das Ziel dieser Untersuchung war, heraus zu finden, ob sich aus den Texten 

von Autoren unterschiedlicher Kulturkreise Anhaltspunkte für die These er-

geben, dass das Nachhaltigkeitskonzept so etwas wie eine globale Utopie 

darstellen könnte.  

Mit Hilfe von Kategorien wurden die Gemeinsamkeiten und Differenzen in 

Bezug auf die Vorstellungen von einer gerechten Gesellschaft sowie von den 

Ideen über den Weg hin zu einer gerechten Gesellschaft herausgearbeitet. 

Dabei wurden nicht nur die sozialen Gerechtigkeitsaspekte berücksichtigt, 

sondern auch ökonomische und ökologische Vorstellungen in die Betrach-

tung mit einbezogen.  

Meine Annahme war, dass ich über die festgestellten Gemeinsamkeiten – 

also darüber, was eine gerechte Gesellschaft ausmachen und wie der Weg 

dorthin aussehen soll - auch eine Aussage über das Nachhaltigkeitskonzept 

treffen kann. 

 

Für mich haben sich aus den Texten gemeinsame Vorstellungen für eine 

nachhaltige, gerechte Gesellschaft ergeben: Einmal über den gesellschaftli-

chen Transformationsprozess;  dann zu der Frage, wie die natürlichen Le-

bensgrundlagen der Menschen geschützt werden können und wie ein nach-

haltiger Wohlstand für alle Menschen generiert werden könne. 

 

Der Transformationsprozess erfordert einen Wertewandel. Statt der individu-

alistischen Wertvorstellungen der Konsum- und Wettbewerbsgesellschaft 

muss eine Hinwendung zu gemeinschaftlichen Werten erfolgen. Grundle-

gend dafür ist, dass Mensch und Natur nicht nach ihrer Funktionalität für ei-

nen Markt kategorisiert und bewertet werden; dass kulturelle Vielfalt aner-
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kannt, respektiert und nicht in eine Hierarchie zu einander gesetzt wird - jede 

Kultur und jedes Wissen ist gleichberechtigt. Aus der Gleichheit in der Ge-

meinschaft leitet sich die individuelle Freiheit ab. Die Wohlfahrt aller steht 

über dem Egoismus einzelner.  

Initiatoren und Verstärker des Transformationsprozesses sind vor allem die 

Indigenen Völker des Südens und die zivilgesellschaftlichen Gruppen des 

Nordens. 

 

Um die Lebensgrundlagen der Menschen zu erhalten, müssen einige Vor-

stellungen der Moderne über Bord geworfen werden.101 Als erstes braucht es 

einen anderen Umgang mit der Natur. Der Mensch muss sich wieder als Teil 

der Natur ansehen, nicht als ihr Beherrscher, und er muss sein wirtschaftli-

ches Handeln in die natürlichen Kreisläufe einpassen. Wirtschaftliches 

Wachstum darf den Erhalt der Biodiversität102 nicht beeinträchtigen.  Beides 

ist am ehesten mit lokalen oder regionalen Wirtschaftsformen gewährleis-

tet.103  

Zweitens braucht es einen anderen Lebensstil, der den veränderten Wertvor-

stellungen in Bezug auf Natur und Gemeinsinn entspricht. Das bedeutet für 

die Individuen, sich auf ein Leben ohne Überfluss, dafür aber auch ohne Not 

und Diskriminierung einzulassen. Dazu gehört dann auch, dass sich sozialer 

Fortschritt nicht in einem Zuwachs an materiellen Gütern, sondern in verbes-

serten Lebensbedingungen für alle in der Gesellschaft, ausdrückt. 

 

Nachhaltiger Wohlstand für alle basiert auf kultureller und wirtschaftlicher 

Vielfalt.  Er entsteht aus der Verantwortung für gemeinsamen Besitz – Kollek-

tiveigentum, Volkseigentum oder Allmende – und dem harmonischen Inein-

andergreifen von ökologischen, sozialen, kulturellen und wirtschaftlichen 

Prozessen. So eine Verantwortungsgemeinschaft kann sich nur auf lokaler 

                                                 
101 Nach Beck geschieht das im Prozess der reflexiven Moderne, der die Suche nach Alternativen zur 
Industriegesellschaft erzwingt. 
102 Biodiversität umfasst die Vielfalt der Ökosysteme, Vielfalt der Arten und genetische Vielfalt, siehe 
Fußnote Nr. 72, Seite 48. 
103 Obwohl  alle Autoren der ökonomischen Globalisierung ablehnend gegenüber stehen, lehnen nur 
Wang Hui und Acosta eine kapitalistische Wirtschaftsform ausdrücklich ab. Für Shiva ist die Natur-
wirtschaft vorrangig, Bedarfswirtschaft und Marktwirtschaft sind gleichrangig, wobei die Marktwirt-
schaft im Hinblick auf das Allgemeinwohl  besser reguliert werden muss; den beiden afrikanischen 
Ökonomen geht es um ein besseres Zusammenspiel von traditioneller und kapitalistischer Wirtschaft. 
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Ebene, als ein selbstbestimmtes und selbstverwaltetes  Basiselement der 

Gesellschaft, heraus bilden.  Die einzelnen gesellschaftlichen Teilsysteme 

fügen sich wie in einem System kommunizierender Röhren104 zu einem ge-

sellschaftlichen Ganzen105 zusammen.  

Nachhaltiger Wohlstand wird durch ein politisches System und  Verwaltungs-

strukturen gewährleistet, die in ihrem Aufbau die gesellschaftliche Vielfalt und 

das gesellschaftliche Mehrebenen-System spiegeln.  

Auch wenn jede Gesellschaft ihren eigenen Weg in eine andere Moderne 

finden muss, sehen alle Autoren auf je unterschiedliche Art und Weise, dass 

die globale Ebene in den Transformationsprozess einbezogen werden muss. 

Ebenso erwarten alle, dass durch die Zusammenarbeit von  transnationalen 

zivilgesellschaftlichen Gruppen so etwas wie eine Weltöffentlichkeit als glo-

bale Diskussionsplattform entstehen kann. 

Die Analyse der Texte hat mir gezeigt, dass es in unterschiedlichen Kultu-

ren106 doch ziemlich ähnliche Vorstellungen davon gibt, was eine nachhalti-

ge, gerechte Gesellschaft ausmacht und wie ein anderer Entwicklungsweg 

aussehen sollte. Insofern kann ich auch die Frage, ob das Konzept der 

nachhaltigen Entwicklung eine globale Utopie ist, mit ja beantworten.107   

Allerdings ist zu fragen, inwieweit diese eher philosophischen Betrachtungen 

die Menschen in ihrem Alltag erreichen und in ihrem Verhalten beeinflussen. 

So wird nach Acosta der westliche Lebensstil von vielen Menschen in den 

´Entwicklungsländern` als erstrebenswert angesehen und er weist darauf hin, 

dass die Menschen noch immer auf die „vermeintlichen Vorteile der ersehn-

ten Entwicklung“ (der ökonomischen Globalisierung) warten (Acosta 2013: 

92).  Und in den Industrieländern dürfte die „Proklamation der Askese […] die 

Arbeiter von Billancourt108 zwangsläufig auf die Barrikaden“ bringen (Latou-

che 2011: 68). 

                                                 
104 Kommunizierende Röhren sind ein offenes aber mit einander verbundenes System. Shiva nennt es 
das ´Prinzip der Wechselwirkung zwischen Systemen`, bei dem kein System zu Lasten anderer agiert. 
105 Wang Hui bezeichnet so eine gesellschaftliche Einheit als ´Gesellschaft verbundener Teilsysteme` 
und de Sousa Santos sieht diese im Konzept der Plurinationalität verwirklicht. 
106 Das schließt den sog. „Norden“ mit ein, was sich in den Ausführungen von Beck aber auch von 
anderen westlichen Globalisierungskritikern wie Altvater, Welzer oder Latouche zeigt. 
107 Das gilt auch unter dem Aspekt, dass Acosta und andere globalisierungskritische Autoren den 
Begriff  ´nachhaltige Entwicklung` ablehnen. 
108 Standort eines inzwischen geschlossenen Produktionsstandorts von Renault. 



 

 92 

Die globale Utopie trifft auf eine Realität, in der anscheinend auf eine kapita-

listische Wirtschaftsweise nicht verzichtet werden kann. Wenn es um die 

Forderung nach einer Änderung des Lebensstils oder um die Frage geht,  

wie man alle Menschen zumindest mit dem Notwendigsten versorgen kann, 

scheint man auf wirtschaftliches Wachstum nicht verzichten zu wollen oder 

zu können. Harald Welzer109 führt das auf eine „tiefe Industrialisierung“ zu-

rück, was bedeutet, dass die Bedingungen und Gegebenheiten der Industria-

lisierung so tief in das Innere der Menschen eingedrungen sind, dass sie ihr 

Selbstbild und ihre Wahrnehmung bestimmen (Welzer 2013: 72). Über die 

Vision von einer anderen, nachhaltigeren, gerechteren (Welt-) Gesellschaft 

wird also vorerst nur von Vertretern aus den jeweiligen Eliten nachgedacht. 

Sie erzählen uns eine „Gegengeschichte: von einer offenen Zukunft mit an-

deren Mitteln“ (Welzer 2013: 75).  Diese Geschichten wirken jedoch erst 

dann, wenn sie von Meinungsführern in allen gesellschaftlichen Gruppen er-

zählt werden. 

Aber wenn die Weltgemeinschaft nicht darauf warten will, bis die ökologi-

schen Verhältnisse andere Lebens- und Wirtschaftsweisen erzwingen, müs-

sen sich die Staaten in der  Post-2015-Agenda der Vereinten Nationen auf so 

etwas wie eine ´Kompromissformel für globale Gerechtigkeit` (vgl. Beck 

2008) einigen. 

 

 

 

 

 
 

                                                 
109 Harald Welzer stellt auf der Internet-Seite „FUTURZWEI“ konkrete Beispiele anderer Lebens- 
und Wirtschaftsformen vor. Online unter http://m.futurzwei.org/.  
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